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(Beginn um 9 Uhr)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich wünsche einen schönen guten Morgen! Die 19. Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet. 

Entschuldigt für diese Sitzung für Vormittag sind GR Dr Aigner, GR Niedermühlbichler und GR Woller; für den ganzen Tag entschuldigt ist GR Dr Ulm.

Wir kommen zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP - 01376-2007/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Alexander Neuhuber gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Der jüngst veröffentlichte Kontrollamtsbericht zu Liegenschaftstransaktionen der Stadt Wien, ua der Verkauf der Grundstücke neben dem Ernst-Happel-Stadion zur Errichtung eines EKZ, zeichnet ein wenig schmeichelhaftes Bild der dafür zuständigen MA 69. So heißt es im Bericht zusammenfassend: "Aus der Sicht des Kontrollamtes hat die MA 69 die Besonderheit der Transaktion und die damit zusammenhängende Vertragsgestaltung zu wenig hervorgehoben bzw die Intention der Stadt Wien nicht in gebotener Klarheit im Antrag an den Gemeinderat dargelegt." Welche politischen, personellen und strukturellen Konsequenzen werden Sie auf Grund der deutlichen Kritik des Kontrollamtes ziehen?) 
Ich bitte um die Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

In Beantwortung Ihrer Anfrage darf ich Ihnen einmal mehr mitteilen, dass das gegenständliche Transaktionsobjekt, das auch im Gemeinderat ausführlich und mehrmals debattiert wurde, als PPP-Modell konzipiert war und dies der erste Versuch unter Mitwirkung der Stadt Wien Holding GmbH war, privates Kapital zu aktivieren. Der Vorteil für die Stadt Wien bestand darin, dass für die Planung und Realisierung des Projektes keine Kosten anfallen und somit kein wirtschaftliches Risiko für die Stadt Wien vorhanden ist. Weiters erfolgte die Finanzierung der geplanten Projekte ohne Zuhilfenahme von öffentlichen Fördermitteln, was wiederum eine Entlastung des Budgets der Stadt Wien darstellt. 

Die Komplexität des Projektes war – wie sich aus den Wortmeldungen in der Sitzung des Gemeinderates vom 23. September 2004 ergibt – den Damen und Herren Gemeinderätinnen und Gemeinderäten, die sich mit dem Thema intensiv auseinandergesetzt haben, bekannt, denn dass Liegenschaftstransaktionen von dieser Dimension eine komplexe Angelegenheit sind, dürfte gerade Ihnen kein besonderes Geheimnis sein. 

Zweifelsfrei ist dem Kontrollamt zuzustimmen, dass der Vorlageantrag an den Gemeinderat präziser zu formulieren gewesen wäre. Dies hat die MA 69 auch zugesagt. Ich hoffe, dass wir durch entsprechende Nachschulung die notwendigen Präzisierungen in den Formulierungen in Zukunft auch hinkriegen werden. Trotz dieser Formulierungsschwäche in der Antragsstellung bin ich der Ansicht, dass das PPP-Modell Perspektive hat und dass wir es auch weiterhin nutzen beziehungsweise weiterentwickeln werden – zum Wohle nicht zuletzt der Finanzen der Stadt selbst. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die 1. Zusatzfrage hat Herr GR Mag Neuhuber. – Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Bürgermeister! 

Ich glaube, Sie werden nicht überrascht sein, wenn ich Ihnen sage, dass ich durchaus ein Anhänger von PPP-Modellen bin. Ich würde mich auch freuen, wenn es mehr in dieser Stadt gäbe. Im vorliegenden Fall bei dieser Grundstückstransaktion ist halt, wie es das Kontrollamt festgestellt hat – vielleicht auch deshalb, weil es das erste war – einiges schiefgegangen. Ich meine, das zieht sich durch den Kontrollamtsbericht wie ein roter Faden, dass immer wieder drinnen steht: nicht nachvollziehbar. Und wer die zurückhaltende Sprache des Kontrollamtes kennt, kann sich schon ungefähr denken, was hinter diesem „nicht nachvollziehbar" in Wirklichkeit steckt. Mit noch mehr Deutlichkeit kann es das Kontrollamt ohnehin schon fast nicht sagen. 

Nun meine Frage, Herr Bürgermeister. Wenn wir die Idee von PPP-Modellen weiterspinnen, dann sollte man doch in Zukunft auch Ausschreibungen machen; nicht einfach einen hernehmen ohne Verhandlungen, sondern so, wie es auch die Bundesimmobiliengesellschaft macht, überhaupt für große Projekte, Ausschreibungen im Bieterverfahren. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es bei zukünftigen Grundstückstransaktionen und PPP-Modellen Bieterverfahren geben wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Das ist etwas, was ich Ihnen leichten Herzens deswegen zusagen kann, weil wir in absehbarer Zeit eine EU-Richtlinie zu PPP zu erwarten haben, wo dies als eine selbstverständliche Voraussetzung involviert ist. Es ist gar keine Frage, dass wir bei Richtlinien der EU gelegentlich hart ringen, aber wenn sie da sind, haben wir uns daran zu halten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister! Die 2. Zusatzfrage wird von Mag Stefan von der FPÖ gestellt. Ich sehe ihn nur nicht. Daher kommen wir zur 3. Zusatzfrage. Frau GRin Dipl-Ing Gretner, bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Die EU wurde gerade angesprochen. Es gibt eine Mitteilung der Kommission betreffend staatliche Beihilfen bei Verkäufen von Bau- oder Grundstücken durch die öffentliche Hand. Auch in diesem Fall hat sich die Stadt Wien leider nicht wirklich daran gehalten, es gab nämlich kein Bieterverfahren und kein Gutachten. Wie rechtfertigen Sie das? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Weil das eine Mitteilung ist und noch nicht die Richtlinie der Europäischen Union. Aber dass die Kritik diesbezüglich von den Grünen kommt, ist leicht merkwürdig, denn gleichzeitig ist von den Grünen ja auch immer kritisiert worden, dass seitens der Europäischen Union bestimmte Modelle in einer – nun sagen wir einmal – äußerst unternehmerfreundlichen Form gestaltet wurden, also, wenn man im weitesten Sinn so will, eher eine Kritik von links gekommen ist. Dass Sie jetzt dies heranziehen, was uns wahrscheinlich mit dieser PPP-Richtlinie noch einige Schwierigkeiten bereiten wird – das sage ich jetzt auch dazu, denn ich bin wirklich sehr gespannt, wie wir mit dieser Richtlinie in Zukunft PPP-Modelle überhaupt noch machen können –, verwundert mich zumindest ein bisschen. Soll ja alles sein. 

Ich bin ganz sicher, dass wir in Zukunft nicht nur mit Schätzgutachten – das werden wir jetzt schon tun – entsprechend vorgehen werden – das ist auch eine 
Überlegung innerhalb des Magistrats und eine Empfehlung des Kontrollamtes –, sondern die Frage der Bieterausschreibung ist eine Sache, die von der Europäischen Union zwingend vorgeschrieben werden wird. Daher ist retrospektiv die Diskussion notwendig, pro futuro eigentlich nicht, denn es wird sowieso so sein. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die 4. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn GR Mag Neuhuber. – Bitte. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe, sollen in Zukunft bei derartigen Transaktionen auch externe Sachverständige zum Zug kommen, denn das war nämlich einer der Hautkritikpunkte des Kontrollamtes im Bericht. Wenn ich mich recht erinnere, hieß es da, das interne Gutachten der MA 69 wäre äußerst knapp bemessen gewesen; also wieder die sensible Sprache des Kontrollamtes. 

Werden Sie sich also dafür einsetzen, dass in Zukunft bei derartigen Projekten auch gerichtlich beeidete Sachverständige für die Gutachten zum Einsatz kommen? 

Bgm Dr Michael Häupl: Selbstverständlich, Herr Gemeinderat. Wir haben in so vielen Bereichen hervorragende gerichtlich beeidete Sachverständige für Immobilien, und selbstverständlich werden wir es auch hier tun. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 1. Frage. 

Die 2. Anfrage (FSP - 01369-2007/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Kurt Wagner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Wien hat mit der Einführung der Parkraumbewirtschaftung einen wesentlichen Beitrag zur Verringerung des MIV geleistet. Die Gebühren für Parkscheine sind seit 1986 mit 4 ATS für 30 Minuten, 8 ATS für 60 Minuten und 12 ATS für 90 Minuten gleich geblieben bzw wurden durch die Einführung des Euro sogar um 7,21 Cent pro Stunde gesenkt. Diese Senkung entspricht einer Kostenreduzierung von über 8%. Wie war die Gebührenentwicklung im gleichen Zeitraum, also in mehr als 20 Kalenderjahren für Kurzparker in Garagen, im 1. Bezirk und auch in den anderen Bezirken, die parkraumbewirtschaftet sind?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Gemeinderat, Sie stellen richtigerweise fest, dass in den letzten 21 Jahren die Tariferhöhung bei der Parkraumbewirtschaftung in den Kurzparkzonen unterblieben ist. Man kann sogar dazusagen, dass es mit der Einführung des Euro zu einer Verbilligung um 8 Prozent gekommen ist, sodass man letztlich, wenn man die Inflation, nämlich den Verbraucherpreisindex zu Hilfe nimmt, draufkommt, dass in dieser Zeit, in den letzten 21 Jahren der Verbraucherpreisindex um 54 Prozent gestiegen ist, und das scheint mir Rechtfertigung genug zu sein, dass wir auch für die Kurzparkzonen eine Anhebung des Tarifes vornehmen; zum jetzt gültigen Tarif um 50 Prozent, zum Tarif, der 1986 gültig war, um 38 Prozent. Das ist insofern auch gerechtfertigt, als die Straßen ja gebaut werden müssen und die Parkstreifen auch gebaut werden müssen.

Der Bauindex ist in dieser Zeit um 200 Prozent gestiegen, und wenn man das vergleicht mit den Kostensteigerungen bei den Parkgaragen in den Zonen, wo die Parkraumbewirtschaftung wirkt, so ist der Tarif dort um 230 Prozent gestiegen. Also eine Anhebung von 50 Prozent ist hier als moderat zu sehen. 

Wir haben mit diesen Mitteln vor, dass wir erstens im Bereich des Autofahrens sozusagen Verbesserungen folgendermaßen vornehmen: Dass wir die Park-and-ride-Anlagen, die die Pendler und Pendlerinnen dazu animieren sollen, die Autos am Stadtrand oder überhaupt außerhalb der Stadt stehen zu lassen, stärker unterstützen. In Summe sollen mit den zusätzlichen Einnahmen in Wien und außerhalb Wiens 15 000 Stellplätze errichtet werden. Diese Erhöhung wird ja zweckgebunden verwendet, für die Verbesserung der Parkraumsituation, zum Beispiel. Wir haben auch vor, dass wir noch dazu 15 Garagen innerstädtisch nachrüsten. Die sind in Planung, und die Mittel werden auch dafür zum Einsatz kommen. 

Zusätzlich haben wir vor, die Beschleunigungsprogramme der Wiener Linien zu unterstützen. Das ist mittlerweile ein sehr intelligentes System, eine dynamische Ampelschaltung für die Wiener Linien, für den Bus und für die Straßenbahn, was bedeutet, es ist für den Autofahrer nicht mehr spürbar und für die Straßenbahn oder für den Bus doch eine deutliche Verbesserung. 

Es wird auch die grüne Welle noch einmal gemeinsam mit den Autofahrerklubs überprüft, wo denn da unter Umständen noch Mängel bestehen. 

Weiters haben wir vor, dass wir die Umweltverbundverkehre, also den öffentlichen Verkehr, das Radfahren und das Zufußgehen, auch aus den Mehreinnahmen der Parkraumbewirtschaftung unterstützen. Dazu zählt der Ausbau des Radwegenetzes, dazu zählen natürlich vor allem die Abstellanlagen für Fahrräder outdoor, aber auch indoor, denn wir wissen, dass hier ein großer Bedarf an Nachrüstung auch in den Gebäuden besteht.

Außerdem hat sich das Vienna Citybike sehr, sehr bewährt, und wir haben eine Fülle von Anträgen aus den Bezirken. Daher wollen wir zusätzlich die Nachrüstung dieser Citybikes in den Bezirken fördern. Da wollen wir die Bezirke unterstützen, sodass das Radfahren auch außerhalb des Gürtels stärker in Anspruch genommen werden kann und das Gratisfahrrad auch dort zur Verfügung steht.

Der letzte Punkt ist mir besonders wichtig. Wir haben es in den letzten Jahren geschafft, dass die Verkehrssicherheit in dieser Stadt deutlich gestiegen ist. Wir haben einen sehr, sehr deutlichen Rückgang bei den Verkehrstoten, wir haben auch einen Rückgang bei den Verletzten und bei den Unfällen. Das ist darauf zurückzuführen, dass wir ein Bündel von Maßnahmen einsetzen, und zwar sowohl in der Information als auch in der Schulung, aber auch bei baulichen Maßnahmen. 

Gerade diese baulichen Maßnahmen zur Verkehrssicherheit, für die Fußgänger vor allem, sind besonders wichtig. Dazu zählt die bessere Sichtbarmachung von Zebrastreifen, dazu zählt, dass die Beleuchtung dort verbessert wird, dass die Rotumrandung für die Schulwegzebrastreifen und auch die reflektierenden Farben bei den Zebrastreifen zum Einsatz kommen können. Auch das ist etwas, was die Bezirke sehr teuer kommt. Wir wollen sie mit den Mitteln, die wir jetzt eingenommen haben, unterstützen.

Ich darf Ihnen auch dazusagen, dass die Erhöhung, die wir gestern angekündigt haben, für die Bewohnerinnen und Bewohner nicht in diesem vollen Ausmaß zum Tragen kommen wird, dass wir dort eine nur 
28-prozentige Erhöhung vornehmen und dass diese Tarifanpassung auch mit einer Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung in die Abendstunden und mit einer Harmonisierung zwischen dem 1. Bezirk und den Innergürtelbezirken verbunden ist, sodass diese Verwechslungen, die ansonsten stattgefunden haben, nicht mehr passieren können. 

Ich denke, dass wir mit dem Gesamtpaket zeigen können, dass wir nicht nur für den Stadtsäckel irgendetwas einnehmen, sondern dass wir damit, weil ja zweckgebundene Einnahmen, für die Verbesserung der Verkehrssituation und der Umweltsituation in der Stadt einiges tun können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Dr Madejski gestellt. Ich bitte darum. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Abgesehen davon, dass diese Erhöhung an sich durch nichts begründet ist – Sie haben es jetzt zwar sehr wortreich versucht –, beträgt die Erhöhung für die Autofahrer ja nicht nur diese paar Prozentpunkte. Das gilt für den Tag, wenn man die Zeit nicht ausgedehnt hätte. Wenn man allerdings jetzt berücksichtigt, dass die Zeit auf 22 Uhr ausgedehnt wird – Sie wissen genau, dass manche Bezirke bis 19 Uhr und manche bis 20 Uhr haben –, dann ist natürlich die Steigerung nicht 80 Cent, wenn man bisher um 18 Uhr reingekommen ist und bis 19 Uhr zahlen musste, sondern wenn man jetzt bis 22 Uhr zahlen muss, sind das 4 EUR. Die Differenz ist also eine Steigerung von 500 Prozent. Das ist eine ganz eine interessante Steigerung. In der Josefstadt zum Beispiel werden es 70 Prozent sein, weil man ja dort auch jetzt länger zahlen muss. Aber das nur am Rande. Darüber werden wir ja noch ausführlich diskutieren können. 

Ich habe in der Kommission, die gestern getagt hat, und auch aus den Medienberichten vernommen, dass von Ihnen eine Studie in Auftrag gegeben wird, die hier ausloten soll, inwieweit das Parkpickerl auch auf die Außengürtelbezirke 10 bis 19 ausgedehnt werden kann. Das sollte im Herbst vorliegen, und da ist gesagt worden, das sei auf Wunsch der Bezirksvorsteher dieser Bezirke.

Daher meine Frage an Sie: Welche Bezirksvorsteher der Bezirke 10 bis 19 haben sich das tatsächlich aus Eigenem gewünscht? Von wem wissen Sie es, beziehungsweise wer hat sich diese Studie um das Parkpickerl nicht gewünscht? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie haben vorhin eine Rechnung angestellt, die ich nicht ganz nachvollziehen kann, denn wenn ein Bewohner des 8. Bezirkes nach Hause kommt, dann gilt für ihn das Parkpickerl zu dem Tarif, den er jetzt hatte, noch weiter, und es gilt danach das um 28 Prozent erhöhte Parkpickerl. Also ich sehe nicht, wie Sie da auf 70 Prozent oder sonstige Rechnungen kommen können. Das kann nur eine Verwechslung sein. Und wenn jemand ins Theater in der Josefstadt fährt, dann soll er doch das Kombiticket die Wiener Linien in Anspruch nehmen. Das ist wohl die bessere Lösung.

Was die Zeitungsmeldung, die heute in einer der Tageszeitungen drinnen steht, betrifft, dass diese Studie dazu führt, dass wir die Parkraumbewirtschaftung sozusagen über die Gürtelgrenze hinaus ausdehnen wollen, so sage ich klipp und klar – und ich habe das gestern bei der Pressekonferenz auch getan –, dass in diesem Jahrzehnt keine Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung mehr geplant ist, weder zeitlich noch räumlich.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 2. Zusatzfrage wird von GR Mag Maresch gestellt. Ich bitte darum. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wie Sie sich ja denken können, glauben wir auch, dass es notwendig war, endlich einmal die Gebühr für die Parkscheine zu erhöhen, und ich finde es interessant, wenn der Kollege Madejski Krokodilstränen weint für die Autofahrer, die jetzt schwer zu Kasse gebeten werden. Also nachdem die SUVs und die Hummers massiv zugenommen haben auf der Straße, ist, glaube ich, das Problem der Besitzer dieser Autos, wie es heute auch im „Standard" zu lesen ist, eher, dass sich die hohe Benzinrechnung zu Buche schlägt und kaum der Parkschein, denn die Leute haben ja sicherlich auch eine oder mehrere Garagen zu Hause, sonst könnten sie die Autos nicht unterbringen.

Aber jetzt meine Frage: Ein bedauerlicher Nebeneffekt bei der Erhöhung der Parkscheingebühren war ja letztendlich auch die Erhöhung der Gebühr für das Parkpickerl. Gestern in der Parkraummanagementkommission hat sich herausgestellt und in den Medien ist es auch gestanden, es gibt eine Erhöhung um 30 EUR. Das bedeutet 12 Cent am Tag, das ist schon klar, aber da der Parkschein mit dem Parkpickerl gekoppelt ist – oder umgekehrt, genauer gesagt – und die Berechnungsgrundlage sozusagen die Freizeit, aber auch die Arbeitszeit und die Zeit, wie lange das Parkpickerl gilt, bis 22 Uhr, umfasst, plus letztendlich auch den Preis, ist es uns nicht nachvollziehbar, wieso 30 EUR? Es müsste eigentlich weitaus mehr sein. 

Deswegen die Frage: Welche Regelung gibt es da, die die Preiserhöhung letztendlich jetzt – unter Anführungszeichen – nur auf 30 EUR beschränkt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke schön. – Herr Gemeinderat, jetzt komme ich nicht mehr ganz mit. Ich habe Ihre Presseaussendung am vergangenen Mittwoch gelesen, und da haben Sie sozusagen gewettert dagegen, dass wir überhaupt das Pickerl erhöhen, und heute sagen Sie, wir hätten eigentlich mehr verlangen sollen. Das passt irgendwie nicht zusammen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, nein! Sie verwechseln da etwas! Sie verwechseln Pickerl und Parkschein!)

Wir haben uns dazu entschieden, dass wir einen rechtlichen Weg finden, dass die Parkraumbewirtschaftung so gestaffelt wird, wie sie verkehrspolitisch auch sinnvoll ist. Nämlich für den, der in die Stadt hineinfährt und kurz dort parken möchte, wird es teurer, spürbar teurer, und für jene, die dort wohnen, wird es nur minimal teurer, damit eben die Möglichkeit besteht, dass auch die Abendausdehnung der Parkraumbewirtschaftung honoriert wird. Es kann nicht so sein, dass man kostenlos eine Ausweitung vornimmt, die dann für die Anrainerinnen und Anrainer zwar eine Lösung bietet, in Summe aber nicht den Effekt bringt, dass ich dann auch Garagen nachrüsten kann, damit die Autos auch untergebracht werden können. Daher gibt es die minimale Erhöhung für jene, die dort wohnen, und die höhere Anpassung der Tarife für jene, die dort kurz parken. 

Die rechtliche Regelung dazu ist verfassungsrechtlich gedeckt. Im Unterschied zu dem, was Sie morgen im Landtag als Antrag einbringen. Das wäre verfassungsrechtlich nicht gedeckt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat, ich glaube, wir werden heute noch genügend Gelegenheit haben, über die grundsätzliche Ausweitung und die Erhöhung der Parkraumgebühren zu reden. Daher möchte ich diese Fragestunde jetzt nicht für allgemein gehaltene Aussagen missbrauchen, sondern ich möchte Ihnen eine ganz konkrete Frage stellen, bezüglich der Ausdehnung.

Sie haben in den vergangenen Jahren immer wieder gesagt, eine Ausdehnung in den parkraumbewirtschafteten Bezirken über 20 Uhr hinaus zahlt sich nicht aus. Dabei haben Sie sich auf eine Studie berufen, die im Auftrag der MA 46 von Dr Herry im Jänner 2002 übermittelt worden und die auch allen Parteien zugegangen ist. In dieser Studie geht ganz klar hervor, dass eine Ausweitung auf 22 Uhr langfristig nicht den Erfolg erzielen wird, den man sich erwartet, denn es gibt nur ein relativ kleines Verdrängungspotenzial. Der Aufwand dafür wäre zu groß. Es gibt eine geringe Entlastung für einen kurzen Zeitraum, doch das Verdrängungspotenzial wird auf Grund der generellen weiteren Zunahme der bezirkseigenen PKW wieder aufgehoben. 

Ich möchte Sie daher fragen: Welche neuen Erkenntnisse haben Sie seit dieser Studie, die seit dem Jahr 2002 vorliegt, die dazu geführt haben, dass Sie Ihre Meinung nun geändert haben, dass es aus Ihrer Sicht verkehrspolitisch nun doch sinnvoll wäre, auf 22 Uhr auszudehnen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke schön. – Herr Kollege Gerstl, ich habe jetzt schon geglaubt, Sie fragen mich vielleicht, wieso wir so teuer werden, dann hätte ich Ihnen nämlich gesagt, wir passen uns dem an, was in Graz, wo ein ÖVP-Bürgermeister und ein ÖVP-Stadtrat amtieren, gemacht wird, und wir passen uns dem an, was in Innsbruck gültig ist, wo es nämlich auch eine ÖVP-Bürgermeisterin und einen zuständigen Verkehrsstadtrat dort gibt (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist nicht gefragt! – Heiterkeit und weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich verstehe eigentlich nicht, warum Sie sich jetzt darüber lustig machen. Wissen Sie, Ihre Partei war diejenige, die damals 100 Prozent Erhöhung (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist nicht gefragt! Beantworten Sie die Frage!) beim Mautpickerl auf den Autobahnen gemacht hat. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Warum haben Sie Ihre Meinung geändert?) Das ist genau der Punkt, den Sie nicht gerne hören, aber man kann Ihnen das nicht ersparen. 100 Prozent Erhöhung beim Mautpickerl, beim Autobahnpickerl ist allein Ihre Angelegenheit. Natürlich mit Hilfe der Freiheitlichen damals. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Warum haben Sie Ihre Meinung geändert? Beantworten Sie die Frage!)
Zu dem, was Sie mich gefragt haben, noch zusätzlich – Sie halten auch immer sehr viele Referate, wenn Sie Fragen stellen, darum sei auch mir gestattet, dass ich ein paar Sachen sage, die Sie nicht gefragt haben –, aber zu dem, was Sie gefragt haben: Ich gebe Ihnen die Empfehlung: Reden Sie einmal mit Ihrer Bezirksvorsteherin im 4. Bezirk! Die hat gestern noch einmal ganz deutlich gesagt, dass diese Ausdehnung bis 22 Uhr für sie essentiell ist. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das hat sie dort gesagt!) Reden Sie mit der ehemaligen Bezirksvorsteherin des 8. Bezirkes! Auch die Bezirksvorsteherin Kostal hat das immer eingefordert. Ich verstehe nicht ganz, wieso die Partei, die immer für die Stärkung der Bezirke ist, auf einmal daherkommt und sagt, ich soll die Bezirke „overrulen".

Herr Gemeinderat, nehmen Sie doch die Bezirke selber ernst! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nicht alle Bezirke wollen das!) Sie tun das offensichtlich nicht mehr. Daher haben wir die Bezirke eingeladen (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die Bezirke wollen das nicht alle!), sich dieses Thema ordentlich anzuschauen, und die Bezirke sind bei ihrer Ansicht geblieben. Wir haben eine rechtliche Möglichkeit gefunden, wie die Tarife für die Bewohnerinnen und Bewohner im Rahmen bleiben und wie wir damit den Bewohnerinnen und Bewohnern in diesen Bezirken auch helfen können. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Keine Antwort! Keine Antwort auf meine Frage!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung dieser Fragen. 

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP - 00944-2007/0001 - KFP/GM). Diese wurde von Frau GRin Henriette Frank gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Welche Auswirkungen hat die OGH-Entscheidung [7 Ob 78/06f] betreffend die Mietvertragsklauseln auf "Wiener Wohnen"?)
Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte GRin Frank! Hoher Gemeinderat!

Bereits im Jahr 2003 wurden die Standardmietverträge, die Wiener Wohnen bei der Vermietung von Wohnungen in städtischen Wohnhausanlagen verwendet, einer fachlichen Beratung und Überprüfung durch Verbraucherschützer der Arbeiterkammer und der Rechtsabteilung für Wiener Wohnen unterzogen. Die Folge war eine Neuauflage der überarbeiteten Mietverträge, die aus der Sicht von Wiener Wohnen als gesetzeskonform gelten. 

Am 11. Oktober 2006 hat der Oberste Gerichtshof eine Entscheidung erlassen, wonach 39 Vertragsklauseln, die ein gewerblicher Vermieter in seinen Mietverträgen verwendete, rechtswidrig seien. Angestrengt wurde das Verfahren ebenfalls von der Arbeiterkammer als Verbandskläger gemäß Konsumentenschutzgesetz. Dabei handelt es sich größtenteils um Mietverträge so genannter Vorsorgewohnungen, die nur dem Teilanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes unterliegen. 

Die von Wiener Wohnen vermieteten Gemeindewohnungen unterliegen dem Vollanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes. Von Wiener Wohnen werden die beanstandeten Vertragsklauseln in dieser Form nicht verwendet. Dennoch werden die von Wiener Wohnen verwendeten Vertragsklauseln noch einmal im Licht der zitierten OGH-Entscheidung geprüft. Sollten sich im Detail noch Abweichungen ergeben, werden diese selbstverständlich korrigiert.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage hat GRin Frank zu stellen. Ich bitte darum.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung vorweg. Jetzt ist es aber so, dass sehr wohl im OGH-Urteil festgehalten ist, dass es Verträge gibt, bei denen der Teilanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes anzuwenden ist, und solche, wo nur das ABGB zum Tragen kommt, und dass das auch noch nicht so definitiv ist, sondern dass wahrscheinlich auch noch Nachfolgeprozesse – sage ich einmal – kommen werden, wo vielleicht noch neuere Erkenntnisse hervorgebracht werden. 

Jetzt mag es wohl sein, dass nicht dezidiert in den Mietvertragsklauseln der Stadt Wien das eine oder andere nachteilig aufgeführt ist, aber manchmal sind es leider diese Verhaltensweisen von Wiener Wohnen. Da ist es so, dass zum Beispiel Beeinträchtigungen sehr wohl zur Reduktion der Miete berechtigen, und wir haben in Wien viele Fälle, dass Gerüste ewig stehen und den Lichteinfall beeinträchtigen oder dass Schäden durch Schimmel oder Leitungswasserschäden sehr lange nicht behoben werden und so weiter. 

Meine Frage jetzt an Sie: Ist hier nicht zu befürchten, dass jetzt die Mieter auf Grund dieses OGH-Urteils einmal aufgerüttelt werden und eine massive Flut an Rückforderungen an Wiener Wohnen herangetragen wird? Wie werden Sie dem dann begegnen oder was werden Sie da schon im Voraus machen, damit es gar nicht so weit kommt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie haben recht, wir gehen davon aus, dass es eine weitere Entscheidung des Obersten Gerichtshofes geben wird. Die jetzige Entscheidung hat sich im Wesentlichen mit den Vorsorgewohnungen und dem Teilanwendungsbereich beschäftigt. Wir gehen davon aus, dass es noch im ersten Halbjahr des heurigen Jahres eine weitere Entscheidung des Obersten Gerichtshofes geben wird, die sich mit jenen Wohnungen beschäftigt, die im Vollanwendungsbereich auch des Mietrechtsgesetzes stehen. 

Wir beobachten diese Entwicklung natürlich ganz genau, weil sich insbesondere bei den Investitionen im Bereich zum Beispiel der Thermen für uns als Vermieter durch Wiener Wohnen auch eine gewisse Verantwortung ergibt, die wir auch den Mieterinnen und Mietern gegenüber wahrnehmen wollen. Wir gehen davon aus, dass es sich bei dieser Entscheidung des Obersten Gerichtshofes um diesen Investitionsbereich, wie zum Beispiel Thermen, handeln wird. Wir gehen aber nicht davon aus, dass es die von Ihnen angesprochenen Fälle sind, die durch den Obersten Gerichtshof mitbehandelt werden. 

Nichtsdestotrotz ist es für uns dennoch wichtig, dass Schäden, die im Wohnbereich auftreten, wie die von Ihnen zitierten, entsprechend von Wiener Wohnen begleitet und bearbeitet werden und dass die Schäden natürlich behoben werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. Ich bitte darum. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, das vorliegende OGH-Urteil hat ja einige Defizite im Mieterschutz aufgezeigt, die vor allem auf die Aushöhlung durch die schwarz-blau-orange Bundesregierung, aber auch durch die davor agierenden großen Koalitionen zurückzuführen sind. Auch im Regierungsabkommen der neuen Bundesregierung gibt es eigentlich im Bezug auf Mieterschutz nur sehr vage Ankündigungen und Absichtserklärungen. 

Meine Frage nun an Sie: Wie und in welcher Weise werden Sie sich bei der rot-schwarzen Bundesregierung für die Verbesserung des Mieterschutzes einsetzen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Also wir werden unsere Möglichkeiten selbstverständlich einsetzen, um im Bereich des Mieterschutzes weitere Akzente zu setzen. Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes im Teilanwendungsbereich und die noch kommende Entscheidung des Obersten Gerichtshofes im Vollanwendungsbereich sind für uns Gelegenheit, auch darüber zu diskutieren, welche Möglichkeiten wir als Initiative auch auf Bundesebene setzen können, weil für uns in Wien Mieterschutz absolute Priorität hat. Das fordern wir auf politischer Ebene, und wir versuchen das dort, wo wir können, auch als Vertreter der Vermieter über Wiener Wohnen einzuhalten und mit den Mieterinnen und Mietern entsprechende Lösungen zu finden, insbesondere auch in den jetzt vom Obersten Gerichtshof getroffenen Entscheidungen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt. Ich bitte darum. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat, es ist Ihnen ja sicher bekannt, dass von den 40 von der Arbeiterkammer beantragten Punkten 39 sozusagen positiv für die Arbeiterkammer ausgegangen sind. 

Einer der Punkte betrifft unter anderem die Frage – Sie haben schon in Ihrer vorherigen Beantwortung davon gesprochen, dass Sie neue OGH-Entscheidungen erwarten –: Wie sehr darf ein Mietobjekt bei der Rückstellung abgewohnt sein – das ist immer wieder eine Diskussion –, beziehungsweise inwieweit sind die baulichen Veränderungen des Mietgegenstandes nach Beendigung des Mietvertrages zu entfernen und in den ursprünglichen Zustand zurückzuversetzen. 

Die neu gegründete Mieterbeiratsplattform beziehungsweise die jetzt in Gründung befindliche Mieterbeiratsplattform bemängelte in einem öffentlichen Treffen, dass viele Verbesserung nach Rückstellungen der Wohnung an Wiener Wohnen von Handwerkern im Rahmen der Umbauten der Rückstellungen herausgerissen werden und so zusätzliche Kosten für Wiener Wohnen entstehen. Dies betrifft vor allem Fußböden, Fenster, Armaturen und auch Thermen.

Jetzt ist meine Frage an Sie: Wie werden Sie diesen Unfug, der ja doch mit hohen und unnötigen Kosten für Wiener Wohnen behaftet ist, abstellen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich habe bereits in Auftrag gegeben, dass wir uns intensiv mit der Frage Begleitung der Aufträge, die Kontrahenten ausführen, beschäftigen werden, nämlich erstens mit der Frage, wann es diese Aufträge gibt, zweitens, wie diese Aufträge ausgeführt werden, und drittens in welchem Zeitrahmen diese Aufträge ausgeführt werden. Das wird auch ein Schwerpunkt der nächsten Monate sein. Wir haben auch bereits einen Pilotversuch in einem Wiener Bezirk laufen, wo Kontrahentenfirmen gemeinsam mit uns nach Lösungen suchen. Ich lege großen Wert darauf, dass wir diese neuen Überlegungen auch gemeinsam mit den Firmen, mit der Wirtschaftskammer, auch mit den Kontrahenten vereinbaren. Das wird aber auch Gegenstand der kommenden neuen Kontrahentenverträge sein, und wir werden uns diesen Umstand genau ansehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dkfm Dr Maurer gestellt. 

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Zur allgemeinen Frage der Wohnungskosten: Qualitativ hochwertiger Wohnungsbau und erschwinglicher Wohnungsbau sind ja oftmals Widersprüche. Mich würde interessieren, welche Maßnahmen setzt Wiener Wohnen, um möglichst beide Ziele zu erreichen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Wiener Wohnen hat bereits in den letzten Jahren hier eine ganze Reihe von Maßnahmen gesetzt. Ich möchte nur daran erinnern, dass alleine in den Jahren 2000 bis 2006 mehr als 2 800 Millionen EUR investiert worden sind in Umbauten, in Gebäudeerhaltung und -instandsetzung, aber auch in den Schwerpunktbereich Betrieb von Aufzügen. Es sind rund 3 500 Wohnungen pro Jahr, die in einem Gesamtvolumen von 111 Millionen EUR in ihrem Standard verbessert werden. Das sind vor allem Wohnungen, die beispielsweise noch über keine Zentralheizung, über kein Bad verfügen, die auch saniert werden mit diesem doch sehr hohen finanziellen Aufwand, den die Stadt Wien und Wiener Wohnen leisten. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir hier auch eine besondere Aktion haben im Bereich der Installierung von Sicherheitstüren. Auch dieses Maßnahmenpaket wird von der Stadt Wien sehr stark unterstützt und finanziell gefördert. 

Wichtig – da möchte ich auf den zweiten Teil Ihrer Frage noch besonders Bezug nehmen – ist der Umstand, dass die Mieterinnen und Mieter weder einen Baukostenbeitrag noch eine Mietzinsvorauszahlung zu leisten haben. Das heißt, die Mieterinnen und Mieter haben nur die monatlichen Mietbelastung von 4,17 EUR zu begleichen, und das ist nach einer Studie der Arbeiterkammer in etwa die Hälfte von dem, was vergleichbare Wohnungen am freien Markt kosten. 

Also Sie sehen, Herr Abgeordneter, dass durch die Leistungen der Stadt Wien und durch die Leistungen von Wiener Wohnen die Mieten in den Gemeindewohnungen in etwa um die Hälfte kostengünstiger sind als in vergleichbaren Wohnungen am freien Markt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die fünfte und letzte Zusatzfrage kommt von GRin Frank. – Bitte. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Zuerst möchte ich auf Ihre Beantwortung kurz eingehen. Sie sprachen davon, dass es einen Beirat in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftskammer, Vertretern von Wiener Wohnen und den Kontrahenten gibt, in dem jetzt neue Projekte oder neue Verhaltensweisen ausgearbeitet werden. 

Frage: Kann man hier nicht so eine Art Unterausschuss bei Wiener Wohnen einrichten – also nicht Frage, sondern Anregung, denn meine Frage kommt erst –, wo auch die Opposition dabei ist, wenn es um solche Gespräche geht? Das würde ich anregen, und es würde mich freuen, wenn es diese Möglichkeit gäbe.

Aber im Zusammenhang mit dem OGH-Urteil hat die Arbeiterkammer dann auch sehr ausführlich die Betriebskosten behandelt, und gerade die Freiheitlichen sind ja immer große Kritiker, wenn es um diese Betriebskosten geht, weil sie unserer Meinung nach generell überhöht sind. Nur hier wurden besondere Facetten aufgezeigt, zum Beispiel, dass eben Provisionen von Versicherungen rückfließen müssen an die Mieter, dass Grundstücksteile, wo nur ein Mieter einen Kleingarten benutzen kann, nicht generell umlegt werden auf eine Wohngemeinschaft und so weiter – ich will das jetzt nicht im Detail anführen – und vor allem auch das Verursacherprinzip der Entrümpelungen. 

Wie handhabt das jetzt Wiener Wohnen, beziehungsweise in welcher Form werden Sie den Mietern das jetzt auch klarmachen, dass solche Rückflüsse tatsächlich erfolgen? Denn die Betriebskostenabrechnungen, die die Mieter derzeit kriegen, umfassen zehn globale Punkte, und ich glaube nicht, dass jeder Mieter in der Lage ist, auf Grund von Einzelbelegen das alles nachzuvollziehen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich halte das für einen wichtigen Punkt, den Sie ansprechen, Frau GRin Frank, denn in der Tat ist es sicher gut, wenn wir die Kommunikation, die es zwischen Wiener Wohnen und den Mieterinnen und Mietern gibt, noch intensivieren. Ich glaube, dass sich da viele Missverständnisse auch aufklären lassen, und ich denke, dass da ein wichtiges Instrument im Rahmen dieser Kommunikation auch die Mieterbeiräte sind. 

Das ist auch der Grund, warum ich mir vorgenommen habe, die Mieterbeiräte in den nächsten Wochen einzuladen und mit den Vertreterinnen und Vertretern der Mieterbeiräte gemeinsam darüber nachzudenken, wie wir diese Information intensivieren können, wie wir auch den Mieterbeiräten vermitteln können, wie die Betriebskostenabrechnungen zu deuten, zu interpretieren sind, welche Anlaufstellen sie haben, um nachzufragen, was in die Betriebskostenabrechnung alles miteingerechnet wird. 

Ich denke, dass die Mieterbeiräte auch eine gute Möglichkeit sind, in den Wohnhausanlagen zu kommunizieren, was Allgemeinkosten sind, was eine Gemeinschaft gemeinsam tragen muss – Sie haben einige Beispiele selbst angeführt – und wo es sich um quasi individuelle Kosten einzelner Mieterinnen und Mieter handelt. Sie wissen, dass das sehr oft auch Streitpunkt zwischen den Mieterinnen und Mietern selbst ist. Hier wollen wir die neugeschaffenen Instrumente wie die Gebietsbetreuung beispielsweise, aber auch die neuen Mediatoren, die wir eingesetzt haben, dazu verwenden, um den Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräten noch eine zusätzliche Unterstützung zu bieten.

Ich möchte aber auf den ersten Teil Ihrer Frage auch noch zu sprechen kommen. Sie wissen, dass ich immer starkes Interesse habe, wenn wir Neuerungen einführen, das auch mit einem breiten Konsens durchzuführen. Deshalb würde ich gar nicht glauben, dass es notwendig ist, einen Unterausschuss einzurichten, sondern ich würde das direkt im Ausschuss berichten und zur Diskussion stellen, denn ich glaube, dass es Sinn macht, dass wir hier gemeinsam zu einem Ergebnis kommen, das wir auch gemeinsam tragen können. Ich bin da gerne bereit, auch Anregungen im Vorfeld von Ihnen und anderen Mitgliedern des Wohnbauausschusses aufzugreifen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 3. Frage. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 01379-2007/0001 - KGR/GM), die von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner gestellt ist und an den Herrn Bürgermeister gerichtet ist. (In der Tageszeitung "Kronen Zeitung" vom 10. März 2007 heißt es, dass Sie "voll hinter dem geplanten Konzertsaal der Sängerknaben am Augarten-Spitz stünden" und für eine möglichst rasche Einreichung des Projektes eintreten würden. In der "Wiener Zeitung" vom 17. März 2007 sind Sie mit "Der Platz ist für die Sängerknaben" zitiert. Sehr geehrter Herr Bürgermeister, auf Grund welcher fachlicher Grundlagen treten Sie für den Sängerknaben-Konzertsaal am Standort Augarten-Spitz ein?) 

Ich bitte um die Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

In Beantwortung Ihrer Frage darf ich zunächst einmal auch darauf hinweisen, dass die Wiener Sängerknaben eine Institution sind, die seit Jahrzehnten dank ihres hohen künstlerischen Niveaus den Ruf Wiens als eine Stadt der Musik, der Künste und der Kultur abrunden und festigen. Es ist eine Institution, die vom Idealismus und den besonderen Fähigkeiten zahlreicher junger Menschen getragen wird. Die Wiener Sängerknaben sind deshalb auch in ihrer Heimatstadt bei der Schaffung einer angemessenen, zeitgemäß ausgestatteten Wirkungsstätte grundsätzlich vom Wiener Bürgermeister zu unterstützen. 

Zum privat initiierten Projekt des Konzertsaales am so genannten Augarten-Spitz kann ich ausführen, dass diese der Republik Österreich gehörende Fläche unweit der Heimstätte im Palais Augarten bisher nicht zum öffentlich zugänglichen Bereich des Parks zählte und somit eine Erholungsfläche nicht geschmälert wird. 

Die ab 2008 in Betrieb gehende U2 wird weiters den Standort bestens für die Benützung des öffentlichen Verkehrs erschließen. 

Die vorbereitende Abklärung des Projektentwurfs hat im Rahmen der Amtsgespräche eine grundsätzliche Machbarkeit und Übereinstimmung mit den Zielsetzungen des gültigen Flächenwidmungs- und Bebauungsplans ergeben, und bezüglich Gestaltung wurden ebenso keinerlei Bedenken angemeldet. 

Die Intentionen des einstimmig am 21. November 2006 im Wiener Gemeinderat angenommenen Resolutionsantrages betreffend den Augarten bleiben demnach durch dieses Projekt auch gewahrt. Die gegenständliche Fläche ist als bebaubare Fläche im Grünland gewidmet. Wenn daher die Zustimmung des Grundeigentümers, also des Bundes, vorliegt und ein rechtskonformer Antrag auf Baugenehmigung vorliegt, wäre sogar ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung gegeben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage kommt von GRin Dipl-Ing Gretner. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich glaube, Sie haben die Frage ein wenig missverstanden. Es war so formuliert, dass Sie sich wirklich mehrmals für dieses Sängerknaben-Projekt an diesem Standort ausgesprochen haben. Es war nicht die Frage, ob Sie generell für eine Sängerknaben-Halle sind, sondern eben speziell an diesem Standort. 

Ich möchte Sie schon daran erinnern, dass in dem Beschluss, den wir einstimmig hier im Gemeinderat am 21. November gefasst haben, dezidiert davon gesprochen wird, dieses von Ihnen schon angesprochene Leitbild soll als Grundlage für weitere Umsetzungsprozesse dienen. Es kann ja nicht sein – und das ist dann auch meine Frage –, dass Sie quasi diesen Bürgerbeteiligungsprozess mit Ihren Aussagen vorwegnehmen und sagen, das wird das Ergebnis sein.

Wir haben uns da einstimmig darauf geeinigt, dass es ein Bürgerbeteiligungsverfahren vor einer Entscheidung gibt. Deshalb meine Frage: Garantieren Sie hier und heute, dass dieser Beschluss eingehalten und umgesetzt wird, dass unter Beteiligung der örtlichen Interessensgruppen, AnrainerInnen und Institutionen ein Leitbild für die Entwicklung des Augarten erstellt wird, bevor eine Bauwilligung für ein Bauprojekt im Augarten erteilt wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich darf Sie daran erinnern, dass in diesem Beschluss ganz dezidiert und einstimmig festgehalten ist, dass dies auf der Basis bestehender Flächenwidmungen stattzufinden hat. 

Ich sage Ihnen daher auch noch einmal: Hier gibt es eine entsprechende Flächenwidmung, die dieses Projekt zulässt, hier gibt es ein Projekt, das vorgeschlagen wurde und das die Zustimmung auch von der Gestaltung gefunden hat, und ich füge nunmehr hinzu, auch ein Projekt, das von der Finanzierung her gesichert ist. Warum man gegen dieses Projekt sein sollte, ist für mich nicht nachvollziehbar, denn es hat mit dem Schutz des Augartens nichts zu tun. Das ist außer jedem Zweifel, wenn man sich die Grundlagen für dieses Projekt auch entsprechend anschaut. 

Ich füge allerdings auch hinzu, dass für mich das Projekt, das vom Filmarchiv vorgelegt wurde, natürlich auch ein hochinteressantes Projekt ist, aber es ist eher eine Auflistung der Probleme, die seitens des Filmarchivs bestehen, aber es ist weder ein ausgearbeitetes Projekt noch ist es ein finanziertes Projekt. Daher werden wir uns sicherlich hinsetzen und mit den Leuten des Filmarchivs gemeinsam beratschlagen, wie wir ihnen helfen können, ihre Probleme zu lösen, aber das hat nichts zu tun mit diesem gegenständlichen Projekt hier. 

Daher bitte ich Sie um Verständnis – ich weiß, dass ich Sie nicht überzeugen kann, aber ich bitte Sie zumindest um Verständnis dafür –, dass ich mich durchaus auch hier in diesem Rahmen klar geäußert habe. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von GR Hoch gestellt. – Bitte. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir sind der Meinung, dass der Gemeinderatsbeschluss umgesetzt wird. Jetzt hat aber gestern der Direktor Jesser kundgetan, dass er das Projekt noch einmal überarbeitet.

Meine Frage: Haben Sie auf ihn eingewirkt? Zweitens: Wissen Sie, in welche Richtung das Projekt verändert wird? Drittens: Wird das Projekt anrainerfreundlicher werden, als es bis jetzt vorgesehen war? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich habe natürlich nicht auf den Herrn Direktor Jesser eingewirkt, denn ich bin weder Bauherr noch bin ich Baumeister, sondern ich gehe davon aus, dass es nicht zuletzt auch im Zuge der Gespräche, die bisher stattgefunden haben, und der Bürgerversammlungen, die noch stattfinden werden zu diesem Projekt – denn noch sehr viel mehr wird zu dem Leitbild zu arbeiten und zu diskutieren sein –, natürlich auch Veränderungen gibt und noch Veränderungen geben wird. Das ist vernünftig, wenn ein Bauwerber dies tut, um zu versuchen, einen größtmöglichen Konsens auch herzustellen. Ich begrüße diese Versuche, einen Kompromiss zu erzielen, auch ausdrücklich. Das ändert nichts an meiner grundsätzlichen positiven Haltung zu diesem Projekt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage stellt GR Mag Jung. Ich bitte darum. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Bürgermeister. Ich verstehe die Position der GRÜNEN hier nicht ganz. Bei jeder anderen Schule würde man sich wehren, wenn man die Schüler meinetwegen zum Turnunterricht in einen anderen Bezirk oder wohin karren würde. Hier will man das den Wiener Sängerknaben zumuten, die doch eine wesentliche Institution und ein Riesenwerbefaktor auch für Wien sind – abgesehen von der kulturellen Einrichtung –, und verwehrt sich gegen diese Sängerknaben-Halle, wie Sie sich ausdrücken. Vielleicht wäre es Ihnen lieber, wenn es eine „SängerknabInnen-Halle“ wäre, und Sie würden dann leichter zustimmen, Frau Kollegin. (Heiterkeit bei den Freiheitlichen.)

An Sie, Herr Bürgermeister, die Frage betreffend die Interessenten, nämlich sowohl den Bauträger, also den, der es bezahlt und finanziert, als auch die Schule. Wie stellen sich die überhaupt zur Möglichkeit, das außerhalb einer größeren Distanz von der Schule durchzuführen und das Projekt so umzusetzen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es sind mit dem Herantragen des Wunsches nach Errichtung dieser Halle – Konzerthalle muss ich hier hinzufügen – natürlich verschiedene Standorte in Erwägung gezogen worden. Alle diese Alternativmöglichkeiten haben natürlich den Nachteil eines nachgerade täglichen Transports. Man könnte natürlich hier einwenden und sagen, die Sängerknaben sind reiseerfahren genug, aber ich halte das, ehrlich gesagt, für eine ziemliche Polemik, wenn man die Auslandsreisen der Sängerknaben bei ihren Konzerttourneen mit dem nahezu täglichen Transport von Schülern mit den entsprechenden Gruppen vergleicht, denn die Sängerknaben haben ja mehrere Gruppen. Notabene, wo ein Grundstück quasi vor der Haustür ist, das die Voraussetzungen flächenwidmungsmäßig und eigentumsmäßig auch entsprechend erfüllt. 

Dazu kommt, dass die Errichtung dieser Konzerthalle die öffentliche Hand nichts kostet. Also ist mit einigem Hausverstand eigentlich ziemlich klar, welche Haltung man dazu einnehmen soll.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage kommt von GRin Dipl-Ing Gretner. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte Sie an noch etwas anderes erinnern. Das ist schon ein bisserl länger her. Sie haben 1994 richtigerweise geschrieben: „Großzügige Grünflächen können im dicht bebauten Gebiet nicht mehr geschaffen werden." Ich möchte Sie daran erinnern, beispielsweise auch an den Rathauspark. Es ist Gott sei Dank noch nie eine Idee gekommen, hier eine Konzerthalle zu errichten. Aber wieso sagen Sie, im Augarten ist es möglich. Ich sage Ihnen, es sind noch Anrainer hier, die sich einsetzen. Sie würden sich schön anschauen, wenn Sie dauernd um den Rathauspark kämpfen müssten, dass hier keine Konzerthalle errichtet wird vor Ihrer Tür. 

Ich stelle die Frage noch einmal, weil Sie mir vorhin keine Antwort gegeben haben: Stellen Sie sicher, dass der Beschluss zur Erstellung eines Leitbildes, den wir hier einstimmig getroffen haben, umgesetzt wird, bevor eine Baubewilligung gegeben wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich stelle sicher, dass dieser Beschluss eingehalten wird, aber ich sage Ihnen diese Formulierung, die Sie hier gewählt haben, natürlich nicht zu, denn der Vergleich mit dem Rathauspark ist ja nachgerade absurd. Es gibt im Rahmen des Rathausparks keine Flächenwidmung, die eine Bebauung zuließe. Hier halte ich fest, es handelt sich um eine Fläche, die nicht Bestandteil des Grünlandes des Augartens ist und die eine Widmung hat, die diese Bebauung zulässt. Es bedarf nicht einmal eines Widmungsverfahrens dort, denn die Widmung dafür ist vorgesehen. Und das ist doch ein Unterschied, den Sie da nicht einfach wegleugnen können. 

Ich halte auch Ihre Vergleiche für wirklich absurd und sage Ihnen daher auch in Beantwortung Ihrer Anfrage: Jawohl, ich bin dafür – selbstverständlich bin ich dafür –, dass dieser Beschluss betreffend Erstellung des Leitbildes auch entsprechend eingehalten wird, aber ich sage Ihnen gleichzeitig auch dazu, dass dort, wo die Flächenwidmung die Errichtung einer solchen Konzerthalle möglich macht – und die ist genau dort auch möglich –, dieses Projekt, das vorliegt, dem der Eigentümer ausdrücklich zugestimmt hat und das ausfinanziert ist, dort auch errichtet werden wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP - 01377-2007/0001 - KVP/GM). Diese wurde von Frau GRin Mag Barbara Feldmann gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Welche konkreten Maßnahmen werden von der Stadt Wien gesetzt werden, um den Weiterbestand des Wiener Tierschutzvereines und aller seiner Einrichtungen langfristig sicherzustellen?)
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Nach den Bestimmungen des § 30 des Tierschutzgesetzes hat die Behörde Vorsorge zu treffen, dass entlaufene, ausgesetzte und zurückgelassene sowie von der Behörde beschlagnahmte und abgenommene Tiere an Personen, Institutionen und Vereine übergeben werden, die eine Tierhaltung im Sinne dieses Bundesgesetzes gewährleisten können.

Die Stadt Wien hat bereits im Jahre 2002 und somit vor Inkrafttreten der näher genannten bundesgesetzlichen Regelung mit dem Wiener Tierschutzverein einen Leistungsvertrag mit Unterbringung dieser Tiere für Wien abgeschlossen. Mit der Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des Wiener Tierschutzvereins im Dezember 2006 war sodann zu befürchten, dass durch die Schließung des Tierschutzhauses die weitere Unterbringung und damit eine ordnungsgemäße Versorgung der Tiere nicht mehr gewährleistet sein könnte. Da im weiten Umkreis von Wien keine Institution vorhanden ist, die imstande wäre, dieser Aufgabe nachzukommen, kommt der Erhaltung der Institution des Wiener Tierschutzhauses höchste Priorität zu. 

Mit Wirksamkeit vom 1. März 2007 wurde das Wiener Tierschutzhaus aus dem Wiener Tierschutzverein herausgelöst und der zwischenzeitlich neu gegründeten Wiener Tierschutzhaus Betriebsgesellschaft samt allen darin befindlichen Tieren übertragen. Gesellschafter ist der Finanzfachmann Dr Erhard Grossnigg. Der bisher bestehende Leistungsvertrag aus dem Jahre 2002 mit dem Wiener Tierschutzverein wurde seitens der Stadt Wien mit dem Masseverwalter einvernehmlich aufgekündigt. Für zwei Monate wurde eine Übergangsregelung getroffen, sodass gewährleistet ist, dass in diesen zwei Monaten die Tiere auch versorgt werden können. Derzeit wird mit der neugegründeten Wiener Tierschutzhaus Betriebs GmbH ein neuer Leistungsvertrag verhandelt, der die Unterbringung der herrenlosen Tiere und Fundtiere in Wien auch in Zukunft sichern wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Mag Feldmann gestellt. Ich bitte darum. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Der Wiener Tierschutzverein befindet sich in Zwangsausgleich. Hat die Stadt Wien ein Worst-Case-Szenario für den Fall, dass der Zwangsausgleich mangels Masse abgewiesen wird und der Verein daher nicht überlebt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nein, Frau Gemeinderätin, das haben wir nicht, denn die Frage, ob ein Verein in Konkurs geht oder nicht, ist keine Angelegenheit der Stadt. Ich persönlich würde es angesichts der Tradition des Wiener Tierschutzvereins höchlichst bedauern, wenn es hier zu diesen Problemen kommen würde, ich füge aber auch hinzu, dass die Stadt Wien nicht das geringste Verschulden daran trägt, denn wir alle kennen die Genesis der letzten zwanzig Jahre des Wiener Tierschutzvereins genau und wissen sehr genau, wo hier die Verantwortungen liegen. 

Um allerdings die Versorgung der Tiere und auch den Tierschutz zu gewährleisten, waren wir schon auch sehr energisch unterstützend dabei, dass das Tierschutzhaus ausgegliedert wurde aus dem Tierschutzverein, dass dieses Tierschutzhaus in Zukunft in Form einer Kapitalgesellschaft geführt wird, was man zweifelsohne eigentlich schon vor Errichtung dieses Hauses hätte tun sollen – aber dazu war der Tierschutzverein unter anderem auch nicht bereit –, sodass nunmehr, nicht zuletzt auch von dem Hintergrund der Gelder, die die Stadt Wien über diesen Leistungsvertrag gibt – also keine Subvention mehr wie bis 2002, sondern Leistungsvertrag ab 2002 –, die Unterbringung der Tiere und sohin der Tierschutz gewährleistet ist. 

Das heißt, ich kann hier dezidiert zusagen: Jawohl, ich kann gewährleisten, dass das Tierschutzhaus auch in Zukunft existieren wird. Ich kann nicht gewährleisten, dass ein privater Verein vor dem Zwangsausgleich, Konkurs oder was immer sonst gerettet werden wird, denn das geht mich offen gestanden nichts an. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Matiasek gestellt. Ich bitte darum. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wie man mit Tieren umgeht, welchen Stellenwert der Tierschutz hat, ist sicher ein Indikator dafür, wie es um eine Gesellschaft bestellt ist. Ich meine, dass wir im Großen und Ganzen hier durchaus gut dran sind, trotzdem gibt es natürlich eine Reihe von Problemen, die in den Bereich Tierschutz hineinfallen. Das reicht vom unüberlegten Tierankauf, bei dem dann die Tiere leider oft im Tierschutzhaus landen, über die zunehmenden Ostimporte schlechter Züchtungen, vor allem bei Hunden – auch von diesen landen dann viele krank im Tierschutzhaus –, über das Animal Hoarding, eine Erscheinung, die unter dem Titel Tierliebe geführt wird, aber natürlich genau das Gegenteil ist, bis hin zu einem der, glaube ich, negativsten Phänomene, die wir in dieser EU beobachten können, das sind die Tiertransporte. 

Wien hat ja als eine wichtige Stadt in dieser EU, aber auch als Bundeshauptstadt viele Initiativen zu vielen Problembereichen gesetzt. Herr Bürgermeister, ich frage Sie: Was kann Wien oder was wird Wien tun, um im Bereich der wirklich negativen Erscheinungsformen internationaler Tiertransporte ein Signal, ein Zeichen oder eine Initiative zu setzen, um hier entgegenzuwirken? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also ich kann das sehr nachvollziehen, was Sie hier berichtet haben, nicht zuletzt aus meiner eigenen lange zurückliegenden beruflichen Tätigkeit, die was anderes war als die Politik, wo ich selbst auch eine Menge zu sehen gekriegt habe, was Tierhaltung in der Großstadt betrifft, wo man manchmal gar nicht glauben hat können, was man da zu sehen kriegt. 

Ich denke, dass man gerade das spezielle Problem der Tiertransporte – hier handelt es sich natürlich in erster Linie um Nutztiertransporte, aber keineswegs nur, es werden ja beispielsweise eine Menge Terrarientiere, allerdings illegal, transportiert, und zwar unter besonders grauslichen Bedingungen mit hohen Todesraten – sicherlich auf zwei Ebenen abhandeln kann. Das eine ist die Ebene der Aufklärung. Ich werde nicht müde werden, bei allen bescheidenen Erfolgen, die das hat, auch immer wieder darauf hinzuweisen, was dieser Einbruch des Kommerzes im Hinblick auf die Tiere letztendlich auch bedeutet. Das trifft auf die Nutztiertransporte genauso zu. 

Ich glaube allerdings, dass es hier eine gute Entwicklung innerhalb der Europäischen Union gibt mit den beginnenden Diskussionen um eine neue Rahmenrichtlinie, die zumindest tierfreundlichere Rahmenbedingungen für diese Tiertransporte vorsehen soll. Wir werden sehen, wer sich hier eher durchsetzt: Menschen mit einem Gefühl für Lebewesen oder die Frächter, um das sehr einfach zu sagen. Ich weiß schon, wer im Regelfall bei solchen Auseinandersetzungen gerade innerhalb der EU gewinnt, aber schauen wir einmal. Bei dem medialen Druck, auf den selbst die Kommission hört, bin ich noch nicht ganz hoffnungslos, dass es dieses Mal wieder zu Gunsten des Wettbewerbs und zu Ungunsten der Tiere, im gegenständlichen Fall der Subsidiarität, ausgeht. 

Das Zweite ist ordnungspolitischer Natur. Es ist 
überhaupt gar keine Frage, dass gerade im Bereich Zoll, hier insbesondere allerdings auch am Flughafen, die Kontrollen noch wesentlich intensiviert werden müssen. Es ist gerade unter den gegebenen Bedingungen, denke ich, ziemlich unschwer. Ich weiß, dass jede Kontrolle eine Belastung ist. Wir haben dies vor allem aus Sicherheitsgründen beim Einchecken in Flugzeuge in einem sehr hohen Ausmaß entwickelt. Wer sich heute in der Welt bewegt, kann das auch erkennen. Man könnte sich durchaus etwas überlegen, ob nicht auch beim Verlassen des Raums unmittelbar nach der Gepäckausfolgung ein höheres Ausmaß an Kontrollen erfolgen sollte. Die Kontrolle ist heute schon nicht schlecht, aber das könnte man wahrscheinlich auch verbessern. Nicht schlecht sage ich deshalb, weil ich um die Zahlen beschlagnahmter, illegal transportierter Tiere weiß, die dann im Tiergarten Schönbrunn, im Haus des Meeres oder in anderen ähnlichen Einrichtungen landen, und wo man natürlich auch weiß, wie viele der Tiere dann im Naturhistorischen Museum im Alkohol landen, weil sie gestorben sind auf diesem Transport. 

Also es ist schon auch eine sehr negativ berührende Angelegenheit, ich verstehe das daher. Ich denke, dass wir als Stadt, gerade, was diese illegalen Tiertransporte betrifft, aber auch, was die Aufklärung betrifft, eine ganze Menge tun können – auch im Rahmen einer europäischen Politik. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die 3. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. Ich bitte darum. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister, Sie haben gerade von den beschlagnahmten Tieren am Flughafen gesprochen. Viele davon sind ja auch im Tierschutzhaus gelandet. Ich erinnere nur an die 3 000 oder 7 000 Schildkröten, die sich dort ja munter vermehrt haben und die immer noch in dem Teich herumschwimmen. 

Jetzt ist ja das Tierschutzhaus in Vösendorf, das ja bekanntlich zu Niederösterreich gehört. Sie haben, wie bekannt ist, gute Kontakte zum Land Niederösterreich, zu den Niederösterreichern. Haben Sie mit dem Landeshauptmann gesprochen, ob es nicht auch eine Unterstützung des Landes Niederösterreich wie von Seiten des Landes Wien für das Tierschutzhaus geben könnte? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, ich habe sowohl mit dem Landeshauptmann als auch mit dem zuständigen Landesrat Gespräche geführt über diese Unterstützung seitens Niederösterreichs und es hat keine grundsätzliche Zurückweisung gegeben. Es wird in der Folge nun auch Aufgabe der Betriebsgesellschaft sein, mit Niederösterreich einen ähnlich gelagerten Leistungsvertrag zu erzielen. Ich füge da allerdings hinzu, dass das Tierschutzhaus sich seiner Aufgaben wieder besinnen soll, wofür es letztendlich auch geschaffen wurde. Abgesehen von den erwähnten Schildkröten halte ich nämlich die Haltung etwa von Großkatzen oder Krokodilen ebenso wie von Pferden nicht für eine Aufgabe des Tierschutzhauses. Sagen wir einmal so: Man soll sich dort in besonderem Ausmaß auf die entlaufenen Hunde und Katzen konzentrieren, alles andere kann nur Ausnahmeregelung sein.

Wir haben aber auch für solche Fälle geeignete Einrichtungen. In den Wiener Wohnungen gibt es nämlich alles Mögliche: In einer 30 oder 40 m² großen Wohnung wurden sogar einmal Geparden gehalten, was ich wirklich für unfassbar halte, überhaupt, wenn man weiß, wie die Tiere leben! Da gibt es die unglaublichsten Geschichten, zum Beispiel auch Krokodile in der Badewanne. Wir haben aber, wie gesagt, auch Einrichtungen, die solche illegal gehaltenen Tiere übernehmen können. Das Wiener Tierschutzhaus ist es aber mit Sicherheit nicht!

Wenn jetzt gerade Regelungen mit der neuen Führung der Betriebsgesellschaft des Tierschutzhauses getroffen werden können, so gehe ich davon aus und hoffe, dass Niederösterreich auch seinen Teil der Pflicht erfüllt. Wir werden das natürlich in jedem Fall so oder so tun.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letzte Zusatzfrage kommt von GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Sie werden jetzt vielleicht enttäuscht sein: Ich muss Sie nämlich in Ihrer Ansicht, das Sie keine Verantwortung für die Übergabe dieses Vereins tragen, ein wenig korrigieren. Die Stadt Wien hat laut Bundes-Tierschutz und -haltegesetz sehr wohl die Verpflichtung, für den Schutz der Tiere zu sorgen. In der Vergangenheit haben Sie im Rahmen des Leistungsvertrages für 30 Tage Verweildauer der Tiere im Tierschutzhaus bezahlt, wobei die tatsächliche Verweildauer allerdings 60 Tage betrug. Das heißt, 50 Prozent der Kosten hat sich die Stadt Wien erspart.

Meine Frage: Können Sie sich vorstellen, in die Masse des im Zwangsausgleich befindlichen Tierschutzvereins rückwirkend die nicht bezahlten Kosten einzubezahlen, um das Überleben des Vereines zu sichern?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Es schmerzt mich nun meinerseits, Sie zu enttäuschen, aber der von mir zitierte § 30 hält ausdrücklich fest, dass wir uns um die Tiere zu kümmern haben und nicht um einen Verein. Und das tun wir auch, indem wir uns um das Tierschutzhaus kümmern. Ich könnte Ihnen jetzt noch eine Liste aufzählen, was die Stadt Wien an Subventionen in das Tierschutzhaus und bis 2002 damit auch in den Tierschutzverein investiert hat. Ich könnte Ihnen gleichzeitig sagen, wie hoch der Beitrag war, den die Stadt Wien für dieses Tierschutzhaus geleistet hat.

Jetzt füge ich hinzu: Leider haben wir uns nicht genügend eingemischt, denn wir hätten uns natürlich einmischen müssen, um zu verhindern, dass dort Gehege für Großkatzen und ein riesiger Platz für Pferdehaltung gebaut werden, dass dort ein gewärmtes Schildkrötenbecken sowie Bodenheizungen eingebaut werden und Ähnliches mehr. Das hätten wir tun sollen, dann wären nicht nur die Baukosten, sondern in der Folge auch die Betriebskosten wesentlich niedriger gewesen. – Wir haben es nicht getan, weil der Tierschutzverein sozusagen rangmäßig in der Nähe der Kirche angesiedelt ist und jegliche Kritik sofort mit einer entsprechenden Diskussion beantwortet worden wäre, in der man uns vorgeworfen hätte, was wir den armen Tieren nicht gönnen und was wir für Schnorrer sind, dass wir nicht einmal eine Bodenheizung erlauben et cetera. Wir haben das nicht getan, weil wir im Detail auch nicht informiert waren, das sage ich auch dazu. Wenn mir nämlich jemals bekannt geworden wäre, dass im Tierschutzhaus Großkatzengehege gebaut werden, dann hätte ich das – Sakrileg hin oder her – natürlich nicht zugelassen, überhaupt keine Frage!

Ich sage Ihnen jetzt: Es gibt Namen und Adressen, wer jeweils dafür verantwortlich war, und das über weit mehr als 20 Jahre. Offenbar wurden da zwar mit großem Enthusiasmus und großem Eifer – den ich auch bewundere –, aber mit erheblichen Defiziten im kaufmännischen Bereich Dinge über die Zeit gezogen, die halt zu dem jetzigen Ergebnis geführt haben.

Ich bin überzeugt davon, dass der Wiener Tierschutzverein nicht in Konkurs gehen und nicht von der Bildfläche verschwinden wird. Dessen bin ich mir ganz sicher! Ich sage das nicht zuletzt auch deswegen, weil ich denke, dass die neue Betriebsführungsgesellschaft auch die Notwendigkeit kennt, kaufmännische Grundkriterien in den Tierschutz einzubringen. Diese Zusammenarbeit mit dem Wiener Tierschutzverein wird auch in Anbetracht seines Renommees, das er zweifelsohne in einem erheblichen Teil unserer Gesellschaft hat, von Vorteil und nötig sein, damit man private Spenden auch in Zukunft entsprechend lukrieren kann und nicht auf die öffentliche Hand angewiesen ist.

Gesamthaft betrachtet, ist dieser Klärungsprozess meines Erachtens gut. Das Ganze ist vielleicht ein bisschen hart und brutal, aber notwendig, denn sonst hätte sich dort nie etwas geändert. Man hat sich nämlich schon seit mehreren Jahrzehnten bemüht, hier notwendige Änderungen einzubringen. Jetzt bewirkt die Not, dass diesen Notwendigkeiten tatsächlich Rechnung getragen wird, und das ist vielleicht gar nicht das Schlechteste. – Ich bin ganz sicher, dass das eine gute Ausgangsposition sein wird!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister! Ich bedanke mich für die Beantwortung dieser Frage.

Die Fragestunde ist damit beendet. Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Abzockerei der SPÖ zu Lasten der Wiener Autofahrerinnen und Autofahrer – gegen die drastische Erhöhung der Parkgebühren" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß unterstützt.

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Mag Gerstl, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vor einigen Jahren hat das Ganze mit einer Parkraumdiskussion begonnen, und herausgekommen ist eine Gebührenlawine, die den Wienerinnen und Wienern keine Luft zum Atmen mehr lässt. Erstmals wurde den Wienerinnen und Wienern mit Inkrafttreten dieser Gebührenerhöhung in diesem Jahr ein Reallohnverlust beschert, was wir bisher noch nicht gehabt haben. Die Wienerinnen und Wiener müssen sich sehr warm anziehen! (GR Mag Rüdiger Maresch und GRin Ingrid Puller entrollen und präsentieren ein Transparent mit der Aufschrift „ Klimaschutz braucht billige Öffis!“)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Entschuldigung! Nehmen Sie bitte das Transparent wieder herunter! (GR Mag Rüdiger Maresch: Gleich!) Jetzt sofort! Nicht gleich! 

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Die Wiener SPÖ-Stadtregierung hat hier eine Gebührenlawine losgetreten, die das, was die österreichische Bundesregierung den Österreicherinnen und Österreichern in den vergangenen Jahren gebracht hat, wieder zunichte macht. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Das verstehen Sie unter Regierungspolitik?! Sie machen Regierungspolitik, indem Sie im Wahlkampf die größten Versprechungen geben, alles besser zu machen, und kaum ist der Wahlkampf vorbei, erhöhen Sie die Tarife für die Wienerinnen und Wiener, dass diese nicht mehr wissen, wo sie das Geld hernehmen sollen! (Beifall bei der ÖVP.)

Für jeden Parkschein müssen die Wienerinnen und Wiener in Zukunft um 50 Prozent mehr zahlen. Und mit jeder Jahreskarte, welche die Wienerin oder der Wiener erwerben werden, dürfen sie in Zukunft nur mehr elf Monate fahren: Sie müssen den zwölften Monat dazu arbeiten, damit sie sich das leisten können.

Meine Damen und Herren! Wie Regierungspolitik auch anders ausschauen kann, zeigt sich an einem Vergleich zwischen dem, was zwei Stadträte, die vor Kurzem noch in diesem Haus waren, nun unter Regierungspolitik verstehen: Der eine ehemalige Stadtrat wurde Verkehrsminister: Er schlägt nur Projekte für den Verkehr in Wien vor, die dem Transit dienen, und Projekte, die der Entlastung der Bezirke dienen würden, vergisst er. Der andere Stadtrat, der nun Wissenschaftsminister ist, nimmt als erste Amtshandlung die Erhöhung der Stipendien für diejenigen vor, die es wirklich brauchen. Und was machen Sie? – Sie nehmen den Studenten danach das Geld wieder aus der Tasche, indem Sie die Gebühren erhöhen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Da zeigen sich sehr wohl Unterschiede, wie Regierungspolitik und Regierungsverantwortung wahrgenommen werden. Und Sie schaffen es sogar noch, Ihren VSStÖ glaubend zu machen, dass Sie die Studenten mit dem Argument der Einmaligkeit des Verzichts der Einhebung der Tarife für die Semesterkarte übertölpeln können. Für so dumm können Sie niemanden verkaufen! (Beifall bei der ÖVP.)

Wissenschaftsminister Dr Johannes Hahn stellt 25 Millionen EUR mehr für die Stipendienerhöhung zur Verfügung, und Sie nehmen den Wienerinnen und Wienern für die erhöhten Gebühren bei den Wiener Linien 38 Millionen EUR aus der Tasche! (Beifall bei der ÖVP.)
In dem eben Geschilderten zeigt sich der große Unterschied, wie man Regierungspolitik machen und verantworten kann, meine Damen und Herren! Sie riskieren die Harmonie zwischen der Stadt und der Wirtschaft! Sie sind diejenigen, die auf Konfrontationskurs mit der Wirtschaft gehen! Sie sind diejenigen, die auf Konfrontationskurs mit der Nahversorgung gehen! Sie sind diejenigen, die zu verantworten haben, dass die Betriebe in den parkraumbewirtschafteten Gebieten in Zukunft nicht mehr die Auslastung haben werden, die sie zuvor gehabt haben. Sie wollen die Einkaufszentren am Stadtrand und die Aushungerung der innerstädtischen Gebiete. Das ist es, was Sie wirklich wollen, aber auf der anderen Seite halten Sie Sonntagsreden, in denen sie das Gegenteil erklären.

Meine Damen und Herren! Sie müssen eine neue Regierungspolitik machen! Das wäre längst an der Zeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sprechen von Fairness und Solidarität. Sie nehmen den Leuten aber nicht nur das Geld aus der Tasche, sondern Sie schaffen es auch noch, dass es weniger Parkplätze gibt. 

Es war StR Schicker, der in seiner Amtszeit – und er geht nun in das siebente Jahr, vielleicht ist es das verflixte siebente Jahr! – schon mehrere Tausend Parkplätze in den innerstädtischen Gebieten vernichtet hat, und zwar erstens durch unnötige Gehsteigvorziehungen, zweitens durch die Nichtüberprüfung der Ladezonen, drittens dadurch, dass immer mehr Bereiche zugebaut werden, anstatt dass diese für Parkraum zur Verfügung gestellt werden, und viertens, indem Projekte für mehr Parkraum in dieser Stadt durch mehr Garagen mit schlechtem Management verhindert wurden. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sie versuchen, den Bürgerinnen und Bürgern einzureden, dass Sie etwas in den öffentlichen Verkehr investieren. Ich bin sehr gespannt, was Sie dazu jetzt sagen werden! In den vergangenen sechs Jahren haben Sie es geschafft, 4,6 km neue 
U-Bahn zu eröffnen, das heißt, weniger als 1 km pro Jahr! Glauben Sie, dass das eine Leistung im Sinne einer Verbesserung im öffentlichen Netz ist, meine Damen und Herren? Oder glauben Sie, dass es eine Verbesserung ist, wenn man drei, vier oder fünf Mal und öfter ankündigt, dass es nun endlich klimatisierte Züge bei den U‑Bahnen und bei den Straßenbahnen geben wird, wir aber alle wissen, dass wir in diesem Sommer bei 40 Grad wieder die Würze des Schweißes in den Straßenbahnen und U‑Bahnen spüren und riechen werden? – Dann werden die Menschen wissen, dass Ihre Ankündigungen betreffend Verbesserungen im öffentlichen Verkehrsnetz auch nur Schall und Rauch sind! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wien droht zwar nicht der Bankrott, aber die Schuldengebarung ist nicht in Ordnung. Auf Dauer kann die Stadt Wien nämlich nicht das Niveau halten, das notwendig wäre, um Strukturreformen und Investitionen durchzuführen. Anders sind Ihre Gebührenerhöhungen nämlich nicht zu erklären. Am Anfang stand StRin Pittermann, die gesagt hat: „Das Wiener Sparbudget gefährdet die Leistungserbringung im Sozialbereich.“ – Und anders ist auch nicht zu erklären, dass Sie heute um 58 Millionen EUR mehr von den Bürgerinnen und Bürgern Wiens einfordern. Das lehnen wir eindeutig ab! (Beifall bei der ÖVP.)
Aber Sie verteuern ja nicht nur die einzelnen Gebühren, sondern Sie holen sich auch noch andere Sachen. Sie verkaufen das Familiensilber dieser Stadt noch dazu: Sie verkaufen die Grundstücke auf der Baumgartner Höhe und in Lainz und wollen sich damit ein Körberlgeld als Ausgleich dafür schaffen, was Sie im Management in den vergangenen Jahren versäumt haben. – Wirtschaftspolitik schaut anders aus, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ!

Meine Damen und Herren! Den Vogel abgeschossen hat aber Ihre neue Finanzstadträtin Brauner, denn sie ließ uns glauben, dass die Verteuerung der Wiener Linien dem Klimaschutz helfen würde. – So dumm ist in dieser Stadt aber wirklich niemand! (GR Harry Kopietz: 
O ja, einer, und im Privatissimum sage ich Ihnen, wer!) Sie sagen „o ja“, Herr Kollege? – Wir nehmen zur Kenntnis, dass Sie die Leute so einschätzen! 

Ich sage Ihnen: Nicht eine Verteuerung, sondern die Verbilligung der Tarife der Wiener Linien wäre ein Beitrag zum Klimaschutz, denn dann könnten Sie mehr Leute dazu bewegen, auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen! Das werden Ihnen 99 Prozent der Wienerinnen und Wiener bestätigen, und nur 1 Prozent, nämlich Funktionäre der SPÖ, würden das nicht unterschreiben! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie haben sich wahrscheinlich gedacht: Es ist gescheiter, wir machen gleich alles auf einmal. Ist der „Scherm“ einmal komplett hin, dann gibt es nur einmal Aufregung und wir brauchen kein zweites Mal. Erhöhen wir alles auf einmal. – Allerdings haben Sie diese Rechnung ohne den Wirt gemacht! Diesmal ist der Wirt StR Schicker. Er ist derjenige, der die nächste Studie schon erarbeitet und sagt: „Wir machen die nächste Parkraumausdehnung in den Bezirken 10 bis 19.“ Er hat das in der Parkraumkommission hoffentlich gewusst oder sogar veranlasst, dass nun die nächste Studie zur Ausweitung der Parkpickerlzone 10 bis 19 vorgenommen wird. Da helfen ihm seine Aussagen auch nichts: Er wolle sie nicht, aber die Parkraumkommission tagt dazu.

Meine Damen und Herren! Zum Schluss: Ich weiß jetzt, was eine 50‑Prozent‑Hürde in dieser Stadt ist! Das bedeutet, dass man nur mit einer 50‑prozentigen Mehrheit in dieser Stadt Gebührenerhöhungen von 50 Prozent machen kann, und daher lehnen wir jede 50‑Prozent‑Beteiligung ab! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur ein Mal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Madejski zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 
GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es gibt jetzt ein Plakat in Wien, mit dem sich die SPÖ‑Wien offensichtlich ein bisschen von der Bundes‑SPÖ absetzen will. Ich lese es immer bei den U‑Bahn-Stationen. – Es lautet: „Wien hält, was es verspricht.“ – Kurz vor der Wahl haben Sie diesen Slogan ausgegeben, nach der Wahl haben Sie ihn vergessen, aber Sie plakatieren das.

Allerdings stimmt der Spruch in einem Punkt sehr wohl. Schon im Masterplan Verkehr 2003 war im Punkt 10 betreffend den ruhenden Verkehr folgende Passage enthalten – wir reden jetzt von den Parkgebühren –: „Eine Erhöhung sowie vor allem die räumliche und zeitliche Staffelung der Wiener Parkgebühren ist zweckmäßig, weil dies zu weiteren Veränderungen des Verkehrsverhaltens im Sinne der verkehrspolitischen Ziele beiträgt.“ Und jetzt kommt es: „Die Gebührenstaffelung muss aber so erfolgen, dass sie für die BenützerInnen verständlich und nachvollziehbar ist.“

Ich meine, sie ist weder verständlich noch nachvollziehbar! Sie hätten sich lieber an den Rechnungshofbericht 2005 halten sollen, in dem Ihnen massive Versäumnisse vor allem hinsichtlich des ruhenden Verkehrs zugeschrieben werden, vor allem betreffend Park‑and‑ride. Folge davon ist natürlich, dass die Leute weiterhin in die Stadt fahren und weiterhin parken müssen. Es bleibt ihnen gar nichts anderes übrig, weil Sie es nämlich nicht geschafft haben, die 14 000 Park‑and‑ride‑Stellplätze bis 2010 laut Ihrem Programm wirklich zu bauen. Es fehlen derzeit bis 2010 im Hinblick auf Ihr Programm noch zirka 12 000 Parkplätze, das heißt, Sie müssten 3 000 pro Jahr bauen, und das ginge gar nicht! Sie haben gar nicht die Kapazitäten und das Geld, das zu bauen! Sie haben also in der Park‑and‑ride‑Politik und in der Parkraumbewirtschaftung versagt! All das steht in ursächlichem Zusammenhang, und jetzt zocken Sie die Leute auch noch ab! Das ist vollkommen unverständlich! – Was haben Sie sich dabei gedacht? Wahrscheinlich ist Ihnen Ihr Spruch in den Sinn gekommen: „Wien hält, was es verspricht.“ – Sie haben schon 2003 die Erhöhung versprochen!

Meine Damen und Herren! Ihre Maßnahmen dazu: Erstens nehmen Sie eine einheitliche Erhöhung der Parkdauer auf 22 Uhr vor. – Das ist unsinnig und bringt überhaupt niemandem etwas. Zweitens erhöhen Sie die Parkpickerlgebühren. – Das schadet jenen, die in den Bezirken wohnen und das Pickerl kaufen müssen, damit sie rechtlich überhaupt einen Parkplatz erlangen, aber wahrscheinlich nie einen finden. (Zwischenruf bei der FPÖ.) 
Drittens erhöhen Sie die Kurzparkgebühren, und jetzt argumentiert Herr StR Schicker, dass er mit den Mehreinnahmen Radwege und Garagen zusätzlich bauen will. Ich frage mich nur: Welche Garagen will er denn überhaupt noch bauen? Die Standorte gehen nämlich schön langsam verloren. Man kann durchaus sagen, dass sie Herrn StR Schicker bei jedem Standort im wahrsten Sinn des Wortes vor laufender Kamera von diversen Bürgerinitiativen geklaut werden. Er hat überhaupt keinen Standort mehr und will das Geld für irgendwelche Garagen ausgeben. Ich möchte ihn wirklich sehr gerne fragen: Wo sind die Standorte in Wien?

Die vergangenen 14 Tage waren in den letzten Jahren die schwärzesten Tage für die Autofahrer, und zwar nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich, aber auch selbstverständlich für die Benützer der öffentlichen Verkehrsmittel. Diese schwarzen Tage haben damit begonnen, dass die rotschwarze Koalition erstens die Mineralölsteuer ab 1. Juli massivst erhöhen wird, dass zweitens die Benzinpreise steigen, dass drittens die Versicherungsleistungen ab Herbst steigen werden, dass viertens in Wien die Parkpickerl teurer werden und fünftens die Kurzparkgebühren meisterlich hinauf geschnellt sind. Und all das geschah, was den Bund betrifft, auch unter Mitwirkung des Koalitionspartners Österreichische Volkspartei! Das darf man nicht ganz vergessen. Die von der ÖVP können sich hier jetzt nicht abputzen, denn sie haben das gemeinsam beschlossen!

Meine Damen und Herren! Übrigens gibt es auch einen ähnlichen Spruch der Österreichischen Volkspartei, der da unten am Gang steht, nämlich: „Menschen im Wort bleiben.“ – Das ist auch gut! Als ich heute daran vorbeigegangen bin und gerade daran gedacht habe, um wie viel ich jetzt mehr Mineralölsteuer zahlen muss, ist mir in den Sinn gekommen, dass ich zwar nicht weißt, wem Sie eigentlich im Wort bleiben, wenn Sie die Steuern massiv erhöhen. Aber Sie werden schon wissen, was Sie sich dabei gedacht haben!

Das mit den Öffis in Wien ist überhaupt eine skandalöse Geschichte: Dass man das zugleich und gemeinsam macht, kann auch nur einem Politiker einfallen, der irgendwann abtreten will! Es kann doch nicht gemeinsam strategische Erhöhungen sowohl für die Autofahrer als auch für die Öffis geben! Ich würde das nicht machen! Sie haben es aber gemacht!

Herr StR Schicker hat bei seiner Anfragebeantwortung gesagt, dass immer nach der Inflationsrate erhöht wurde und erhöht werden wird. Dazu bemerke ich: Die letzte Erhöhung war am 1. Juli 2002. Die Inflationsrate ist seit diesem Zeitpunkt unter 6 Prozent geblieben. Die Erhöhung beträgt aber 13 Prozent, meine Damen und Herren. So wird den Wienerinnen und Wienern das Geld aus der Tasche genommen, und das ist absolut nicht zu verstehen! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ich komme schon zum Schluss.

Ich bringe jetzt ein Beispiel aus dem Fußball: Der Herr Bürgermeister ist nicht da, aber jeder kennt das, hat das gelesen und wird es auch verstehen. – Die österreichische Bundesliga hat in einem Senat den Fußballvereinen in Graz, dem GAK und dem Sturm, sehr viele Punkte weggenommen, diese damit in die Zweit- und in die Drittklassigkeit gedrängt, und das während der laufenden Meisterschaft. Meine Damen und Herren! Würde man das auf die Politik in Wien umlegen, dann würde das heißen, dass man Ihnen eigentlich wegen Nichterfüllung der Lizenz zum Regieren mindestens 22 Gemeinderäte wegnehmen müsste! Das wär’s, denn Sie haben Ihre Wahlversprechen nicht befolgt und sollten daher auch keine Lizenz mehr haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. – Ich bitte darum.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der UN-Klimabericht spricht eine eindeutige Sprache: Wir haben noch 15 Jahre Zeit, um zu handeln, sonst ist es zu spät. Was aber tut die Wiener Landesregierung in Anbetracht dieser Daten? – An sich wäre es logisch, dass man sich anschaut, was Städte tun können. Man erkennt, dass Wien gerade auch im Bereich Verkehr die Möglichkeit hätte, ungefähr die Hälfte aller CO2-Emissionen im Wiener Raum zu reduzieren. Das tut man allerdings nicht, sondern man handelt genau gegenteilig dazu. Was man gerade in den letzten Tagen erfahren hat, das spricht eine eindeutige Sprache! Man hat mit dem Infrastrukturministerium verhandelt, und was ist dabei herausgekommen? – Ausfinanziert sind Autobahnprojekte, etwa das Autobahnprojekt inklusive Tunnel durch den Nationalpark Lobau. Ausverhandelt sind Projekte, von denen man auf Grund der eigenen Studien weiß, die die Stadt in Auftrag gegeben hat, dass man auf diese Weise bis zu 30 000 zusätzliche PKWs täglich nach Wien lotsen wird.

Es freut mich sehr, dass sogar Kollege Gerstl, der normalerweise anderer Meinung ist als ich, mir heute hier zum ersten Mal recht gegeben hat, indem er gesagt hat, dass Herr StR Schicker Projekte favorisiert, die dem Transit nutzen. Vielen Dank, Herr Kollege Gerstl! Ich sage hier nämlich auch seit Jahren, dass diese Projekte zwar dem Transitverkehr nutzen, nicht aber den Wienerinnen und Wienern und dem Wiener Verkehr. Diese Projekte dienen überhaupt nicht der Verkehrsentlastung, sondern bringen – ganz im Gegenteil – zusätzlichen Verkehr, nämlich Transitverkehr, nach Wien.

Das wurde ausverhandelt. Bis jetzt nicht ausverhandelt wurde hingegen zum Beispiel die Finanzierung des weiteren U-Bahn-Ausbaus, und das spricht eine eindeutige Sprache. Auch der weitere Schnellbahn-Ausbau ist nicht bei den Projekten. Und was macht die Wiener Landesregierung jetzt vor diesem Hintergrund? – Man beschließt just auch noch die Erhöhung der Tarife der Wiener Linien! Das ist genau der falsche Weg, meine Damen und Herren! Das ist kontraproduktiv, das ist verantwortungslos, und das ist genau jene Politik, mit der man Menschen animiert, das Auto nicht zu Hause zu lassen, wie es der Fall sein sollte! Ganz im Gegenteil: So werden die Leute motiviert, noch mehr auf das Auto umzusteigen!

Es freut mich, dass ein Teil meiner VorrednerInnen beziehungsweise diesfalls Vorredner mir recht gegeben hat, dass mit dieser Politik ganz sicherlich weder Anreize noch Signale geschaffen werden, dass die Menschen das Auto zu Hause lassen. Wollte man das nämlich, dann sollte man nicht die öffentlichen Verkehrsmittel in Wien verteuern, sondern dann sollte man darüber nachdenken, wie man sie vergünstigen kann und wie man neuen Gruppen Freifahrt gewähren kann, beispielsweise nicht nur den Schülerinnen und Schülern, sondern auch Studierenden, Lehrlingen und Seniorinnen und Senioren. All das gibt es nicht. Darüber gibt es nicht einmal eine Debatte! Was es aber gibt, das ist eine Verteuerung der Tarife der Wiener Linien!

Es gibt auch keine weitere Intervallverdichtung und keine Überlegungen, wie man die veralteten Fahrpläne aus Kaisers Zeiten so verändern kann, um es Menschen, die in der Früh in den Stoßzeiten in die Arbeit zu gelangen versuchen, zu ermöglichen, rasch von A nach B zu kommen. Ich kann Ihnen mein eigenes Beispiel von heute Früh schildern: Ich brauche von Hernals bis hierher ins Rathaus normalerweise 20 Minuten. Jetzt in der Früh habe ich aber ganze 40 Minuten gebraucht, weil die Straßenbahn um 8 Uhr eingezogen wird. Herr Kollege! Sie glauben das nicht, aber ich war da drin und phantasiere nicht! Ich erfinde die Dinge nicht. Das läuft so ab, und genau auf diese Weise machen Sie die falsche Politik, wenn Sie nicht verstehen, dass die Menschen in dieser Stadt möglichst rasch und möglichst günstig von A nach B kommen möchten und dass Sie sie mit geeigneten Maßnahmen animieren können, tatsächlich das Auto zu Hause zu lassen und auf die öffentlichen Verkehrsmittel umzusteigen. Sie nehmen all diese Möglichkeiten nicht wahr, wenn es veraltete Fahrpläne sowie allzu lange Intervalle und ganze Gegenden in der Stadt gibt, die nicht von den öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen sind, und wenn auch keinerlei Pläne gemacht werden, diese zu erschließen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz zu kommen!

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Wenn man wichtige U-Bahn‑ und Schnellbahn-Projekte hintanstellt und dem Autobahnbau den Vorrang gibt, dann ist das die falsche Politik, und wenn man dann auch die Tarife der Wiener Linien erhöht, dann setzt das dem Fass die Krone auf! Das, meine Damen und Herren, ist klimapolitische Chuzpe. Sie sollten sich dafür genieren! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dipl‑Ing Al-Rawi. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke, Herr Vorsitzender, für die richtige Aussprache des Namens! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gehen wir von der Ausgangslage unserer Situation aus: Straßenraum ist in einer Großstadt naturgemäß knapp, und wir haben den Herausforderungen verkehrseffizient und stadtverträglich zu begegnen. Zu berücksichtigen sind natürlich die Lebensqualität, die funktionierende Mobilität, der Abbau von Staus, die Umweltproblematik wie CO2‑Ausstoß, Feinstaub, Lärmemissionen, und die Parkraumbewirtschaftung. – All das steht in unserem Masterplan Verkehr aus dem Jahr 2003.

Dazu ist festzuhalten, dass es damals ein Bekenntnis zur Reduzierung des Individualverkehrs zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs gab, dass es mehr Radwege geben soll und man auch bereit ist, Wege zu Fuß zu erledigen. Ferner sind Investitionen im Sinne von Modal-Split zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs vonnöten, um diesen attraktiv, effizient und leistbar zu machen. Die Radwege müssen ausgebaut und Gehwege attraktiv, zum Beispiel auch barrierefrei gestaltet werden. Und last but not least soll es auch mehr Park‑and‑ride‑Anlagen geben.
Lenkungsmaßnahmen sind wichtig als dritte flankierende Maßnahme. Dazu gehört auch die Parkraumbewirtschaftung. Wichtige Lenkungsmaßnahmen sind die Zeitbeschränkung, damit ein Parkplatz nicht ewig besetzt bleibt, und natürlich der Preis. Die Evaluierung der Parkraumbewirtschaftung der letzten Jahre hat gezeigt, dass auf Grund der vermehrten Parkraummöglichkeiten der Verkehr um 12 Prozent zurückgegangen ist, weil immer weniger Leute nach einem Parkplatz suchen wollen. Und die Anzahl derjenigen, die überhaupt noch einen Parkplatz suchen und mit dem Auto hineinfahren, ist um 
18 Prozent zurückgegangen.

Man sieht, dass die Maßnahmen tagsüber im Berufsverkehr gegriffen haben, im Abend‑ und Freizeitverkehr hingegen nicht. Diesbezüglich war Handlungsbedarf gegeben, weil die Bewohnerinnen und Bewohner der Bezirke, insbesondere der innerstädtischen Bezirke, weiterhin über Parkraumnot geklagt haben. Die zeitliche Ausdehnung war im Hinblick darauf eine effiziente Maßnahme, um das zu erreichen.

Bei dieser Gelegenheit haben wir auch eine bürgerfreundliche Harmonisierung vorgenommen, damit man, wenn man parkt, nicht nachdenken muss, in welchem Bezirk man eigentlich ist: Es wurde eine einheitliche Ausdehnung auf 22 Uhr vorgenommen und die Parkzeit einheitlich auf zwei Stunden ausgedehnt. Bei dieser Gelegenheit wurden die Kosten valorisiert und angepasst, denn es hatte seit 20 Jahren keine Valorisierung mehr stattgefunden. – Diese Lenkungsmaßnahmen sollen bewirken, dass es sich lohnt, auf den öffentlichen Verkehr umzusteigen.

Herr GR Gerstl! Lassen Sie die Kirche im Dorf! Wenn Sie immer von den 50 Prozent sprechen, dann kommt mir das immer irgendwie ein bisschen wie eine Emotionalisierung der Debatte vor! Sagen Sie doch wirklich, worum es sich handelt: Es handelt sich um 20 Cent! Man kann mit Prozentzahlen sehr gut spielen. Wie wir wissen, sind 50 Prozent von 40 Cent etwas ganz anders als ein Promille von einer Milliarde. Das muss man den Bürgerinnen und Bürgern auch endlich einmal sagen! 

Die Einnahmen fließen widmungsgemäß in Park‑and‑ride‑Anlagen für das Wiener Umland, für die Beschleunigung des Programms für öffentlichen Verkehr, für die Förderung der Verkehrssicherheit, für Radstellanlagen und die Förderung von Garagen. Es wird in Citybike‑Programme investiert … (GR Mag Wolfgang Gerstl: All das um 20 Cent?) Ja! Das ist die Herausforderung! Schauen Sie sich einmal diese Tabelle an! Das ist Wien! Da ist ein roter Balken. Wien ist rot. Da kostet die Parkstunde 1,20 EUR. Wissen Sie, wer kostenmäßig unter uns liegt? – Unter uns liegt nur Budapest, aber auch erst auf Grund der Erhöhung! Die anderen Städte wie Amsterdam, Zürich, München, Innsbruck liegen kostenmäßig über uns.

Wenn man das attraktiv macht, dann steigen die Leute um. Ich nenne Ihnen ein Beispiel aus der Firma, wo ich arbeite. Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter bekommt, obwohl alle motorisiert sind, von ihrem Vorgesetzten zwei Parkscheine, um in die Stadt hineinzugehen und hineinzufahren. – Reden Sie also nicht immer alles madig!

Zur Erhöhung des Preises der Netzkarte in Wien muss man auch einen Vergleich zu anderen europäischen Städten vornehmen. 449 EUR kostet die Jahreskarte in Wien. In Berlin kostet sie 670 EUR, in Hamburg 850 EUR, in München 577 EUR und in Stockholm 688 EUR. Sagen Sie den Wienerinnen und Wienern, dass sie hier in einer tollen Stadt leben, wo die Umweltqualität phantastisch ist, wo der öffentliche Verkehr attraktiv, leistbar und effizient ist. Wir werden das in dieser Stadt, in der wir leben, weiterhin so gestalten, wir werden das fortsetzen und es uns von Ihnen nicht madig reden lassen! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Jetzt kommt ein bisschen Party in die Diskussion! Ich möchte auch zu Beginn meiner kurzen Rede niemandem zu nahe treten, sondern sagen nur: Andere Leute haben bei Aktionen, wie sie die SPÖ gerade abliefert, eine Strumpfmaske auf und sind eventuell sogar bewaffnet. Die SPÖ befindet das aber nicht der Mühe wert und geniert sich in diesem Fall nicht einmal dafür, dass sie die Leute wirklich eiskalt aussackelt. 

Ich stelle mir jetzt einen Bürger vor, der sowohl Autofahrer als auch Öffis‑Benutzer ist, davon gibt es ja ziemlich viele. Und jetzt kommt die SPÖ von hinten, greift ihm in die rechte Tasche, findet Fahrscheine und zieht ihm Geld dafür raus, greift dann in die linke Tasche und zieht ihm Geld für die Parkgebührenerhöhung heraus, flüstert ihm aber ins Ohr, dass all das nur zu seinem Besten geschieht und wie schön und toll Wien nicht ist, wie Kollege Al‑Rawi gesagt hat. 

Ich glaube, man konnte auch den Reaktionen der Bürger, wie sie im Radio und in den Zeitungen wiedergegeben wurden, entnehmen, dass die Wiener Bevölkerung für eine solche unehrliche Politik kein Verständnis hat. Und auch die FPÖ hat kein Verständnis dafür. Wir lehnen eine so unsoziale Politik vehement ab, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Die SPÖ macht bei diesem Raubzug – wie das manche Leute bezeichnen –aber wirklich reichlich Beute! Allein bei den Fahrscheinen sind es im Jahr 38 Millionen EUR an Mehreinnahmen, bei den Parkgebühren sind es 20 Millionen EUR im Jahr. Was aber macht nun die SPÖ beziehungsweise die Wiener Linien zum Beispiel mit den 38 Millionen Euro im Jahr? – Sie investieren in den 
U-Bahn-Ausbau. Das ist an und für sich löblich, dieser wird aber nicht immer intelligent durchgeführt. Schauen wir uns zum Beispiel die U1-Verlängerung nach Leopoldau an: Dort haben allein die fünf neuen Stationen 400 Millionen EUR gekostet! Und die SPÖ und die Wiener Linien haben das Kunststück geschafft, drei Stationen davon nicht mit Rolltreppen auszustatten, sondern nur mit mickrigen Liften und Stufen. Unglaublich! Das muss man zuerst einmal schaffen, meine Damen und Herren!

Ich bin dankbar, dass uns Kollege Al‑Rawi einen internationalen Vergleich gebracht hat. Ich habe gewusst, dass irgendjemand das heute bringen wird. Und wenn wir schon beim internationalen Vergleich sind, dann nehmen wir uns gleich den U‑Bahn‑Bau her und vergleichen Wien mit München. Das ist ein alter Hut. Die SPÖ will das aber noch immer nicht wahrhaben: In München kostet der U‑Bahn‑Kilometer die Hälfe und ist in der Hälfte der Zeit errichtet, und auch die Stationen kosten genau die Hälfte bei genau der gleichen Qualität. (GR Godwin Schuster: Vergleichen Sie nicht Äpfel mit Birnen!) Ja. Dazu sagt die Stadt Wien immer, dass man das nicht vergleichen kann, die geologischen Voraussetzungen seien anders und überhaupt und außerdem. – Meine Damen und Herren! Sie messen mit zweierlei Maß, und das nimmt euch die Bevölkerung aber nicht mehr ab! (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Schauen Sie sich doch einmal selbst an!)
Was macht die SPÖ mit den 20 Millionen EUR Mehreinnahmen aus der Parkraumbewirtschaftung? Kollege Gerstl hat hier einmal etwas Wichtiges gesagt: Die SPÖ wird mehr Ohrwascheln und mehr Baumscheiben bauen, und sie wird noch mehr Parkplätze als in den letzten zehn Jahren vernichten und das Angebot bei einer höheren Geldleistung weiter niedriger machen. Das ist auch unanständig, meine Damen und Herren! Für diese Investitionen in die Parkraumvernichtung brauchen Sie wirklich nicht die Parkgebühren erhöhen!  

Ich darf zum Schluss kommen: Der Raubzug der SPÖ, wie ihn manche Leute nennen, ist damit noch nicht zu Ende: Das ist in den Zeitungen zu lesen, und die SPÖ hat das auch jahrelang gesagt. In einem ersten Schritt wird die Parkraumbewirtschaftung auf die Bezirke 10 bis 19 ausgedehnt werden. Das wird wahrscheinlich nach der nächsten Wahl 2009/2010 Platz greifen. Dann wird wieder eine Erhöhung stattfinden, und dann werden die Mehreinnahmen dazu genutzt werden, um die Untersuchungen auch auf die Bezirke 21 bis 23 auszudehnen. Letztlich werden wir dann voraussichtlich in den Jahren 2016, 2017 oder 2018 in ganz Wien Parkraumbewirtschaftung haben und wird in ganz Wien im großen Stil abkassiert werden. Dazu gebe ich Ihnen aber einen guten Rat, meine Damen und Herren von der SPÖ: Setzen Sie das nächste Mal eine Strumpfmaske auf! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich finde es irgendwie interessant: Kollege Mahdalik hat heute eine Metapher von der Strumpfmaske verwendet. Am Anfang hatte er einen interessanten Versprecher: Ich weiß nicht, ob das protokolliert wurde. Er hat gesagt: Die FPÖ macht einen Raubzug, dann hat er das auf SPÖ verbessert. – Ich meine: Der einzige Raubzug, den es in irgendeiner Parteinähe gegeben hat, geschah durch den Gatten einer FPÖ-Mandatarin. Das ist sehr bedauerlich, sage ich Ihnen noch einmal, aber wenn das irgendeiner anderen Partei geschehen wäre, dann hätten wir da ein ziemliches Problem gehabt. Ich wiederhole also: Seien Sie vorsichtig mit Strumpfmaske und Raubzug! Das war jemand, der mit einer FPÖ‑Mandatarin verheiratet war. Vorsicht mit Versprechern!

Noch etwas Interessantes habe ich heute von der FPÖ gehört, und leider Gottes muss ich das jetzt noch einmal sagen: Es war die Rede vom „schwarzen Tag im Leben des Autofahrers“. – Abgesehen davon, dass es hauptsächlich Autofahrer bei Kollegen Madejski sind, wird der schwarze Tag im Leben des Autofahrers in Wirklichkeit so ausschauen, dass Sie gemeinsam mit der SPÖ‑ und ÖVP‑Bundesregierung 11 Milliarden EUR in den Autobahnbau stecken werden, um den Ring um Wien zu schließen. StR Schicker sagt, die Transitlücke wird geschlossen. Der Transitverkehr wird jetzt tatsächlich rund um Wien und durch Wien durchgeführt, und die Lobauautobahn wird nicht, wie alle immer behauptet haben, nur die Donaustadt entlasten. Das Einzige, was die Lobauautobahn entlasten wird, ist der Transitverkehr, der dann besser um Wien herum kommen kann. Es wird ein Plus von 37 Prozent im Transit geben, und ich sage: Danke SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ, wenn es Letzteres überhaupt noch gibt! 

Was ist geschehen? Der Preis des Parkscheins ist eigentlich moderat erhöht worden. 21 Jahre hat es keine Erhöhung des Parkscheins gegeben, und jetzt kommt natürlich die ganz große Jammerei. Wenn man sich überlegt, was die schwarz‑blaue und dann die schwarz‑orange Bundesregierung in den letzten Jahren alles erhöht hat, dann meine ich, dass es wirklich ein „Lercherl“ war, was man da mit dem Parkschein gemacht hat. Das war schon lange überfällig! Uns stört beim Parkschein gar nichts, uns stört nur, dass damit eine Erhöhung beim Parkpickerl verbunden war. Das halten wir für kontraproduktiv. Ganz im Gegensatz zu Ihnen, Kollege Mahdalik, empfinden wir nämlich die Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung auf die Bezirke 10 bis 19 gar nicht als gefährliche Drohung, sondern meinen, dass sie hervorragend ist und schon längst überfällig war.

Wir glauben, dass das die richtige Politik ist, und wir sind durchaus auch der Meinung, dass man City-Maut nicht nur überdenken, sondern vielleicht auch einführen sollte. Faktum ist jedenfalls, dass die FPÖ da politisches Kleingeld macht und sich selber überlegen sollte, ob unter ihrer Strumpfmaske nicht vielleicht in Wirklichkeit das politische Kleingeld hervorschaut! 

Jetzt komme ich aber zu dem, was auf lange Sicht noch getan wurde: Wir haben jetzt insgesamt nur mehr 15 Jahre Zeit, um den Klimaschutz unter Dach und Fach zu bringen. Und da ist es wirklich sehr kontraproduktiv, wenn man als Antwort auf den Klimaschutz im Hinblick auf die wenigen Jahre, die uns noch bleiben, beschließt, die Öffi‑Preise zu erhöhen. Das wird sicherlich nicht viele Menschen dazu bringen, umzusteigen! Die Parkscheinerhöhung in Wien hat einen Lenkungseffekt. Wenn man dann aber gleichzeitig auch die Preise der Öffis erhöht, dann konterkariert man das Ganze. Da frage ich: Was soll das? Alle werden abgestraft! Mir wäre es lieber, wenn die Autofahrer und Autofahrerinnen dazu bewegt werden, auf bessere, aber durchaus keine teureren Öffis umzusteigen. Das ist uns ganz wichtig! 

Zu den Verbindungen: Der Takt bei der S 45 wurde noch immer nicht gesenkt. Das Einzige, was wir dafür brauchen, sind 3 Millionen EUR. Diese gibt es aber weder im Bundesbudget noch will sie die Stadt Wien ausgeben. Hingegen sind 2 Milliarden EUR für die Lobauautobahn zur Schließung der Transitlücke in Ordnung. 

Wir meinen: Wir brauchen eine totale Verbesserung des ÖV in Wien, sowohl beim Schnellbahn-Verkehr als auch beim Oberflächenverkehr. Wir brauchen günstige Öffi-Tarife, und zwar durchaus auch sozial gestaffelt. Wir brauchen für die sozial Schwachen, für SchülerInnen und StudentInnen ebenso wie für Lehrlinge den Nulltarif. Das wäre notwendig gewesen, und nicht eine Erhöhung um unterschiedliche Prozente, wie ich der Zeitung entnehmen muss. Dabei muss ich als Netzkartenbesitzer ohnehin zufrieden sein, weil die Netzkarte nicht so stark erhöht wurde wie die Einzelfahrscheine. 

Noch einmal zurück: Wir finden es richtig, dass der Preis der Parkscheine erhöht wurde, wir finden es aber nicht gescheit, dass gleichzeitig die Kosten für das Parkpickerl erhöht wurden. Und wir sind total gegen jegliche Öffi‑Preiserhöhung. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Mag Feldmann. – Bitte sehr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die Stadt Wien erhöht die Belastungen für Autofahrer, und das, obwohl seit Jahren die gemeindeeigenen Fahrflächen für Autofahrer reduziert werden, die Autofahrer zur Finanzierung des Bundes‑ und Landesbudgets einen erheblichen Beitrag leisten und das Angebot von Bahn, Straßenbahn und U‑Bahn in Wien stagniert.

Für viele Wiener ArbeitnehmerInnen ist das Pendeln, ob mit dem Auto oder mit den Öffis, eine Voraussetzung für ihren Job. 

Ich will ein paar Zahlen nennen: Allein heuer nimmt der Bund rund 11,3 Milliarden EUR an Steuern, Abgaben und Mauten aus dem Straßenverkehr ein. Dazu kommen zusätzlich noch indirekte Leistungen an die öffentliche Hand, die Lohnsteuerleistungen und die gesicherten Arbeitsplätze aus der automotiven Industrie. 

Wienspezifisch gesehen hat Wien 2005 allein aus der Parkometerabgabe 41,8 Millionen EUR eingenommen. In Wien sind mit dem Verkehr und dem Transport 2 600 Betriebe und 70 000 Arbeitsplätze direkt verbunden. 

Ein paar Worte zu den Pendlern: Mehr als 500 000 Menschen in Wien sind Auspendler, das heißt, sie müssen für ihren Job entweder in einen anderen Bezirk oder sogar außerhalb Wiens fahren. Wenn man das der tatsächlichen Zahl der Arbeitsbevölkerung von 837 000 gegenüberstellt, dann bedeutet das, dass 90 Prozent der Wiener Arbeitnehmer in irgendeiner Form Pendler sind. 

Zum Wiener Straßennetz: Die Stadt Wien hat nichts unternommen, um aus eigener Kraft das Straßennetz oder die Parkflächen entsprechend auszuweiten. Die Fahrbahnflächen sind in Bezug auf Flüssigkeit des Verkehrs sogar leicht rückläufig. Die Zahl der Kraftfahrzeuge ist seit Beginn des Jahrtausends um 23 000 gestiegen. Im selben Zeitraum ist die Anzahl der Parkflächen aber nicht gestiegen, sondern war rückläufig. Derzeit wird rund ein Drittel aller Wege mit dem Auto erledigt. Ihr Ziel ist es, das bis 2020 auf 25 Prozent zu reduzieren. Sie vergessen allerdings, dass die absolute Zahl der Autofahrer drastisch steigen wird. So sagen etwa rund 78 Prozent der Jugendlichen, dass sie sich als erste Investition ein Auto anschaffen werden. 

Bereits jetzt leistet der Autofahrer einen erheblichen Beitrag zum Budget, und es ist unfair, ihm weitere Kosten aufzuhalsen, nur weil Sie Ihr Budget nicht im Griff haben! Sie wissen ganz genau, dass deswegen nicht weniger gefahren wird und dass viele Personen aufs Auto angewiesen sind. Das ist einfach leicht verdientes Geld zum Stopfen Ihrer Budgetlöcher! 

Sie vergessen, was weitere Gebührenerhöhungen für den Einzelnen bedeuten, und Sie scheinen auch zu vergessen, warum Menschen ein Auto benutzen. Ich, zum Beispiel, liebe Autofahren, auf der anderen Seite muss ich aber auch Autofahren. Ich liebe Autofahren, weil es mir Freiheit, Beweglichkeit und Mobilität gibt. Ich muss aber auch Autofahren, weil mir gar nichts anderes übrig bleibt. Warum bleibt mir und vielen anderen nichts anderes übrig? – Wir leben in einer schnellen Zeit mit großen Herausforderungen für den Einzelnen. Ich denke jetzt etwa an uns Frauen mit Job, Kindern und Familie; von einer Alleinerzieherin möchte ich hier jetzt gar nicht reden. Wie soll sich da ein Tag mit den vielen Terminen, die man hat, ohne Auto ausgehen? (Beifall bei der ÖVP.)
Letztlich ist die Mobilität der Autofahrer ein wesentliches Umsatzkriterium für den Handel und für die Gastronomie sowie für den gesamten Theater‑ und Veranstaltungsbereich. Autofahrer bringen einfach Umsatz und Geld auf den verschiedensten Ebenen, und es ist wirklich ideenlos und definitiv unethisch, Autofahrer weiter zu belasten.

Sie sagen, Sie tun es auf Grund der Inflation. Ich sage Ihnen: 2005 betrug die Inflation 2,3 Prozent, wenn man die reine Inflation des Handels heraus rechnet, dann waren das aber nur 0,7 Prozent. Das heißt, diese drastische Inflation wurde durch Abgaben, Steuern et cetera ausgelöst, der Handel allein hingegen leistet einen wesentlichen Beitrag zur Geldwertstabilität. Sie nehmen aber dem Handel im innerstädtischen Bereich weiteren Umsatz weg, weil Sie durch diese Erhöhungen die Leute in die Einkaufszentren drängen.

Ich will Ihnen jetzt noch ganz kurz zur Parkzeit von zwei Stunden etwas sagen. Sie sagen, das Limit wird gut angenommen. – Das stimmt nicht! Es wird nämlich viel länger geparkt, weil viele Termine einfach länger dauern. Und ich wünsche Ihnen mit 22 Uhr und zwei Stunden auch noch viel Spaß bei jeglichem Theater- und Kinobesuch und auch gastronomiemäßig gesehen, wenn man um 7 Uhr essen geht und um 9 Uhr der eine oder andere hinaus sprinten muss, um seinen Parkzettel zu verändern! 

Vielleicht gehen die Leute dann aber auch nicht mehr so viel aus. Allerdings kann ich Ihnen schon jetzt prophezeien, dass Ihnen dann die Gastronomie gratulieren wird! Es ist das eine sehr unglückliche Entscheidung von Ihnen, der wir natürlich nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist GR Hora. – Bitte sehr. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte gleich einmal eine Frage an die GRÜNEN stellen: Euer Transparent war ganz sympathisch! War es auch so hergestellt, dass der verwendete Lack keine CO2‑Abgabe erzeugt? (GRin Mag Maria Vassilakou: Selbstverständlich!) Ist er abbaubar, dass man das Plakat eventuell nach einem gescheiten Recycling wieder verwenden könnte? (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Nein danke! Ich hab’s schon gelesen! Ich brauche es nicht zwei Mal lesen! Kollege Maresch! Wir haben uns allerdings gestern schon darüber unterhalten, dass eine zweimalige Wiederholung oft einen guten Lehrwert hat!

Meine Damen und Herren! Natürlich wirkt es heute problematisch, wenn wir hergehen und sagen, dass der rote Parkschein um 20 Cent teurer wird. – In Wirklichkeit hat aber genau 22 Jahre keine Preisanpassung stattgefunden. Frau Kollegin Feldmann stellt sich jetzt ganz ruhig da her und redet davon, wie groß die Verteuerungen waren. Sie bedenkt aber nicht, dass zum Beispiel, als die blau‑schwarze und dann die blau‑orange Bundesregierung ans Ruder gekommen ist, die Gebühren für den Reisepass von heute auf morgen um 100 Prozent erhöht wurden. Das diskutieren wir jedoch nicht!

Liebe Frau Kollegin Feldmann! Sie haben noch einen großen Fehler gemacht! Wenn Sie von der Inflationsrate 2005 reden, dann sollten Sie einmal bedenken, wer in dieser Zeit noch Regierungsverantwortung hatte! – Aber wie Sie wissen, hat der Wähler am 1. Oktober 2006 dann anders entschieden und Sie aus dieser schwerwiegenden Verantwortung teilweise entlassen, wenn auch nicht ganz so, wie wir es uns gewünscht hätten!

Meine Damen und Herren! Kollege Omar Al-Rawi hat hier schon einen internationalen Preisvergleich aufgezeigt, und wir brauchen auch den österreichischen Preisvergleich nicht scheuen. Kollege Walter aus Tirol ist heute nicht da. Wenn aber einer zum Beispiel eine Stunde lang in Innsbruck im öffentlichen Raum steht, dann zahlt er nicht 80 Cent wie bei uns, sondern 1,33 EUR, also ein Vielfaches. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Lernen Sie einmal Mathematik!) Wir nehmen jetzt nach 23 Jahren eben auch einmal eine Erhöhung vor, allerdings können Sie, Herr Kollege Gerstl, einmal nachrechnen, wie lange die Menschen dort schon wesentlich mehr zahlen als bei uns in Wien! (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Selbstverständlich! Jetzt kostet es 1,20 EUR, in Innsbruck kostet es aber schon die ganze Zeit 1,33 EUR, das heißt, die Menschen dort haben schon wesentlich länger diese Preise bezahlt! Rechnen Sie nach! Dann können Sie die Gelder mit Frau Zach in Innsbruck ja zurückgeben!

Auch meine ich, dass der Weg, den die Wiener Linien eingeschlagen haben, nach fünf Jahren eine Erhöhung von knapp unter 10 Prozent durchzuführen, durchaus nachvollziehbar ist.

Kollege Gerstl! Wir haben letzten Sommer gestritten, als Sie behauptet haben, dass die Wiener Linien die Einzigen sind, die einen Sommerfahrplan haben. Wir haben das dann ausdiskutiert und festgestellt, dass sich die Situation in der Zwischenzeit geändert hat und es auch in Städten wie München einen Sommerfahrplan gibt. Sie haben sich aber heute wieder da hergestellt und versucht, den nächsten Irrtum aufzuklären, indem Sie sagen, dass es in Berlin einen 24‑Stunden‑Betrieb gibt. – Es gibt in Berlin einen 24-Stunden-Betrieb auch nur auf einigen wesentlichen Linien. Da muss ich annehmen, dass Sie bereits um 20 Uhr zu Bett gehen, denn sonst würden Sie wissen, dass es auch in Wien einen 24‑Stunden‑Betrieb gibt! Sogar bei den Schnellbahnen ist jetzt am Wochenende der Takt eingeführt. Es wurden also schon wesentliche Schritte gesetzt. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)

Wenn ich mir jetzt Ihre Argumente anhöre, dann weiß ich schon, dass diese, weil sie aus Verzweiflung kommen, nicht mehr ziehen. Und da Sie keine Argumente mehr bringen können, schreien Sie jetzt nur noch dazwischen und glauben das selbst!

Ich meine, dass gerade diese Preiserhöhung, die nach 22 Jahren gekommen ist, sehr wohl sozial gestaffelt ist. Ich nehme an, auch Sie haben mitbekommen, dass zum Beispiel jene Sozialhilfebezieher, die um 15,40 EUR fahren, keine Erhöhung bekommen und auch die Preise für die Besitzer von Zeitkarten gleich geblieben sind. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wir gehen in Wien moderat vor und gestalten die Stadt weiter. Und wenn Sie ganz ehrlich sind und sich die Liste anschauen, welche Zusatzleistungen die Wiener Linien in den letzten fünf Jahren gebracht haben, dann werden Sie auch damit einverstanden sein. Trotzdem sehe ich ein, dass Ihnen als Mitglied einer Oppositionspartei nicht anders übrig bleibt, als wieder einmal nach Einmaleffekten zu haschen! – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: Von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen vier, sechs vom Grünen Klub und 13 vom ÖVP-Klub.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: Drei vom Klub der Wiener Freiheitlichen, einer vom Grünen Klub im Rathaus, fünf vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien und ein gemeinsamer Antrag von ÖVP und GRÜNEN.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummer 5, 7, 14, 15, 19 bis 27, 29 und 30, 33 und 34, 36, 38, 42, 44 und 47 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre diese daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 43 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 41, 40, 37, 28, 31, 32, 35, 16, 17, 18, 45, 1, 2, 3, 4, 6,8, 9, 10, 11, 12, 13, 39 und 46. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7666 im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Immer wenn man in Wien das Wort City vernimmt, dann bedeutet das nichts Gutes. In der letzten Sitzung haben wir ausführlich das Stadtplanfiasko in der Wienerberg-City besprochen. Im 1. Bezirk fuhrwerkt die schwarze Ursel und möchte aus der City das größte und langweiligste Geriatriezentrum Mitteleuropas ohne Standln und Veranstaltungen machen. Am besten sollte man dort nicht mehr lachen, eine Mauer rundherum ziehen und den Mantel des Schweigens darüber breiten.

Heute reden wir über ein Plandokument betreffend die Donau City, und auch diesfalls bedeutet das Wort City wahrlich nichts Gutes, meine Damen und Herren! Die Donau City schaut zwar, wenn man von dieser Seite der Donau hinüberschaut, schön aus, eine hippe Skyline, urban, wie man heutzutage sagt, macht optisch natürlich einen schlanken Fuß, aber wenn man hinter die Kulissen schaut, wenn man die Donau City durchwandert, wenn man mit den Leuten spricht, dann merkt man sehr schnell, dass auch dort so viel falsch gelaufen ist, dass wir das heute in dieser kurzen Zeit wahrscheinlich gar nicht alles besprechen werden können und dass dort so viel noch nicht repariert worden ist, dass wir das ebenfalls heute nicht über die Bühne bringen werden. Aber der Anlass dieses Plandokuments, um erneut über die Donau City zu sprechen, ist ein trefflicher. Nicht, dass die Probleme durch diese neuen Planungen im großen Stil noch drängender, noch eminenter werden würden, sie sind es schon. Beileibe der letzten Jahre - drängender und eminenter können Probleme eigentlich gar nicht sein, aber mehr können diese Probleme von dieser Stadtregierung und von der WED, dem Grundeigentümer, der eigentlich hauptverantwortlich für den miserablen Zustand hinter den Kulissen, für die miserable Lebensqualität für die betroffenen Bewohner in vielen Bereichen der Donau City ist, eigentlich auch nicht ignoriert werden. 

Hauptproblem Nummer 1, seit Jahren allen bekannt, sind die Fallwinde, die dort durch die Hochhäuser seit Jahr und Tag entstehen. Es sind nicht bloße Fallwinde. Das hört sich gar nicht so schlimm an. Es sind teilweise orkanartige Stürme, die dort durch die Häuserschluchten wehen, wenn in anderen Teilen der Stadt höchstens ein laues Lüftchen weht. Was ist damals bei den Planungen, bei den Flächenwidmungsverhandlungen falsch gemacht worden? Es wurde nicht darauf Acht gegeben, dass architektonische fallwindmindernde Maßnahmen, die ohne Weiteres möglich sind, den Bauträgern der WED vorgeschrieben werden. Das ist nicht in die besonderen Bebauungsbestimmungen des Plandokuments eingeflossen, sonst hätte man dadurch den Bewohnern, die, vor allem die älteren und jüngeren, wirklich massiv darunter leiden, viel Ungemach ersparen können. 

Dass es unter Umständen auch anders gehen könnte, haben wir bei den Vorberatungen für die neuen Festlegungen in der Donau City gesehen. Da sind sehr wohl, zwar noch ziemlich vage, Maßnahmen angedacht oder festgesetzt, um diese Fallwinde im neuen Teil künftig zu verhindern, und zwar durch relativ einfache Maßnahmen, dass die unteren Geschoße der Hochhäuser hinausgesetzt werden und diese die Fallwinde schon vor den Passanten, Anrainern, Müttern mit Kindern, älteren Menschen abfangen, sodass dann dort, im Donaukorridor wird es das natürlich immer geben, ein Wind geht, aber keine orkanartigen Stürme durch diese Häuserschluchten wehen werden. Das hat man damals verabsäumt. 

Okay, Fehler können passieren, kommt in den besten Familien vor. Was aber massiv zu kritisieren ist, ist, die Bewohner sind an die WED, an den Bezirk, an die Stadt schon im Jahr 2002 herangetreten, haben damals in kurzer Zeit 1 300 Unterschriften gesammelt und haben berechtigterweise Maßnahmen gegen die Fallwinde eingefordert. Was ist passiert? Null komma Josef. Der Bezirk hat nichts gemacht. Die Stadt hat nichts gemacht. Die WED hat schon gar nichts gemacht. Sie hat die Leute dumm sterben lassen. So fuhrwerkt oder agiert die WED auch heute. Ich habe längere Zeit probiert, diese Windstudie zu bekommen. Der Kollege Hoch hat es jetzt geschafft. Er ist größer und stärker als ich, vielleicht hat er seinen Forderungen mehr Nachdruck verleihen können oder hat bessere Beziehungen zur WED. Diese Windstudie soll, wie Sie uns erzählen, seit Langem vorliegen, ist aber weder den Bewohnern noch dem Bezirk noch zumindest den Oppositionsparteien im Bezirk und im Rathaus zugänglich gemacht worden. Meine Damen und Herren von der SPÖ, das ist eine Politik der Missachtung der Rechte der Bewohner! Das ist eine Politik der Missachtung der Rechte der Opposition! So kann es nicht weitergehen! Wir fordern detaillierte, eingehende Informationen ein, um Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität anzudenken und zu beschließen! (Beifall bei der FPÖ.)

Wir waren dankenswerterweise natürlich nicht die einzige Partei, die sich da engagiert hat. Die GRÜNEN haben das in den letzen Jahren, oder vielleicht sollte ich besser sagen, im letzten Jahr, auch gemacht. Vielleicht aus anderen Beweggründen als wir, wenn man sich dort die Bevölkerungsstruktur und die Wahlergebnisse anschaut, haben die GRÜNEN aus meiner Sicht anhand der Wahlergebnisse beschlossen, dort aktiver zu werden, weil sie dort sehr gute Wahlergebnisse erzielen. In anderen Bereichen, wie im Gemeindebau, merkt man kein grünes Engagement, weil dort die Wahlergebnisse diametral anders sind. Die Freiheitlichen verfolgen auch hier eine andere Politik. Wir engagieren uns im Gemeindebau, wir engagieren uns aber auch auf der Platte, obwohl unsere Wahlergebnisse dort mehr als bescheiden sind. Das müssen wir ganz ehrlich zugeben, aber wir sehen immer das Große und das Ganze. Wie es im Bezirk insgesamt ausschaut, haben wir bei den letzten Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen im Jahr 2005 gesehen. Da sind die GRÜNEN Gott sei Dank im 22. unter ferner liefen. Aber nichtsdestoweniger, auch wenn wir keine große Anhängerschaft auf der Platte haben, sind wir nun schon Jahre vor den GRÜNEN dort aktiv geworden, nicht nur in Bezug auf die Fallwinde, denn das ist beileibe nicht das einzige Problem dort. 

Wer die Donau City kennt, wer dort mit Bürgern in Kontakt ist, weiß, woran es noch hapert. Wer dort schon einmal mit dem Auto hingefahren ist, weiß, das ist ein Labyrinth, wo sich tagtäglich nicht nur Privatpersonen, wenn sie mit dem PKW hinkommen, verfahren. Denen kostet das ein bisschen Zeit, aber es sind in den letzten Jahren ganz andere Dinge passiert, nämlich sind die Rettungen bei Noteinsätzen, wo es wirklich um Herzinfarkte gegangen ist, dort herumgeirrt und teilweise dadurch zu spät gekommen. Das haben mir Bewohner erzählt, ich habe es natürlich nicht verifizieren können. Dort sind Leute gestorben, aber nicht, weil die Rettungsfahrer zu blöd sind, das zu finden, sondern weil das unmöglich oder gar nicht beschildert ist. Nicht einmal diese einfache Übung - wir haben das vor Jahren in einem Antrag in der Bezirksvertretung und, ich glaube, auch hier im Gemeinderat gefordert -, dass die WED, der Bezirk, die Stadt dort eine anständige Beschilderung anbringt, nicht einmal diese Minimalforderung ist erfüllt worden. Sie wäre nicht teuer gewesen. Es ist genau nichts passiert. Auch heute irren dort noch die Einsatzfahrzeuge, die Rettungsfahrzeuge herum. Dadurch werden Menschenleben gefährdet, meine Damen und Herren! Das kann es nicht sein, dass man wegen ein paar Tausend oder Zehntausend Euro, die so eine Beschilderung kosten würde, mutwillig Menschenleben riskiert! 

Wenn ich in die Donau City fahre, kenne ich mich jetzt schon ein bisschen aus. Ich stelle mich immer in die Garage vom Billa. Aber die ersten paar Male, als ich dort war, war es anders. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum fahren Sie mit dem Auto dort hin?) Der Kollege Maresch wird wahrscheinlich nicht mit dem Auto hinkommen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mit der U1 fahre ich dort hin!) Aber wenn man dort hinunterfährt, neben dem Andromeda-Hochhaus, und kommt dann unter der Platte durch, gibt es rechts und links Schranken, alle unzureichend beschildert, fährt man bei irgendeinem Schranken hinein, steht vor dem Schranken, kommt aber nicht hinein, ist ein Privatparkplatz oder überhaupt kein Parkplatz, ist dahinter eine G’stätte oder man steht in irgendeinem Hochhaus. (GR Mag Rüdiger Maresch: Fahren Sie einmal mit den Öffentlichen!) Ganz zu schweigen, wenn man nicht eine Firma besuchen will, die noch halbwegs leicht zu finden ist, wobei leicht hier ein bisschen ein schlechter Ausdruck ist, sondern eher zu finden ist, als wenn man dort einen Freund, einen Verwandten, einen Bekannten besuchen will, denn dort gibt es im Großen und Ganzen nur eine Adresse. Die Leonard-Bernstein-Straße geht viermal ums Eck. Es findet kein Mensch irgendetwas. Ich verstehe nicht, wie man so etwas als Stadtplanung, als Bezirk, als WED zulassen kann. Das ist doch einer Weltstadt wie Wien unwürdig! Jetzt haben wir dort eine schöne Skyline, einen urbanen Stadtteil und dann sind die verantwortlichen Politiker nicht im Stande, den zu beschildern, dass die Leute auch irgendwo hinfinden und dass die Rettung rechtzeitig zu ihren Einsätzen gelangt! Das ist eine Schande für die Stadt Wien und das muss schnellstens abgestellt sein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Bevor ich jetzt zum eigentlichen Plandokument und dem gegenüber der öffentlichen Auflage massiv erhöhten Bauvolumen der Hochhäuser komme, möchte ich noch ein Problem, das in diese Donau City hineinspielt, kurz anschneiden. Wir bekommen den § 69 im Laufe der Diskussion über die Donau City, die sicher nicht heute abgeschlossen wird, sicher noch einige Male zu hören, weil bei jedem Hochhausprojekt in Wien in den letzten Jahren dieser berüchtigte Gummiparagraph 69 für unwesentliche Abänderungen der Bebauungsbestimmungen angewendet worden ist. Bei jedem. Millenniums-Tower oder IZB-Tower, ganz in der Nähe der Donau City. Dieser Komplex hat übrigens insgesamt drei 69er bekommen. Damals war der Mann hinter dem Bauwerber ein uns allseits bekannter Immobilienhändler, der Herr Muzicant. Vielleicht haben auch seine Beziehungen zur Stadt Wien ein bisschen geholfen. Er hat unter anderem einen Nutzflächenzuwachs von 10 000 m², manche Leute sagen, zugeschanzt, bekommen. Das bedeutet natürlich eine satte Summe mehr an Mieteinnahmen. Er hat natürlich nachher beim Verkauf, der ihm nicht gerade wenig eingebracht hat, noch ein Schäuferl draufgelegt. Von solchen Ausnahmegenehmigungen kann der kleine Häuselbauer nur träumen. Entweder bekommt er ein glattes Njet von der SPÖ oder wenn er es wagt, im Kleingarten ein bisschen größer zu bauen und die Baupolizei schlecht aufgelegt ist, muss er die drei Quadratmeter, die er zu viel gebaut hat, wieder abreißen. Manche sind in Wien, wie auch anderswo in der Welt, muss man offen zugeben, natürlich gleicher als andere, aber in diesem Fall war es ganz besonders krass. 

Hier hat, das kann ich der ÖVP nicht ersparen, auch die ÖVP eine ganz unrühmliche Rolle gespielt. Es war nämlich in den Jahren der Koalition zwischen ÖVP und SPÖ auf Stadtebene, in den Jahren 1996 bis 2001. Ich weiß es deswegen so genau, weil ich damals als Bezirksrat im Ausschuss gesessen bin, wo diese § 69-Ausnahmegenehmigung auf der Tagesordnung gestanden ist. Die Vertreter des Bauwerbers haben schon draußen am Gang gewartet, um die frohe Nachricht zu vernehmen. Damals war es aber so, dass die SPÖ nicht die absolute Mehrheit sowohl im Land als auch im Bezirk gehabt hat, sonst hätte die SPÖ keinen Koalitionspartner gebraucht, und es ist auch auf die Stimme des schwarzen Vertreters Horst Binder angekommen, der im Übrigen ein ganz netter Kerl ist. (GR Alfred Hoch: Wie alle von der ÖVP!) Aber damals hat er bei der ersten Sitzung wirklich ein Meisterstück geliefert. Die FPÖ hat natürlich massiv dagegen mobil gemacht, hat gesagt, kommt gar nicht in Frage. Horst Binder hat dann einen Wutanfall bekommen und hat gesagt: „Ganz sicher nicht, nur über meine Leiche!" Das waren genau seine Worte. So schnell haben wir gar nicht schauen können, war die Sitzung abgebrochen und verschoben. Ein oder zwei Wochen später ist sie dann erneut angesetzt worden und siehe da, der Kollege Binder, der Gott sei Dank noch unter uns weilt, hat sich dann zum Wort gemeldet. Er hat sich sichtlich nicht wohlgefühlt, ich weiß nicht, mit welchen Mitteln man ihn dann schließlich überreden konnte, und hat gesagt, einmal springt er noch über seinen Schatten, aber das war das letzte Mal, und hat dieser § 69-Ausnahmegenehmigung, 10 000 m² mehr Nutzfläche für den Herrn Muzicant, zugestimmt. Wir haben zwar gewusst, dass der Binder ein Schwarzer ist, aber dass er so ein Schwarzer ist, darüber haben wir uns damals selbst gewundert. Uns hat es damals ein bisschen aus den Schuhen gehoben, aber wir haben unsere Lektion gelernt und haben aus dieser politischen Ecke kein gröberes Rückgrat bei solchen Entscheidungsfindungen mehr erwartet, und das völlig zu Recht, wie wir in den letzten Jahren im Bezirk und in der Stadt mehrmals erleben mussten. 

Ich möchte jetzt aber vom IZB-Tower die wenigen Meter bis zur Donau City zurücklegen. Was ist dort in den nächsten Jahren geplant? Welche Baumaßnahmen? Eine ganze Menge, und zwar eine ganze Menge mehr als ursprünglich bei der öffentlichen Auflage den Leuten zugänglich gemacht wurde. Die zwei Hochhäuser, die bei den ersten Planungen, die schon einige Jahre her sind, muss ich sagen, 120 m hoch hätten werden sollen oder geplant waren, werden jetzt zumindest 180 und 220 m hoch, bevor der § 69 ins Spiel kommt. Ich nehme an, am Schluss werden wir dann 240 und 200 oder 250 m haben, irgendetwas werden wir schon zusammenbekommen. Es geht da nicht nur ums Geld, es geht wahrscheinlich auch um den sportlichen Wettbewerb, weil auf der anderen Seite ist der Millenniums-Tower, der nicht ideal ins Stadtbild passt, mit seiner hohen Antenne, das höchste Gebäude Österreichs. Das kann sich der Bezirk wahrscheinlich nicht gefallen lassen und wir werden dort eines draufsetzen und werden das heute wahrscheinlich mit den Stimmen der SPÖ beschließen und dann noch mit dem § 69 nachlegen. Das wird wie das Amen im Gebet sein. Falls der § 69 dort bei den Neuplanungen nicht zur Anwendung kommt, fresse ich einen Besen, meine Damen und Herren! Das wird es sicher nicht spielen! Das hat es in Wien in den letzten Jahren nicht gespielt! Auch hier wird dieser Gummiparagraph unter dem Beifall und unter der Zustimmung der SPÖ zur Anwendung kommen! 

Wir werden auch dann die Bevölkerung weiter informieren, wie in der Stadt mit Leuten, mit Geld, mit Bauträgern, mit guten Beziehungen zur roten Reichshälfte verfahren wird und wie mit den Anrainern, die ganz massiv gegen diese neuen Festlegungen sind, die man aber in den letzten Jahren nicht einmal ignoriert, umgegangen wird. Die 1 300 Unterschriften liegen wahrscheinlich noch immer in der dritten Lade. Mittlerweile ist der damalige Bezirksvorsteher, der leider zu früh von uns gegangene Franz-Karl Effenberg, natürlich nicht mehr zuständig. Seine Nachfolgerin Winklbauer hat, wenig überraschend, dort auch nichts gemacht. Ob jetzt der Norbert Scheed etwas in dieser Richtung unternimmt, um die bestehenden Bauteile von den Fallwinden zu entlasten? Ob er da Druck auf die WED macht? Ob er auf StR Schicker Druck macht, dass hier auch etwas passiert? Weil es kann nicht nur sein, dass dort jetzt vielleicht Maßnahmen angedacht werden, um die Fallwinde im neuen Teil zu verhindern, aber die Leute im alten Teil, die dort viel Geld hineingesteckt haben, die dafür Miete zahlen oder viel Geld in eine Eigentumswohnung investiert haben, als Bürger der Donau City zweiter Klasse gelten. Auch diese Leute in den bestehenden Teilen der Donau City müssen in nächster Zeit vom Fallwind entlastet werden. Das ist eine Forderung der FPÖ, von der wir nicht abrücken, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Gegenüber der öffentlichen Auflage werden nicht nur diese zwei Hochhäuser ganz deutlich erhöht, sondern es werden auch einige andere Sachen Platz greifen, die den Bauträgern, die der WED eine ganze Menge Mehreinnahmen versprechen. Es wird das Bauvolumen um etwa 300 000 m³ aufgestockt. Das ist nicht schlampig, sondern wird daher 100 000 m³ mehr Nutzfläche. Bei der Argumentation, die die SPÖ, die die Stadt Wien hier verfolgt hat, wieder das Tarnen und Täuschen. Sie hat gesagt, es wurden bei den zwei Hochhäusern soundso viel Kubikmeter dazugegeben, dafür wurden dort und da, ich glaube, 8 000 waren es, weggegeben. Alle Achtung, Kollege Dampier! Das ist eine Augenauswischerei! Diese Argumentation könnt Ihr Euch für die Weti-Tante aufheben, das glaubt aber kein Bürger und die Opposition schon gar nicht! Also dort viel dazuzugeben und auf der anderen Seite wenig wegzunehmen, kann sich die SPÖ mit der absoluten Mehrheit im Moment noch erlauben, aber es sind schon Hausherren gestorben und eine absolute Mehrheit ist schneller weg, als man schauen kann. Ich habe das im Jahr 1996 erlebt. 

Es sind noch einige andere Sachen gedacht, einige neue Wohnkomplexe, die die bestehenden Wohnbebauungen der jetzigen Bewohner, die noch den Blick auf die Donauinsel, den Kahlenberg, den Schneeberg haben und auch deswegen an der Wasserfront mehr Geld bezahlt haben, massiv entwerten. Der Ausblick ist weg und der ist wirklich schön. Ich war dort bei einigen Bürgern. Es ist zwar nicht wirklich die Grabesstille dort, weil man den Dauergeräuschpegel von der Donauuferautobahn hat, aber das haben sie gewusst. Auch den Lärm von der Copa Kagrana haben die Anrainer gewusst. Das haben sie alles in Kauf genommen. Was sie nicht in Kauf genommen hätten, wenn sie es damals gewusst hätten, wäre, dass dort noch massive Bautätigkeit vor ihrem Fenster stattfinden wird und dass dort Hochhäuser wie die Schwammerl aus dem Boden schießen werden. Das haben sie auch nicht gewusst. Es wurde ihnen nicht einmal bei der öffentlichen Auflage gesagt, was hier alles stattfinden soll. Aus gutem Grund natürlich, sonst hätte es wahrscheinlich mehr Wirbel gegeben. 

Aber beim nächsten Mal kann die SPÖ ruhig ehrlich sein, egal, wie der Wirbel von den Bürgern ist. Die SPÖ praktiziert das vor, es wird trotzdem drübergefahren. Die paar negativen Zeitungsmeldungen nimmt sie in Kauf, die absolute Mehrheit ist noch einige Jahre gesichert. Also bräuchte sie die Leute nicht hinter das Licht zu führen. Schenkt ihnen von Anfang an reinen Wein ein, was geplant ist, egal, in welcher Dimension, und setzt euch dann mit den Leuten auseinander! Die Abstimmungsergebnisse, was Sie mit diesen Wortmeldungen, den Rückmeldungen aus der Bevölkerung letztendlich anfangen, ist Sache der SPÖ, aber zumindest Ehrlichkeit kann man von einer Partei, die sich als stadt- und staatstragend sieht und die seit mehr als sechs Jahrzehnten hier die Regierungsverantwortung trägt, sehr wohl verlangen, und zwar wir von der Opposition, aber auch die Bürger in der Donau City, meine Damen und Herren! (GR Karl Dampier: Du weißt aber schon, dass auch im 1. Bezirk Hochhäuser sind!) - In dieser Dimension natürlich nicht! (GR Karl Dampier: Ich habe nicht so ein Kurzzeitgedächtnis wie so eine kleine Partei!) Lieber Kollege, lieber Karl, 300 000 m³ mehr Volumen ist nicht so wenig, das ist nur eine ganz massive Wertsteigerung für die Leute mit Beziehungen, für die Leute mit Geld, für die WED, für die Bauträger, aber natürlich nicht für den einzelnen Bürger! Der hat ganz im Gegenteil eine massive Entwertung seines Besitzes zu erleiden und kann sich nicht einmal dagegen wehren! 

Wir können dieses Plandokument auf Grund der ganzen Vorgeschichte, auf Grund dessen, dass die SPÖ weder auf Bezirks- noch auf Landesebene in den letzten Jahren auch nur einen Finger gerührt hätte, um diese bestehenden Missstände zu beheben, nicht mittragen. Wir können aber den Beschluss dieses Plandokuments auch aus jenem Grund nicht mittragen, weil diese Festlegungen, die wir heute und hier beschließen wollen, so exorbitant von denen, die den Leuten in der öffentlichen Auflage zugänglich gemacht wurden, abweichen, dass wir dieses Plandokument guten Herzens nicht beschließen können, meine Damen und Herren! Das wird keine große Überraschung sein. 

Das wird heute wahrscheinlich nicht ein einsamer Beschluss, weil die ÖVP schon angekündigt hat, sie ist bedingt dafür. Das ist wieder eine typische ÖVP-Politik. Ich frage mich, wie Sie dann aufzeigen? Halb? Oder zeigt nur die Hälfte der Fraktion auf? (GRin Henriette FRANK: Es ist eh fast keiner da! Da kann eh fast keiner aufzeigen!) Sie sind bedingt dafür! Ich nehme an, bald wird der Kollege Hoch wahrscheinlich den Pressesprecher von StR Schicker geben. (GR Alfred Hoch: Das brauche ich nicht!) Sie werden diesem Plandokument Ihre Zustimmung geben. Wahrscheinlich gibt es da auch, anders als in Rothneusiedl, Interessen im Bereich der ÖVP, die bedient oder besser bedient werden als in Rothneusiedl. Vielleicht werden manche Mandatare oder Immobilienhändler im Umfeld der ÖVP hier zum Zug kommen. Es soll dann Ihr Schaden wahrscheinlich nicht sein. Unter diesem Gesichtspunkt wird die ÖVP heute wahrscheinlich zustimmen. Die GRÜNEN werden das nicht tun. 

Wir werden auch einen Beschlussantrag zu diesem Plandokument einbringen. Das werde ich jetzt nicht machen, weil er in meinem Bankfach liegt. Das werden wir an späterer Stelle nachholen. 

Meine Damen und Herren, ich habe das aus Sicht der Freiheitlichen, klar und deutlich, ein bisschen zu lang, fürchte ich, dargelegt, aber ich wollte das Ganze ein bisschen geschichtlich aufrollen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Viel zu lang!) - Viel zu lang? Es tut mir leid. Das nächste Mal werde ich es kürzer machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das wäre schön!) Ich wollte nur unsere Beweggründe darlegen, aus Rücksicht auf die Bevölkerung, aber auch, um der Geschäftemacherei der Großen, die hier von der SPÖ massiv und vorsätzlich unterstützt werden, einen Riegel vorzuschieben! (GR Mag Rüdiger Maresch: Bringt ihm bitte endlich den Antrag! - GR Mag Wolfgang Jung bringt dem Redner einen schriftlichen Antrag zum Rednerpult.) 

Danke, wenn es der richtige wäre, könnte ich ihn jetzt einbringen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Den richtigen bitte!) Ich werde jetzt zum Schluss meiner Rede kommen, sonst wird der Maresch unruhig. Wir werden hier und heute diesem Plandokument unsere Zustimmung verweigern (Dem Redner wird ein weiterer schriftlicher Antrag zum Rednerpult gebracht. - GR Mag Rüdiger Maresch: Ist das der richtige?), werden aber, bevor ich zur Danksagung für die lange Aufmerksamkeit komme, noch einen Beschlussantrag einbringen. Die Begründung werde ich Ihnen ersparen, er liegt Ihnen auch vor. Der Antrag lautet: 

„Der Gemeinderat spricht sich gegen die zwischen der öffentlichen Auflage und dem nun vorliegenden Planentwurf exorbitanten Höhen- und Nutzflächenzuwächse bei den neuen Hochprojekten DC-Tower eins und DC-Tower zwei aus und verlangt die Neuauflage des veränderten Planentwurfs.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren, so darf und kann man mit der Bevölkerung nicht verfahren, auch wenn man eine absolute Mehrheit in den Händen hält! Meine Damen und Herren von der SPÖ, reißen Sie sich am Riemen, informieren Sie die Bevölkerung von Anfang an richtig, schenken Sie reinen Wein ein und unterstützen Sie nicht weiter die Geschäftemacherei der Großkopferten in dieser Stadt! - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das ist natürlich einigermaßen verwirrend, welche Show der Herr Kollege hier abgezogen hat. 

Nur eine Richtigstellung: Die GRÜNEN würden sich nur engagieren, wo sie gute Wahlergebnisse haben, das möchte ich nicht so stehen lassen. Ich möchte erinnern, sogar gleich vis-à-vis, über der Straße, beim so genannten Mondscheinhochhaus, wo jetzt ein Hotelprojekt realisiert wurde, hat es auf Grund der Initiative der GRÜNEN in Zusammenarbeit mit den BewohnerInnen des Gemeindebaus und auch einiger Kollegen der anderen Fraktionen nun die Möglichkeit gegeben, einen Spielplatz zu errichten. Ich möchte den Herrn Mahdalik auch daran erinnern, wer für die Abschaffung der Mahngebühr bei Gemeindebauten verantwortlich ist. Darauf haben die GRÜNEN hingewiesen. Ihre Aktivitäten im Gemeindebau würde ich eher unter hetzerische Aktivitäten einreihen und nicht in die wirklich konstruktive Zusammenarbeit, um das Klima in unserer Stadt zu verbessern! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Harald STEFAN: Ein bisschen Hetze von Ihnen!) 

In einem Punkt möchte ich ihm doch teilweise recht geben, was das Plandokument betrifft. Es gab massive Veränderungen zwischen der öffentlichen Auflage und dem Plandokument, das uns nun vorliegt. Und zwar kann man sich das ganz leicht ausrechnen, die Bruttogeschoßfläche wurde von vormals 88 750 m² bei einem Turm auf nun 164 700 m² vergrößert. Wie jeder deutlich erkennen kann, ist das fast eine Verdoppelung der Bruttogeschoßfläche. Das ist dadurch zu Stande gekommen, dass einerseits die Höhe, aber auch der Umriss verändert wurden. Beim zweiten Turm war es auch eine Steigerung um ungefähr 50 000 m². Also in beiden Fällen sind es ungefähr 50 Prozent, die noch einmal draufgeschlagen wurden. StR Schicker hat in einer öffentlichen Aussendung gemeint, es wäre bekannt, dass der Turm so hoch werden würde. Ich glaube, es war ihm bekannt, es war mir bekannt, aber möglicherweise nicht den Bürgerinnen und Bürgern, die bei der öffentlichen Auflage waren (GR Alfred Hoch: Der Stadtentwicklungskommission war es bekannt!) und sich angesehen haben, was in dem Plandokument gestanden ist. Ich meine, das wäre doch das Mindeste, dass man da richtige Dinge vorlegt und nicht solche massiven Änderungen nach dieser öffentlichen Auflage macht! Es wirft wirklich kein gutes Licht auf das demokratiepolitische Verständnis der Wiener SPÖ! Das ist der erste große Kritikpunkt dazu. Deswegen meine ich, der Antrag, dass man diesen Plan eigentlich neu auflegen müsste, ist durchaus berechtigt, weil es eben solche massiven Änderungen gegeben hat. 

Nun zu den Qualitäten der Planungen: Es stimmt, es gab einen Masterplan, wo Leuten, die dorthin gezogen sind, durchaus bekannt war, dass es noch weitere Bautätigkeiten geben wird. Allerdings waren in dem Masterplan auch ganz gute Ideen enthalten, wie zum Beispiel, dass man die FußgeherInnenebene freihalten will und die Zufahrt unterirdisch regelt. Das war eigentlich eine der Neuerungen im Wiener Städtebau. Wie ich jetzt erfahren habe, soll es eine Ausnahme für einen der beiden Türme geben, weil die WED behauptet, dieser Turm ließe sich sonst nicht vermarkten und diese gute Idee, eine Fußgeherebene vorzusehen, wäre nicht mehr möglich. Also das ist eine massive Verschlechterung für das ganze Projekt und für die Leute, die dort leben. Das ist nur auf Grund der Verwertbarkeit für die Firma WED, glaube ich, auch nicht ausreichend begründet, weil ich denke, so attraktive Flächen direkt an der Donau würde man schon losbekommen. Wenn nicht, ist das ganze Projekt sowieso fragwürdig. 

Ein zweiter Punkt ist, es gibt Wohnbauten, die mit dem Argument der freien Sicht auf die Stadt und auf die Donau beworben und verkauft wurden. Vor allem diesem Riegel, den Sie alle kennen werden, der parallel zur Donau verläuft und nicht sehr hoch ist, soll nun, und das ist neu, dieser Bau für kulturelle und universitäre Einrichtungen vor die Nase gesetzt werden. Also zumindest der rechte Teil wird eine erhebliche Einschränkung an Licht und Sicht haben und das war niemals so geplant. Dass man dort ziemlich direkt am Ufer mit ungefähr 70 bis 75 m für dieses Projekt in die Höhe geht, war niemals in dieser Art und Weise in einem Masterplan. Früher gab es diese kulturelle Einrichtung, das wäre eher ein Guggenheim-Museum flacherer Art gewesen, aber sicher nicht ein 70 m hohes Monster direkt am Wasser. 

Bezeichnend finde ich auch, es gibt in den Unterlagen einen Einspruch von einem Planer, schöner hätte man das gar nicht formulieren können. Ich zitiere: „Andererseits meinen wir, dass das angestrebte Ziel eines ‚attraktiven, modernen Stadtteils' nicht bedeuten kann, hier nur Mindeststandards zu realisieren." Da bezieht er sich darauf, dass die Wohnbauten und Bauten so eng aneinander gerückt werden, dass immer nur dieser Mindestlichteinfall sichergestellt ist. Ich meine, wenn sich der Bürgermeister vor der Donau City fotographieren lässt und dieser Stadtteil überall als so modern und so toll angepriesen wird, ist es echt eine Zumutung für die Leute, die dort wohnen und auch wohnen werden, dass sie dann quasi die Mindesthinterhoflichtsituationen bekommen, die in der Bauordnung festgeschrieben sind und die eigentlich so einem Stadtteil nicht entsprechen. 

Vierter Punkt, Energieeffizienz: Die WED hat angekündigt und relativ glaubwürdig versichert, dass sie relativ hohe Standards bei diesen Bürohochhäusern anwenden wird. Das ist löblich und gut. Ich glaube es ihnen auch. Die Frage ist nur: Wer kümmert sich darum, dass es wirklich passiert? Ich meine, dass es ein großes Versäumnis der Stadt ist, nicht vor der Widmung verbindliche Vereinbarungen bezüglich Energieeffizienz zu treffen, sodass die dann nachher nicht sagen können, das ist leider doch nicht gegangen, war zu teuer und man musste sparen, sondern dass man da eben von der Stadt her viel aktiver agiert, auch um das Klimaschutzziel zu erreichen.

Nächster Punkt, zum Thema Qualität: Es gibt Stellungnahmen von Magistratsabteilungen, denen ich mich nur anschließen kann, die uns zum Beispiel darauf hinweisen, dass es absolut unverständlich ist, warum man in diesem Plandokument mit dem U-Bahn-Anschluss die Stellplatzverpflichtung selbstverständlich mit eins zu eins festsetzt, was eine enorme Anzahl von neuen Stellplätzen bedeutet, was eine enorme Verkehrsbelastung für das ohnehin schon recht belastete Gebiet bedeutet. Auf den Umweltaspekt wird dann mein Kollege noch eingehen. Jedenfalls ist es nicht verständlich, warum sich die Wiener Stadtplanung nicht durchringen konnte, im Nahebereich der U-Bahn diese eins zu eins-Stellplatzver-
pflichtung abzuändern. 

Letzter Punkt, zum Thema Einkaufszentrum: Wir werden auch morgen darüber diskutieren, aber in diesem Fall ist es wieder ganz eindeutig. Es gibt ein Raumverträglichkeitsgutachten, in dem steht, entweder maximal 2 500 m² Einkaufszentrumsfläche oder, wenn es mehr sein sollte, maximal 14 500, die aber viele adäquate Nutzungen beinhalten müssen. Dann müsste man also mit der Wirtschaftskammer, mit örtlichen Nahversorgern ein Konzept erarbeiten, was dort wirklich gebraucht wird und was dort wirklich funktionieren kann. Auf die Anfrage im Planungsausschuss wurde nur gesagt, es werden zwar schon um die 10 000 m², aber so eine zieladäquate Nutzungsmischung könne man nicht festlegen und diese Einkaufszentren sind eh über das Gebiet verteilt. Ich erinnere wieder einmal an den Kahlenberg, wo man das, was man eigentlich wollte, einen Hotelbau, durch eine schlampige Formulierung auch nicht durchsetzen konnte. Ich erinnere daran, auch in diesen Fällen genauer zu arbeiten und ein bisschen mehr zu bedenken, welche Kräfte Ihnen gegenüberstehen. 

Abschließend, die Kräfte, die Ihnen gegenüberstehen, haben im Verfahren auch Einspruch erhoben. Die WED hat konkrete Wünsche geäußert, wie beispielsweise, dass die maximal mögliche Kubatur auf 540 000 m³ erhöht werden sollte, um zwei hochwertige Bürotürme mit entsprechenden Basisgeschoßen realisieren zu können, mit genauen Vorgaben, wie groß die Größen zu sein haben. Das ist das gute Recht eines privaten Investors, ganz in Ordnung. Aber wieso zeichnen Sie das eins zu eins ein und bezüglich der ganzen anderen Einsprüche von den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort betreffend berechtigte Ängste und Befürchtungen wie Wind ist nichts vorgesehen? Höchstens im Text: „Es gibt Windprobleme." Hier sollten Sie verbindlich die Leute so behandeln, wie sie es verdienen!

Wir werden diesem Plandokument aus diesen vielen genannten Gründen nicht zustimmen und hoffen, dass Sie in Zukunft zumindest das eine oder andere verbessern werden! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte anfänglich festhalten, dass wir dem Plandokument zustimmen. 

Zugleich bin ich froh, dass sich die Kollegin Gretner ein bisschen von der Umarmung der FPÖ distanziert hat, denn ich habe mir, als ich dem Kollegen Mahdalik zugehört habe, schon gedacht, es gibt ein neues Oppositionsbündnis zwischen den GRÜNEN und der FPÖ. Aber ich denke, seit der Zustimmung der FPÖ zum Optionenvertrag in Rothneusiedl, ist der Titel Oppositionspartei weg. 

Wie gesagt, wir werden nicht nur bedingt, sondern vollinhaltlich dem Plandokument zustimmen. Wir werden aber nicht dem Abänderungsantrag aus dem Stadtratsbüro, der später eingebracht wird, die Zustimmung geben, denn wenn ich den Antragstext lese, habe ich ein sehr starkes Gefühl, dass die Stadt Wien der WED die Umsetzung dieses Projekts gar nicht zutraut. Ich denke, dass es dann der falsche Weg ist, die Beschränkungen der Bebauungsbestimmungen zeitlich zu begrenzen. Es wäre in jedem Fall gescheiter, wenn die Stadt Druck ausüben würde, dass sich innerhalb der WED etwas ändert. Denn in Wien sind solche zeitlichen Beschränkungen von Bebauungsbestimmungen eher unüblich. Ich denke an ein anderes großes Projekt, den Hauptbahnhof. Ich denke, dass man gerade dort bei den Flächen beim Gürtel solche zeitlichen Beschränkungen der Bebauungsbestimmungen sehr gut hätte einsetzen können. Dann hätte man auch das Argument wie im Antrag der SPÖ, da hätte man auch Rücksicht auf die Anrainer nehmen können. 

Zum Plandokument selbst: Die ÖVP war schon immer für eine Entwicklung der Donauplatte. Das war immer ein Anliegen. Im Gegensatz zur Wienerberg- City - da komme ich wieder auf den Kollegen Mahdalik zu sprechen -, wo strengste Denkmalschutzbestimmungen herrschen, bietet der Standort der Donau City ideale Voraussetzungen, um eine moderne Architektur und eine anspruchsvolle Skyline zu platzieren. Ich bin auch davon überzeugt, dass das spannende Projekt von Dominique Perrault geeignet ist, ein neues Wahrzeichen nicht nur für das Wien über der Donau, sondern für das gesamte Wien zu werden.

Der Herr Stadtrat hat sich in den letzten Wochen und Monaten bereits um sehr viel Steuergeld für dieses Projekt feiern lassen. Auch das ist Wien und das Selbstverständnis der SPÖ!

Sehr geehrte Damen und Herren, zur Kritik, vor allem der GRÜNEN, wegen der Höhe, möchte ich noch einmal festhalten, dass uns bereits in der Stadtentwicklungskommission vor eineinhalb Jahren, als uns das Projekt vorgestellt wurde, gesagt wurde, dass die Höhe der Türme noch variieren kann. Als echter Wiener habe ich damals schon gewusst, was das bedeutet, es wird mehr und nicht weniger. Ähnlich wie bei den vorher in der Aktuellen Stunde diskutierten Tarifen werden diese auch immer höher und nicht niedriger. Ich hoffe aber, dass bei den Türmen die Qualität passt, was bei der Benützung der öffentlichen Verkehrsmittel nicht immer der Fall ist. 

Zu den Freiheitlichen: Bei der Kritik an dem Projekt oder an den Zuständen auf der Donau City kommt mir schon vor, dass sie ein Gegner einer spannenden, modernen Architektur sind, wenn man sich nämlich ihren Antrag, den sie eingebracht haben, anschaut. Ich glaube, sie bringen zwei Anträge ein. Einen haben sie eingebracht, den einen Antrag, den ich meine, dem wir nicht zustimmen werden. Wenn ich daraus die Conclusio ziehe, sind sie eigentlich dafür, dass man dort Reihenhäuser und Einfamilienhäuser und keine Hochhäuser platziert. Ich bitte noch einmal, den Antrag zu überarbeiten, denn er ist nicht wirklich logisch! (Beifall bei der ÖVP.)
Eine Kritik gibt es natürlich auch an der Vorgangsweise der Wiener Stadtplanung. Diese Geheimhaltung der Windstudie, würde ich sagen, war wirklich ein lächerlicher Akt, der in Wirklichkeit nur bedingt aussagekräftig ist und Maßnahmen zur Verbesserung setzt, bei diesen zwei Hotspots, die da angeführt werden, selbst thematisiert und anbieten. Zumal sind die beiden Hotspots nur, und das ist das Lustige, das Humorvolle daran, indirekt für das Vorhaben aussagekräftig, da diese sich noch gar nicht auf den jetzt zu widmenden Flächen befinden. Ich denke, dass man bei einem solchen Projekt diese Spielereien unterbinden sollte, das in Wirklichkeit nur Munition für die Gegner eines an sich sinnvollen und guten Projektes darstellt. In der Studie steht, dass die Komfortschwelle von 20 Stundenkilometern Windstärke an zwei Stellen an zwischen 20 und 50 Tagen überschritten wird. Nur, diese beiden Stellen befinden sich nicht auf den zu widmenden Flächen. Das ist ein bisschen dubios.

Sehr geehrte Damen und Herren, abschließend, für uns ist das Gebiet der Donau City nicht nur ein guter, urbaner Wohn- und Wirtschaftsstandort, sondern auch ein Arbeitsplatzstandort mit den besten Entwicklungsmöglichkeiten. Derzeit arbeiten auf der Donauplatte 5 000 Menschen. Mit der Realisierung der weiteren Bürobauten werden an die 15 000 Menschen dort arbeiten. Ich denke, das ist gut für die Donau City. Ich denke, das ist gut für die Menschen in dieser Stadt. Ich denke, dass es für die gesamte Stadt gut ist. Wir werden dem Plandokument zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste ist Frau GRin Schrödl am Wort.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bevor ich zu dem Plandokument komme, muss ich dem Kollegen Mahdalik, den ich jetzt leider nirgendwo sehe, ein Angebot machen. (GR Alfred Hoch: Er schreibt gerade einen Antrag!) Weil wenn es für ihn so schwierig ist, sich in der Donau City zurechtzufinden, mache ich dort mit ihm gern einmal eine Führung. Dann kennt er sich aus und kann uns nicht verloren gehen.

Wir DonaustädterInnen und vor allem wir Kaisermühlner und Kaisermühlnerinnen sind von Oppositionspolitikern seit Jahren einiges gewöhnt. Schon seit Jahrzehnten nörgeln und kritisieren Sie an Projekten herum, die für die Bevölkerung in unserem Stadtteil wichtig und richtig sind. Das geht von der Ablehnung des Baus der Donauinsel über die Platte bis zur UNO-City. Ich habe noch im Ohr, wie die Idee, diese Platte zu bebauen, von manchen aufgenommen worden ist. Da wurden statische Katastrophen prophezeit, es wurde behauptet, dass dort keiner wohnen wolle. Glücklicherweise haben die damaligen Verantwortlichen nicht darauf gehört, was da gesagt wird und wir verfügen heute auf der Donauplatte über hochwertigstes Wohngebiet sowie über einen attraktiven Wirtschaftsstandort.

Nun, bei der Weiterentwicklung dieses Gebiets, fallen hier manche in die alte Tonart zurück. Statt hier konstruktiv mitzuarbeiten, werden die Anrainer verunsichert und mit aus dem Zusammenhang gerissenen Halbwahrheiten und Unwahrheiten bombardiert. Ich verwehre mich vehement dagegen, dass Sie hier völlig unnötige Ängste schüren, um billiges politisches Kleingeld daraus zu schlagen! 

Natürlich ist die Donau City windklimatisch eine sensible Zone. Durch die Lage unmittelbar am Donauufer ist dieses Gebiet auch ohne Gebäude vor allem aus Nordwesten stark durchlüftet. Doch statt sich gemeinsam mit uns zu überlegen, wie man die Situation verbessern kann, fällt manchen nichts anderes ein, als zu versuchen, den Akt von der Tagesordnung zu reklamieren. Ich weiß schon, die Unterlage zur Windkomfortuntersuchung Donau City ist ziemlich dick, aber wer daraus zitiert, sollte sie auch ganz gelesen haben. Hier finden Sie viele Vorschläge zur Verbesserung der Wohnsituation. Sie können sicher sein, dass wir in den Bauverhandlungen sehr genau darauf achten, dass die Maßnahmen auch durchgeführt werden.

Nur zwei Beispiele, wie ganz einfache Maßnahmen die Situation an den so genannten Hotspots in bereits bestehenden Gebieten bei der Donau City, Stiege 6 und beim Eingang zum Ares-Tower auf der Carl-Auböck-Promenade entschärfen können. Es geht ganz einfach mit Spoilern. Hier wäre eine Reduktion der Windgeschwindigkeit zwischen 21 und 54 Prozent zu erreichen. Mit Lamellen und Drahtgewebe können auch in anderen Bereichen Verbesserungen für die Menschen in der Donau City erreicht werden. 

Gerade von den Mitgliedern im Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr sollte man auch erwarten, dass sie wissen, welche Dinge man in eine Flächenwidmung schreibt und welche der Bauverhandlung vorbehalten bleiben. Was wir in unserem Ausschuss tun können, haben wir getan. Sie finden den entsprechenden Absatz im Antrag unter Punkt 3.5. Wir wollen Windschutzmaßnahmen nicht nur für die neuen Gebiete, sondern vor allem auch für die bereits bestehenden ermöglichen. Im Gegensatz zur FPÖ gibt es für die SPÖ nämlich keine BürgerInnen zweiter Klasse. 

Zu den GRÜNEN: Bis jetzt war ich der Meinung, dass die GRÜNEN eine urbane, moderne Stadtpartei geworden sind. Sie haben mich eines Besseren belehrt. Ich kann mir die Aufregung um eine geringfügige Erhöhung von 20 m, die Sie mit freiem Auge gar nicht erkennen können, nicht erklären. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Geringfügig, wenn es die Verdoppelung ist?) Wenn Sie davor stehen, Frau Kollegin, würden Sie das nicht einmal sehen. Sie wissen das nur, weil es im Plan steht. Das ist damit verbunden, dass man noch ein öffentlich zugängliches Obergeschoß einzieht. Ich könnte mir dort sehr gut ein schönes Terrassencafé vorstellen. 

Sehr positiv finde ich auch, dass in der Donau City weitere Geschäftslokale möglich sind. Hier geht es nicht um große Einkaufszentren, hier geht es um kleine Einheiten, die das bisher doch eher schmale Angebot in der Donau City verbreitern. In diesen 13 500 m² sind auch Restaurants und eine Mensa einer universitären Einrichtung enthalten. Da geht es auch um den Friseur, also keine Panik.

Ich freue mich, dass es mit dieser Widmung möglich ist, das von Anfang an gedachte Portal in die Donaustadt zu bauen. Ich freue mich, dass dieser innovative, gut aufgeschlossene Stadtteil weiterwächst. 

Zu der Aussage vom Kollegen Mahdalik, dass die Bewohner der Donau City dort irgendwie getäuscht worden wären: Im entsprechenden Masterplan konnte man von Anfang an erkennen, dass dort weitergebaut wird, dass dort auch Hochhäuser gebaut werden. Jeder, der die Bauhütte vor seinem Fenster hat, muss sich ja denken, dass das nicht so bleiben kann. Wir wollen sicherstellen, dass der Weiterbau auf der Donauplatte auch in einer angemessenen Zeit geschieht. Deshalb bringen mein Kollege Karl Dampier und ich einen Abänderungsantrag ein, der den DonaustädterInnen dort hoffentlich eine ewig lange Baustelle erspart. Es geht darum, der Kollege Hoch hat es schon angesprochen, dass die hier festgesetzten Bestimmungen nach zehn Jahren außer Kraft treten. Damit wollen wir erreichen, dass bis dahin die Baumaßnahmen abgeschlossen werden können. 

Kollege Hoch, weil Sie sagen, dass ist hier eine einmalige Geschichte mit dieser Abänderung. Das ist am Monte Laa genauso geprüft worden. Ein Projekt ewig aufrechtzuerhalten, wenn nichts passiert, hat unserer Meinung nach keinen Sinn. Wenn das auch der frühere Planungsstadtrat Görg so gemacht hätte, hätten wir uns dieses Problem an anderer Stelle zum Beispiel erspart! (GR Alfred Hoch: Das muss man der WED zuschreiben!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich lade Sie nochmals ein, mit uns an einem modernen, fortschrittlichen und vor allem attraktiven Wien mitzuarbeiten! Stimmen Sie der Flächenwidmung zu, stimmen Sie dem Abänderungsantrag zu und stellen Sie sich den Anforderungen dieses Jahrtausends! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Madejski. Ich sehe ihn aber nicht. Anscheinend hat er sich streichen lassen. 

Der Nächste wäre dann Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Die beiden VorrednerInnen, wenn man so will, haben mich schon etwas verblüfft. 

Zunächst hat einmal der Kollege Mahdalik irgendwie lange herumphilibustert, weil er seinen Antrag nicht gefunden hat. Zwischendurch erklärt er einem ÖVP-Abgeordneten, dass er Gott sei Dank noch unter den Lebenden weilt. Das war schon ziemlich jenseits, was er dann geboten hat. Dass er dann mit dem Auto als Donaustädter Mandatar offensichtlich nicht in die Donau City hineinfindet, habe ich auch irgendwie jenseits gefunden, weil es ist immerhin die bestangebundene Plattform für Öffis, die es in Wien gibt. Es gibt dort die U1, es gibt Busse, man könnte aus der Invalidensiedlung eventuell zu Fuß hingehen oder mit dem Rad hinfahren. Wo er wohnt, in Eßling, gibt es auch einen Bus, da kann man auch mit dem Bus hinfahren. 

Aber den wahren Vogel hat die Kollegin Schrödl abgeschossen. Sie hat aus der Windstudie der WED zitiert. Sie hat nämlich genau gesagt, „Windkomfortuntersuchung Donau City" und „Endbericht", und der Kollege Hoch hat das auch gemacht. Dann hat sie gesagt, und das durchaus wörtlich: „Wer daraus zitiert, sollte sie gelesen haben.", und zitiert Sätze daraus. Dazu möchte ich schon sagen, das ist eine unglaubliche Schweinerei gegenüber der Opposition! Von dieser Studie haben wir im Planungsausschuss verlangt, dass sie herausgegeben wird, dass sie uns gezeigt wird. Dann hat der Herr Stadtrat gesagt: „Ich kann dir ja die Adresse geben und du kannst hinschreiben. Vielleicht kriegst du sie auch." Das war der Satz mir gegenüber im Planungsausschuss, sehr verehrter Herr Stadtrat! 

Andererseits ist es offensichtlich so, dass die SPÖ sehr wohl die Studie die ganze Zeit gehabt hat. Die ÖVP hat sie offensichtlich auch gehabt. Jetzt haben wir irgendwie über schwierige Möglichkeiten zumindest einmal die Zusammenfassung dieser Studie gesehen. Da denke ich mir schon meinen Teil, wenn in der Beilage der MA 21 zu diesem Akt steht, und das lese ich Ihnen wörtlich vor: „Die bereits bekannte und immer wieder andiskutierte Windproblematik war Anlass für die WED," - und dann die Erklärung – „für die Abkürzung eine Winduntersuchung zu beauftragen, wo auch Maßnahmen gegen Extremsituationen vorgeschlagen wurden. Die Möglichkeit der Maßnahmensetzung soll nun im Flächenwidmungsplan aufgenommen werden." Weiter geht es: „Weiters wurde seitens der WED die Überprüfung aller nordseitig errichteten Projekte im Windkanal durch Windsimulation zugesagt." 

Diese Information kam für alle in den Planungsausschuss lesbar, aber wir haben nicht die Studie gekriegt und sind die ganze Zeit an der Nase herumgeführt worden. Uns ist gesagt worden, die gibt es überhaupt nicht. Obwohl die Studie in einer Ö1-Diagonal-Sendung zitiert und erwähnt wurde, hat man uns erklärt, das gibt es nicht, die kennt man nicht. Beamte haben gesagt, es gibt sie schon, aber sie können sie uns nicht geben. Und dann stellt sich die Kollegin Schrödl heraus, liest daraus vor, hält uns zum Narren und sagt, wir sollen richtig draus zitieren, weil sie richtig daraus zitiert. Nur, wir haben die Studie nicht gehabt! Das ist eine unglaubliche Schweinerei gegenüber der Opposition! Das können wir uns nicht bieten lassen! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 
In Zukunft möchten wir solche Sachen auch bekommen und nicht nur in der SPÖ-Zentrale verteilt kriegen! Das geht doch nicht! Das wäre einmal das Erste. 

Zum Wind: Da würden wir uns einiges wünschen. Es gibt einige Vorschläge dazu, keine Frage. Der Kollege Hoch weiß natürlich genau, wo die beiden Hotspots sind. Es hat mich auch gewundert, weil dort sind nicht die Türme, aber ganz egal. Das ist Thema gewesen und wir haben es nicht bekommen.

Die zweite Geschichte ist eine interessante Sache, und zwar die Raumverträglichkeitsprüfung. Die Raumverträglichkeitsprüfung wurde erstellt von Rosinak & Partner und von Regional Consulting. Bei Regional Consulting ist früher immerhin jemand dabei gewesen, der auch dafür verantwortlich zeichnet, der jetzt zumindest in der Stadtbaudirektion eine wichtige Funktion hat. Und darin steht etwas Interessantes zur Umweltverträglichkeitsprüfung, und zwar beim Schall: „Die Dauerschallpegel sind an zwei Punkten gemessen worden, an der Leonard-Bernstein-Straße und an der Wagramer Straße. An der Leonard-Bernstein-Straße: untertags 66 dB, 58 dB in der Nacht. An der Wagramer Straße: untertags 69 dB und 61 dB in der Nacht." - Wohlgemerkt, die WHO schlägt vor, Gesundheitsschutz ist untertags 55 dB und am Abend und in der Nacht 45 dB. Das ist nicht linear zu sehen, sondern das ist durchaus eine exponentielle Kurve beim Lärmschutz. Dann zu sagen, 3 dB mehr ist in Wirklichkeit vernachlässigbar, das heißt, eine deutliche Verschlechterung der Lärmsituation dort, das einfach zu übergehen, zu sagen, es ist eh wurscht, ist mehr oder weniger eine Kleinigkeit, denke ich mir, passt genau in die selbe Kerbe hinein, die Sie zuerst geschlagen haben, also der Opposition einfach nichts zu geben, sie blöd sterben zu lassen und uns dann vielleicht noch zu sagen, wir sind irgendwie fortschrittsfeindlich, weil wir dem nicht zustimmen! 

Solange Sie mit uns so umgehen und Ihre Informationspolitik so ausschaut, wie sie jetzt ausschaut, sage ich einfach, danke schön, so eine SPÖ-Politik brauchen wir nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte es ganz kurz machen. Weil ursprünglich angekündigt war, dass wir unter diesem Tagesordnungspunkt auch noch die Gebührenerhöhungen diskutieren, habe ich einige Beschlussanträge vorbereitet, die ich gerne einbringen möchte. 

Der erste betreffend die Sicherstellung des Ausbaus der Wiener U-Bahn. 

Der zweite betreffend die Sicherstellung der wichtigsten Infrastrukturprojekte für die Stadt. 

Und der Dritte ein minutengenaues Abrechnen bei der Benützung von Parkgaragen.

Diese übergebe ich hiermit. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Sensationell, da komme ich mit dem Schreiben nicht nach. (Allgemeine Heiterkeit.)

Als Nächster am Wort ist der Kollege Dampier. (GR Christian Oxonitsch: Nein, Frank! Dampier ist gestrichen, er telefoniert gerade!) 
Okay, die Kollegin Frank. Sie haben jetzt nur mehr 20 Minuten. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Eine Stadt ist eine Summe von Dörfern, die durch ihren sozialen Zusammenschluss ein Gesamtes ergeben. Um jedoch diese Dörfer, und in Wien handelt es sich dabei um die Grätzel beziehungsweise Bezirke, aktiv zu gestalten, genügt es nicht, wieder einmal Superlativprojekte vorzustellen, mit einem Wortlaut wie: „Von besonderer Bedeutung ist dabei die Errichtung des höchsten Towers Österreichs." Oder dann werden noch die Höhen, die Geschoße, Bruttorauminhalte und so weiter angeführt und dass das geplante Hochhaus nicht nur das höchste Bürogebäude, sondern zweifellos das durch seine architektonische Ausprägung spektakulärste und bedeutendste Österreichs ist. (GR Karl Dampier: Das ist es auch!) 
Diese schon großspurige Anpreisung eines Projekts, Herr Kollege, erinnert aber viele Wiener und Wienerinnen an ähnliche Projekte, wo sich dann, als die Medienpräsenz erschöpft war, die Politiker ihrer Verantwortung entzogen und die Betroffenen allein im Regen stehen gelassen haben. 

In den 70er Jahren waren die Hochhäuser die Avantgarde der Architektur, und später wollte kaum noch jemand freiwillig darin wohnen. Sie haben bis heute zum Teil einen schlechten Ruf und gelten als monotone Wohnsilos, in denen kaum ein Nachbar den anderen kennt. Außerdem - und da muss ich auch Kollegen Dampier ansprechen, weil er von seinen Projekten so überzeugt ist - haben die wuchtigen Gebäude eine enorme Präsenz, und die Form der Hochhäuser erinnert an eine gewaltige Staumauer, was in den Menschen durchaus gemischte Gefühle auslösen kann. 

Aber im Zusammenhang mit dem Projekt Donau City ergeben sich für uns vor allem in Bezug auf die Familienfreundlichkeit eine Fülle von Fragen, und da hoffen wir jetzt - der Herr Stadtrat steht dort hinten -, auch noch eine Antwort zu bekommen. Und zwar: Wie werden Sie hier Einfluss nehmen auf die Planung der Objekte im Hinblick auf diese Familienfreundlichkeit und auf die Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen und letztlich auch Senioren, arbeitenden und kranken Menschen?

Werden Sie, Herr StR Schicker, bei den Vorgaben für die Wettbewerbsausschreibung und bei der Detailplanung diesmal mehr darauf achten, dass die Familien im Vordergrund stehen? - Damit man nicht im Nachhinein feststellen muss, dass es nicht genügend Kinderbetreuungsplätze gibt, und zwar sowohl für jene Kinder, deren Mütter in diesen Bürokomplexen vielleicht Arbeit finden, aber auch jene, die sich lange Fahrwege zu den nächsten Kinderbetreuungsplätzen ersparen wollen, wenn es die Möglichkeit gibt, dies innerhalb des Gesamtkomplexes einzurichten. 

Genauso wichtig wie diese Kinderbetreuungsplätze sind auch die anschließenden Grundschulen. Leider werden diese Schulen oft viel zu spät errichtet, und in der Zwischenzeit - wir kennen ja solche Projekte auch aus naher Vergangenheit - müssen dann die Kinder in Containern untergebracht werden, was im Sommer ja besonders lustig ist. 

Ebenso spielt es eine wesentliche Rolle - und das ist sowohl für die Bewohner als Einzelpersonen als auch für Familien mit Kleinkindern und älteren Menschen ganz besonders wichtig -, dass man die Lokale nicht im unmittelbaren Zentralraum einrichtet, sodass sich dann alle wegen der Lärmbelästigung die ganze Nacht gestört fühlen, weil einfach keine Ruhe eintritt. Wir haben das am Wienerberg, aber auch bei anderen Wohnprojekten zur Genüge. 

Wird vielleicht auch hier einmal mehr der § 69 herhalten müssen, damit man auf Kinderspielplätze trotz aller Ankündigungen unter Umständen großzügig verzichten kann und die Kinder dann gezwungen werden, in Ausweichräumen zu spielen, die zu klein und angeräumt sind und nicht den Sicherheitsvorkehrungen entsprechen, anstatt in der freien Natur? Oder liegen die Kleinkinderspielplätze etwa so wie hier auf diesem Bild (Die Rednerin hält eine Abbildung in die Höhe.), dass Kinder dann - wie es am Wienerberg der Fall ist - Schwimmflügel brauchen, damit man die Plätze einen Tag nach dem Regen auch noch benutzen kann? 

Ich meine, wir alle kennen das ja schon zur Genüge. Die Projekte sind noch nicht vor so langer Zeit errichtet worden, dass man sagt: Es war einmal. Nein, es ist so, und es wird wahrscheinlich auch hier nicht viel anders werden. 

Herr Stadtrat! Welche Maßnahmen werden Sie bereits im Zuge der Planung ergreifen, dass die Mütter nicht Gefahr laufen, wenn sie mit dem Kinderwagen während eines Sturmes unterwegs sind - aber gerade bei der Donau City reicht hier auch schon der normale Alltag -, dass sie sich massiv gegen den Wind stemmen müssen und dass dabei etwas passiert? Halten überhaupt die Fenster, die dort geplant sind, diesen Windverhältnissen stand? Denn wir haben hier schon Probleme bei viel weniger Wind. 

Ist dort vielleicht vorgesehen, im Zusammenhang mit dem viel zitierten Klimaschutz einen Baumgürtel zu errichten? Das wäre nämlich auch eine sinnvolle Maßnahme, dass man erstens die Wohnqualität hebt, aber auch die Winddurchlässigkeit dadurch, dass sie gebrochen wird, senkt. Es wären dies ein paar wertvolle Beiträge, vor allem, weil sie ja auch Schattenspender sind - um noch einmal auf die Wienerberg-City zurückzugreifen, wo man auch zwei große Plätze geschaffen, aber keine Bäume gepflanzt hat, sodass dort die Sonne den ganzen Tag einfach nur hinbrennt. 

Auf der Homepage von Dominique Perrault steht: Dominique Perrault bezieht immer stadtplanerische 
Überlegungen in seine Architekturentwürfe ein. - Welche waren es konkret im Zusammenhang mit der Überlegung zur Verbauung dieses Gebietes? Das konnte man dort nämlich nicht lesen. Allein dass es ein markantes Stadttor für die Wiener Donau City bilden soll, wird es ja wohl nicht sein. 

Dann steht weiters zu lesen: Zwischen den auseinander geschobenen Blöcken soll sich ein neuer öffentlicher Platz auftun. - Auch hier ist es die Frage, ob nicht an einem so windgebeutelten Ort, wie er es dort bei der Donau City ist, ein öffentlicher, das heißt, auch ein offener Platz genau das Verkehrte ist. Wie will man dem dort begegnen? Ist wenigstens vorgesehen, ihn auch zu bepflanzen? Oder ist es so, wie es in den letzten Jahren, ja fast schon Jahrzehnten üblich geworden ist, dass lediglich Pflastersteine als Innovation gelten? 

Wird - auch im Sinne von Familie - darauf geachtet werden, dass dort ausreichend Ärzte zur Verfügung stehen und man nicht lange Wegzeiten in Kauf nehmen muss, um dann, wenn man Kleinkinder hat - oder auch Senioren, die das öfter brauchen -, irgendwo einen Arzt zu finden? 

Sind die Wohnungen so konzipiert, dass sie den Familien, auch den gut funktionierenden Familien, auf Dauer standhalten? Sprich, dass man dann, wenn Jungfamilien einziehen, wenn Kleinkinder kommen, später die Betreuung der Eltern, nicht immer das soziale Umfeld wechseln muss, sondern dass endlich einmal im Sinne von generationenübergreifendem Wohnen Vorsorge getroffen wird, um das auch einmal umzusetzen und nicht nur davon zu sprechen? 

Familienfreundlichkeit erstreckt sich aber nicht allein auf Kinderbetreuungsplätze. Eine Voraussetzung dafür sind natürlich auch attraktive öffentliche Verkehrsmittel, und hier zu sagen, dass wir die U-Bahn haben, erscheint uns sicher nicht genug. Denn wenn ich auf eine U-Bahn zwischen fünf und sieben Minuten außerhalb der Stoßzeiten warten muss, wenn dort massiv Büros, jede Menge Arbeitsplätze, Wohnungen, Hotels und so weiter geschaffen werden, dann ist eine Intervallverkürzung ein absolutes Muss. 

Ein wesentlicher Beitrag zu einer sicheren Wohngegend sind zweifelsohne auch Wohnstraßen. Allerdings hat auch hier die jüngste Vergangenheit gezeigt, dass solche nur wirkungsvoll sind, wenn schon in der Planung entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, das heißt nicht nur, wo sie angelegt, sondern auch, wie sie gestaltet sind. Denn es kann ja nicht sein, dass die Leute nicht einmal mehr ordentlich die Straße queren können - mit einem Kinderwagen sowieso nicht -, weil alles verparkt ist, und auch Einsatzfahrzeuge Probleme haben, dort überhaupt durchzukommen. Wenn sich dort auch noch Kleinkinder aufhalten, dann sind sie massiv gefährdet. Dem würden wir auf keinen Fall zustimmen. 

Es ist auch nicht wirklich familienfreundlich, wenn man, um im Umfeld der Donau City in Kurzparkzonen zu parken, zuerst einmal sämtliche Zonen genau kennen muss und dann mit Parkscheinen Probleme hat, wenn Mütter mit Kleinkindern, mit dem Kinderwagen zuerst irgendwo eine Trafik finden müssen, die auf keinen Fall geschlossen haben darf, damit sie ihren Parkschein bekommen. Ich meine, es wäre wirklich nahe liegend, dass Wien sich auch einmal überlegt, Parkscheinautomaten aufzustellen, die jeder jederzeit erreichen kann, ohne große Umwege, ohne Berücksichtigung von irgendwelchen Öffnungszeiten. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: ... bis 22 Uhr!)
Wie steht es außerdem bei der Planung dieses Großprojektes mit dem Thema Sicherheit im Allgemeinen? Wir haben vor zirka eineinhalb bis zwei Jahren einen Antrag eingebracht, dass bereits bei solchen Planungen die Polizei mit einzubeziehen ist, um Ecken, lange Wege, dunkle Gassen und so weiter von vornherein zu vermeiden, da sie wirklich ein großes Risikopotenzial darstellen, oder dass man die Beleuchtung gezielt einsetzt. Der Antrag wurde leider abgelehnt, aber ich möchte hier noch einmal darauf verweisen, dass es gerade bei solchen sensiblen Großprojekten äußerst notwendig wäre, doch wieder auf die Polizei zurückzugreifen.

Die Fülle von Maßnahmen, die bereits in der Planungsphase Eingang finden können, führen später zu einem zufriedeneren Wohnerlebnis, als dies bei vielen Neubauten der jüngsten Vergangenheit der Fall war. Wenn Sie, Herr Stadtrat, es ernst meinen mit Familienfreundlichkeit, dann tragen Sie gemeinsam mit Herrn StR Ludwig und allen Ressortverantwortlichen dafür Sorge, dass dieses Projekt nicht bekannt negative Schlagzeilen macht und die Presseaussendung, in der es heißt: „Durch die Bebauung der Kernzone zwischen der ‚Diagonale Süd' und der Wagramer Straße erhält die Vienna DC ein weiteres Wahrzeichen", nicht als bloße Ankündigungspolitik und zur Selbstdarstellung von Politikern dient, wobei letztlich die Bewohner und die Beschäftigten in diesem Gebiet mit ihren Problemen wieder allein gelassen werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Madejski. (GR Christian Oxonitsch: Der ist gestrichen!) Nach der Legendenliste ist es Herr GR Madejski. Es ist, wie es ist. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die WED hat sich trotz massiver Proteste von Bewohnern, trotz politischer Initiativen von Bezirk, Land und Gemeinde eigentlich nie dazu - unter Anführungszeichen - erweichen lassen, irgendetwas gegen die Fallwinde und gegen die Ergebnisse der Studie zu unternehmen. Daher bedarf es hier und heute auch eines Beschlussantrages, den ich gerne einbringe. Ich lese Ihnen den Text vor.

„Die Stadt Wien möge in Zusammenarbeit mit dem Bezirk und der WED fallwindmindernde Baumaßnahmen für den neuen Bau bei der Donau City festschreiben und ebensolche für die bereits bestehenden Bereiche des Areals in die Wege leiten. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)

Da wir ja heute unter diesem Generalthema selbstverständlich auch die Verkehrssituation und vor allem das so genannte neue Infrastrukturkonzept besprechen, das ja auch Wien massiv betrifft, lassen Sie mich hier mit einer Erklärung des Bundesministers für Finanzen, Wilhelm Molterer, in der „Presse" beginnen. Er hat bei der Präsentation gesagt: "'Lebensadern der Wirtschaft' würden dem Wirtschaftsstandort Österreich einen neuen Schub geben. Zudem trage man mit neuen Verbindungen Richtung Osteuropa der Ostöffnung Rechnung."

Das mag stimmen, was er hier sagt. Nur kommt mir das ein bisschen spät, dass er jetzt draufkommt, dass es die Ostöffnung gibt und dass hier in den letzten Jahren - wenn nicht, muss man fast sagen, über ein Jahrzehnt - überhaupt nichts passiert ist, wobei es ja in diesen Jahren mehrere SPÖ-ÖVP-Bundesregierungen und vorher sogar noch eine SPÖ-Alleinregierung gegeben hat. Daher, meine Damen und Herren, ist mir auch nicht ganz verständlich, wieso Wien so zufrieden sein kann oder so zufrieden ist, denn es ist nicht alles Gold, was in diesem Infrastrukturkonzept glänzt.

Lassen Sie mich einen Schritt um einige Jahre zurückgehen. Da gab es den ersten Generalverkehrsplan in Österreich. Sie haben den immer als unnötig, als nicht finanziert, als unterdotiert bezeichnet, ohne Konzept und, und, und. Sie konnten - und können wahrscheinlich bis heute - nicht verwinden, dass es damals noch unter FPÖ-Beteiligung, vor allem unter FPÖ-Ministern den ersten Generalverkehrsplan gegeben hat, der in Österreich erstellt wurde. Das war überhaupt das erste Mal in der Zweiten Republik, dass man österreichweit gedacht hat, nicht regional bis zu irgendeinem Bürgermeister, der sich eine Umfahrungsstraße gewünscht hat. Das war das erste Mal, meine Damen und Herren, und so unterdotiert war er nicht! Es waren 40 Milliarden im Generalverkehrsplan angesetzt; Ihr neuer Plan, das Infrastrukturkonzept, ist mit 41 Milliarden angesetzt. Er kann also nicht so unterdotiert gewesen sein, da ja noch dazu die meisten Sachen abgeschrieben worden sind. Ich werde darauf noch eingehen.

Was den Generalverkehrsplan betrifft, hat es natürlich Fehler gegeben. Wo gibt es keine Fehler, wenn ich etwas neu mache, wenn man neue Überlegungen anstellt? Na, selbstverständlich hat es Fehler gegeben! Vielleicht ist die Prioritätenliste nicht so exakt, wie Sie es jetzt angeblich hier drinnen haben; wir schauen uns aber in den nächsten Jahren genau an, ob diese Prioritätenliste nicht nur auf dem Papier steht, sondern auch durchgeführt wird. Mag schon so sein; trotzdem, das Gerüst war vorhanden, und Sie haben eigentlich nichts anderes getan - oder Sie haben gar nichts anderes tun müssen, daher ist es ja so rasch gegangen -, als dieses Gerüst für den Aufbau eines so genannten neuen Konzepts zu verwenden. 

Denn wenn wir zurückgehen: Was war denn in den Achtzigern - von den Siebzigern möchte ich gar nicht reden -, in den Achtzigern, in den Neunzigern, bis ins Jahr 2000? Was war denn da überhaupt verkehrspolitisch in Wien und in Österreich? Nichts! Es sind zehn Jahre verschlafen worden, es ist zehn Jahre lang Zeit verjuxt worden, obwohl man gewusst hat, dass sich der Osten öffnet. Man hat in dieser Region wirklich nichts investiert - ich erinnere nur an das Schlagwort Kittsee -, und es ist sogar in den 90er Jahren, als die Ostöffnung schon bekannt war, als sie schon da war, noch immer nichts investiert worden.

Meine Damen und Herren, das kann man auch sehr schön durch Zahlen beweisen! Lassen Sie es mich kurz sagen. In den 70er Jahren - da hat die SPÖ allein regiert - sind insgesamt 900 Millionen EUR in die ÖBB und in die Straße investiert worden. In den 80er Jahren - da waren Sie auch noch allein - 0,7 Milliarden, also 700 Millionen EUR, im gesamten Jahrzehnt, für ÖBB und Straße. In den 90er Jahren - da haben Sie schon mit der ÖVP gemeinsam regiert, da gab es immer ÖVP-Wirtschaftsminister, SPÖ-Verkehrsminister, SPÖ-Finanzminister - haben Sie insgesamt 800 Millionen investiert. 

Erst im Jahr 2000 hat man endlich in diese Richtung Gas gegeben. Auslöser war der viel diskutierte Generalverkehrsplan. Dann ist die LKW-Maut eingeführt worden, von der Sie heute noch leben und auf Grund dessen Sie ja bis ins Jahr 2010 noch 3,7 Milliarden EUR ins Budget hineinpumpen können. 

Lassen sie mich noch einen Vergleich bringen. 1999 - also noch großkoalitionär, das wird auch in Zukunft nicht viel anders sein - wurden 685 Millionen EUR in die Straße investiert; in den Jahren 2002, 2003 und 2004 waren es 1,2 Milliarden bis 1,4 Milliarden EUR. In die Schiene wurden 1999, also unter einer SPÖ-ÖVP-Regierung, 900 Millionen investiert; 2002, 2003 und 2004 waren es 1,1 Milliarden. Man sieht hier durchaus bereits eine Prioritätensetzung zur Bundesbahn. (Zwischenruf des GR Jürgen Wutzlhofer.) 

Noch dazu hat Rosinak, also unser allseits bekannter Planer, der ja auch immer wieder für die Stadt Wien arbeitet, damals im Ministerium auf Grund eines Vertrages am Generalverkehrsplan maßgeblich mitgearbeitet. Es sind damals schon Prioritäten gesetzt worden, und zwar in Bezug auf die Korridore. Das war das erste Mal in der Republik, dass man Korridore verkehrspolitisch prioritär genannt hat. Das Erste war der Donaukorridor von Wien über Wels und Passau nach Salzburg, das Zweite war der Südkorridor von Wien über Graz nach Klagenfurt. Es hat also schon Prioritäten gegeben.

Meine Damen und Herren! Es gäbe ohne diesen Generalverkehrsplan, den Sie immer so abfällig beurteilt haben, über den Sie immer gesagt haben, das brauchen wir nicht, das ist alles Blödsinn!, keinen Lainzer Tunnel, es gäbe nicht Wien - St Pölten, den Ausbau der Pottendorfer Linie, die Güterzugsumfahrung St Pölten, den Zentralbahnhof hier in Wien. Das alles ist wirklich auch schon prioritär im Generalverkehrsplan dringestanden, vielleicht mit einem anderen Zeithorizont, vielleicht mit anderen Zahlen, das mag durchaus sein. Aber erinnern Sie sich: Wer war denn der erste Minister, der überhaupt mit der Stadt Wien betreffend Zentralbahnhof einen Vertrag, einen Optionsvertrag abgeschlossen hat? Es war der damals noch freiheitliche Verkehrsminister! Das vergessen Sie alles. Es ist hier also sehr viel auf freiheitlichen Ideen, auf freiheitlichem Mist - unter Anführungszeichen - gewachsen.

Oder auf der Straße: Da ist das erste Mal die Umfahrung Wiens, die Südumfahrung genannt worden. Da hat sogar noch eine FPÖ-Ministerin den Spatenstich gemacht, weil Sie in Niederösterreich und in Wien 20 Jahre vorher nicht in der Lage waren, ein vielleicht wesentlich besseres Konzept für die Südumfahrung, ohne diese Schnörkel bei den einzelnen Ortschaften, zu schaffen. 

Beschlossen wurden beziehungsweise im Plan aufzufinden sind auch die zweite Tunnelröhre am Katschberg- und am Tauerntunnel oder die Packautobahn. Meine Damen und Herren, das alles ist bekannt. Es sind diese Projekte in Wirklichkeit nichts anderes als das, was Sie nun prioritär hineingeschrieben haben.

Wenn man jetzt zu Wien kommt, fällt aber etwas auf. Im Generalverkehrsplan waren nämlich teilweise Projekte enthalten, die jetzt nicht mehr da sind. Und zwar gilt das für die Verbindung A22 - A4, das war immer ein sehr wichtiges Anliegen des Stadtrates, aber auch aller Parteien - außer den GRÜNEN -, die eine Umfahrung der Lobau wollten. Ich erinnere Herrn StR Schicker ... (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich habe gesagt: "außer"!

Ich erinnere Herrn StR Schicker schon daran, dass die Verbindungsspange um diese Brücke sogar ein Teilaspekt dieser ersten Variante war, die uns ja die Stadt Wien ursprünglich als Lobau-Umfahrung verkaufen wollte. Das ist genau das Stück, von dem Sie gesagt haben, wie wichtig es ist. Jetzt sagen Sie in einem Interview: Man muss überlegen, ob wir das überhaupt noch brauchen, denn die Tangente ist ohnehin ein Ersatz. Bitte, wenn Sie den Wienerinnen und Wienern einreden, dass die Tangente ein Ersatz für eine Verbindung zwischen A22 und A4 ist oder dass die A4 ein Ersatz ist, dann lachen Sie aber die Leute, die dort jeden Tag stehen, wirklich aus, Herr Stadtrat!

Die A24, ein Liebkind auch von uns, bitte, denn ohne A24-Verbindung der S1 Richtung Tangente wird Favoriten wirklich mit Verkehr zugedeckt - das hängt mit den Metzgerwerken und den Frachtenbahnhöfen zusammen -, ist hier überhaupt nicht mehr vorhanden. Es gibt ein Anschlussstück von der S1 in Richtung - ich weiß noch gar nicht, wohin! Weil wir noch keinen Masterplan haben, weiß ich gar nicht, wo die hinführen wird. Das ist mir so gesagt worden. Man kann aber sehr wohl von der S1 aus das neue Wohngebiet erschließen. Da sagen Sie, Herr Stadtrat: Die ASFINAG soll eben schauen, wie sie diese Lücke schließt. Das ist eigentlich nicht die Methode, wie man Stadtplanung betreibt. 

Oder die Simmering-Abfahrt A23: Ich bin ja ein altmodischer Mensch und schaue nicht immer in den Computer, sondern hebe mir Zeitungsausschnitte auf. Da habe ich einen Ausschnitt vom 7.6.2003 aus dem „Kurier", Wien-Süd, da steht: „Ausfahrt Simmering wird geöffnet". Und darin heißt es: „Spätestens Ende 2006 wird alles für den Verkehr geöffnet sein." Wenn man das im Nachhinein liest, nach über vier Jahren: Jetzt steht es nicht einmal mehr in Ihrem Infrastrukturkonzept drin. Bitte, dieser Lückenschluss gehört raschest durchgeführt! Das ist wirklich ein Skandal ersten Ranges. Diese Abfahrt gibt es, seit die Tangente da ist, das heißt, seit 25, 30 Jahren; jetzt ist sie noch immer gesperrt.

Lärmschutzmaßnahmen - egal, ob für Straße oder Schiene - fehlen hier überhaupt, die gibt es gar nicht! Der Herr Bundesminister für Verkehr und Innovation hat sich hier offensichtlich gedacht: Wenn Wien schon nichts fordert, brauche ich gar nichts zu machen, das kostet ohnehin nur Geld. Das fehlt total, und das kann nicht im Sinne der Bürger sein, die an Bahngleisen oder an Straßen wohnen. 

Bei der U-Bahn ist es überhaupt arg! Bei der U-Bahn haben Sie uns jahrelang gequält, und Sie haben gesagt: Der Finanzminister der damaligen Regierung gibt keine Unterschrift her, die Finanzierung ist nicht gesichert, wir können nicht ausbauen und, und, und. Na, was ist jetzt? Jetzt steht das nicht einmal im Koalitionspakt drin, wie ich inzwischen erfahren habe. Und in dieser Vereinbarung steht es auch nicht drin.

Herr Stadtrat! Herr Bürgermeister! Sie sind aufgefordert, aber raschest mit dem Finanzminister und dem Verkehrsminister Gespräche aufzunehmen, dass wir in den nächsten zwei bis drei Monaten eine Sicherheit haben, eine Rechtssicherheit, um die U-Bahn-Verlängerungen in Wien voranzutreiben. Ansonsten sind die Konzepte in Wirklichkeit nur mehr auf dem Papier und nicht mehr zu realisieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Nun ganz kurz noch zur Finanzierung: Sie haben die wichtige Finanzierung wieder der nächsten Regierung anheim fallen lassen. Das machen ja normalerweise fast alle Regierungen, aber Sie haben es extrem gemacht, denn Sie haben der nächsten Regierung oder den nächsten zwei Regierungen 31 Milliarden EUR verschrieben - die müssen es einnehmen, die müssen es ausgeben -, weil ja in Ihrer Legislaturperiode der Rest, nämlich die 11 Milliarden, noch ausgegeben wird. 

Sie sind stolz darauf, dass hier ein unheimlicher Betrag für die Bahn drinsteht. Nein, so stolz brauchen Sie auch wieder nicht zu sein! Das sind in Wirklichkeit drei große Projekte: Das sind die Bahnhöfe, das sind der Koralmtunnel und der Semmeringtunnel; allein das sind 9,2 Milliarden EUR. So stolz braucht man also nicht darauf zu sein, dass das alles in die Bahn fließt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Abschluss noch folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen. Da entschuldige ich mich gleich dafür, dass er den anderen wahrscheinlich noch nicht zugegangen ist, weil ich ihn erst vor relativ Kurzem formuliert habe, und zwar aufgrund der Aussagen anderer Kollegen. 

Die SPÖ hat in vielen ihrer Wahlslogans gesagt - ich kann mich noch gut daran erinnern -: Elf Jahre Gehrer sind genug. Da mögen Sie durchaus recht haben, dass das stimmt. Aber eigentlich können wir nur sagen: Zehn Jahre große Koalition, nämlich zwischen 1990 und 2000, waren am Verkehrssektor wirklich auch genug! Ich hoffe, dass sich hier die Situation verbessert, obwohl ich kein gutes Gefühl habe, was die Infrastrukturfinanzierung in den nächsten Jahren betrifft. 

Sie dürfen nämlich nicht vergessen, im Jahr 2020 werden die ÖBB und die ASFINAG in Summe 350 Milliarden - ich sage es in Schilling, das müssen Sie sich einmal vorstellen! -, 350 Milliarden ATS Schulden haben. Das bringen Sie mit überhaupt nichts herein! Ich bin ja gespannt, wie das die nächsten Regierungen machen werden.

Es gibt eine kryptischen Ansage von Faymann und Molterer. Faymann hat kritisch von Herausforderungen finanzieller Art gesprochen - das ist eine schöne Ansage: Herausforderungen finanzieller Art -, es gibt in der laufenden Periode - das hören wir immer wieder - natürlich keine PKW-Maut, keine Erhöhung, aber: Die Vignettenpreise sind sehr, sehr niedrig, und da muss man sich etwas einfallen lassen. Ich weiß schon, was in der nächsten Regierung kommt, die Sie oder die ÖVP - oder wer auch immer dabei sein wird - machen müssen.

Meine Damen und Herren! Abschließend bringe ich hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag mit der Bitte um sofortige Abstimmung ein. Was mir ganz besonders am Herzen liegt, ist natürlich die U-Bahn. Ich lese Ihnen den Text vor:

„Die Wiener Stadtregierung soll Gespräche mit Finanzminister Molterer" - der ist nämlich zuständig; es gibt auch einen anderen Antrag, einen von der Österreichischen Volkspartei, in dem Herr Bundeskanzler Gusenbauer dazu aufgefordert wird, aber der hat überhaupt nichts mit dem U-Bahn-Bau zu tun, sondern das ist Molterer (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, Sie haben ihn nicht gelesen!) – „und Infrastrukturminister Faymann führen, um die weitere Co-Finanzierung des U-Bahn-Ausbaus in Wien durch Bund und Wien zu sichern. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt."

Wir werden aber selbstverständlich auch eurem Antrag zustimmen. Darum geht es überhaupt nicht, es geht nur darum, dass in eurem Antrag der Finanzminister komischerweise fehlt! Den muss ich aber auch auffordern, und mit dem muss ich auch Gespräche führen. Wir werden also auch eurem Antrag zustimmen, obwohl ich glaube, dass er formal, auch inhaltlich und realistisch nicht ganz korrekt ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Nein! Er wird verlesen ...!)
Kollege Tschirf, Sie brauchen sich nicht gleich wieder aufzuregen und mich hier zu schimpfen. Wir stimmen eh zu. Ich hoffe, dass auch ihr unserem zustimmt, damit auch Molterer in die Pflicht genommen wird, für die Stadt Wien und für unsere Bürgerinnen und Bürger! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dampier. Ich erteile es ihm.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mir ist es ähnlich gegangen - als ich gehört habe, wie sich die Fraktionen für heute auf dieses Geschäftsstück vorbereiten - wie dem Kollegen Hoch, ich habe mir auch gedacht: Was wird denn da die vereinte Planungsopposition gegen alles, Blau und Grün, zum Besten geben? Man sieht ja, wie die Argumente gegen dieses eigentliche Geschäftsstück wirklich ausgegangen sind. 

Ich hätte mir, ehrlich gesagt, von meinem Kollegen Maresch inhaltlich mehr dazu erwartet. Das muss ich ehrlich sagen. (In Richtung GR Dr Herbert Madejski:) Von dir bin ich auch ein bisschen enttäuscht, du bist in die verkehrspolitische Planung abgerutscht. Macht ja nichts, ich gehe dann ohnehin kurz darauf ein, aber es hat mit dem Plandokument als solchem nichts zu tun. (GR Dr Herbert Madejski: Das war ausgemacht!) Ja, ausgemacht, ist schon gut. Aber die wirklichen Argumente gegen diesen Plan haben mir gefehlt.

Ich möchte daher meine Ausführungen in drei Punkte teilen und komme zunächst einmal zu dem Gesamt-Plangebiet, zur Lage in der Stadt oder dem Verhältnis zum Bezirk und zur Stadt. Das ist ja nicht irgendein Gebiet, das wissen wir alle, und darum ärgert es mich, wenn man als Opposition da glaubt, einfach damit, dass man gegen Kubaturen, Quadratmeter-Nutzflächen und hohe Häuser ist, die Bevölkerung für sich zu bekommen. Das ist ohnehin nicht so. Ich nenne Ihnen dann gleich ein Beispiel, das ist noch gar nicht alt, das ist ein Live-Erlebnis von mir von gestern.

Dann möchte ich einen kleinen Rückblick auf dieses Gebiet geben. Es haben ja nicht alle hier in diesem Haus zu diesem Planungsgebiet und zu der Umgebung immer ein Nahverhältnis gehabt oder überhaupt je ein Nahverhältnis gehabt. Ich werde dann kurz darauf eingehen, und natürlich auch auf das, was von den einzelnen Rednern gesagt wurde. 

Diese jetzige Widmung ist in dem gesamten WED-Projekt, wenn man das so sagen kann, sicher der letzte Mosaikstein. Man kann ihn auch als Diamanten bezeichnen, weil die schlanken, großen, hohen Hochhäuser wirklich ästhetischer ausschauen, als wenn man da gesagt hätte: Nehmen wir die ursprüngliche Planung von Peichl und Isozaki - wenn ich an den seinerzeitigen Masterplan erinnern darf, als wir noch über die Expo gesprochen haben, die dann nicht gekommen ist - und zonen wir die ab. Sondern: Machen wir wirklich in das Stadtbild passende, schlanke, ästhetische Hochhäuser, die viel schöner sind, als wenn Politiker Planern ins Handwerk pfuschen und dann stolz sind, dass es wieder ein Geschoß weniger ist oder wieder ein Geschoß weniger ist. 

Das freut mich also, und ich glaube, dass das jetzt endlich - nicht nur in die Donau City, wie Kollegin Frank gesagt hat, sondern in die Donaustadt oder über die Reichsbrücke kommend - ein wirklich modernes Ensemble sein wird. Rechts ist es ja schon fertig beziehungsweise - das Hotel wurde angesprochen - in Bau, und links fehlen eben noch zwei Hochhäuser. Das wird eine Bereicherung für das Gebiet sein.

Was die Wahlergebnisse dort betrifft - wie gut oder schlecht auch immer sie für eine Partei sind -, möchte ich den Damen und Herren von den GRÜNEN und von der Freiheitlichen Partei, die heute im Besonderen dagegen sind, einen Live-Bericht, eben von gestern, bringen. Ich bin gestern mit dem Flugzeug auf der Piste 11, also 11/29, gelandet, über die Donau kommend. Es waren relativ gute Sichtverhältnisse, ich bin der zehnten Reihe gesessen, es war ziemlich eng. Fly Niki, von Cran Canaria kommend. Um mich herum waren Herrschaften, denen es vielleicht schon besser als uns geht, die in Pension waren, die haben dort die Skyline betrachtet, und ich habe natürlich meine Ohren gespitzt. 

Ich kann Ihnen von den GRÜNEN und den Freiheitlichen sagen: Sie haben nicht recht! Es waren durchaus Leute, die möglicherweise auch bei mancher Bürgerversammlung dabei waren; ich habe sie nicht gefragt, dafür hat einfach auch die Zeit gefehlt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Musst du aufzeigen! „Ich bin von der SPÖ, ich bin der Beste!") Ich hoffe, das sieht man mir schon an. (Heiterkeit.) Ich bin ein bisschen weniger unrasiert als du, das ist der Unterschied; sonst nicht, weil wir ja oft gleiche Ansichten haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Du fliegst ja mit Fly Niki!) Ja, genau - nein, ich bin mit Lauda auch schon geflogen, und mit Austrian Airlines. 

Da habe ich gehört, was die gesagt haben. Plötzlich hat ein älterer Herr gesagt: „Na ja, ich weiß eigentlich nicht, was die da haben,“ - das ist Tatsache, bitte! – „die Skyline ist schön, das neue Hochhaus in Kaisermühlen neben dem Goethe-Hof oder vis-à-vis vom Goethe-Hof ist auch schön; wie kann man eigentlich dagegen sein, dass da jetzt auch noch zwei schöne Hochhäuser herkommen?“ (GR Mag Rüdiger Maresch: Es geht da nicht um schön! Ich habe nichts gegen schöne Hochhäuser!)
Dann wurden in dem Flugzeug - zwischen den Reihen, habe ich gehört, das waren Partner oder Lebensgefährten - auf einmal Meinungen ausgetauscht, die durchaus positiv waren. Ich bin auch überzeugt davon, dass ihre Kinder und ihre Enkerl entweder schon in der Donau City wohnen, oder der Andrang - das haben wir ja beim Bau des Wohnprojekts Neue Donau gesehen - ist eben sehr groß gewesen. 

Daher habt ihr einfach nicht recht, und ich lasse mich da nicht beirren! Ich weiß, dass es kritische Meinungen zu Hochhäusern gibt, ich weiß, dass die Leute vor allem, was groß und hoch ist, manchmal Angst haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir haben nichts gegen Hochhäuser!) O ja, du hast schon etwas gegen Hochhäuser, und deine GRÜNEN auch. Ich könnte hier die Protokolle aus der Bezirksvertretung zitieren, ich möchte das aber den anderen Leuten nicht antun. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt keine Protokolle ...!) Wenn du willst, können wir dann darüber diskutieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Beschlussprotokolle ...!)
Um zu sehen, was die Wiener Stadtplanung und was führende Politiker, nämlich die Wiener Stadtregierung, aus diesem Gebiet gemacht haben, brauchen wir uns nur einmal die Historie dieses Gebietes anzuschauen. Um die Jahrhundertwende war es eine Mülldeponie, rundherum war dann eine K K-Schießstätte. Wer hat diesen modernen Stadtteil, wahrscheinlich einen der modernsten Stadtteile der Welt, daraus gemacht? (GR Mag Rüdiger Maresch: Die SPÖ-Wien!) Führend die Sozialdemokraten in Wien! Das kann man nicht leugnen. Das werden wir fortsetzen, und da werden wir uns nicht aufhalten lassen. Wenn heute die ÖVP dafür stimmt, dann freut uns das; das möchte ich auch sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil immer wieder bei allen großen und neuen Stadtentwicklungsgebieten vom Kollegen Mahdalik, vom Kollegen Maresch oder wem auch immer dagegen gewettert wird, weil auch Kollegin Frank heute schon krampfhaft Themenpunkte sucht, die dort nicht funktionieren werden, kann ich Ihnen versprechen: Es wird wahrscheinlich funktionieren. Vieles von dem, was gefordert wird, gibt es ja dort schon, und besser eingebettet, außer der eigenen Infrastruktur, die dort schon ist oder noch dazukommen wird. Besser eingebettet: umgeben von der Alten Donau, vom Kaiserwasser, von der Neuen Donau, vom Donaustrom, vom Donaupark, von der Donauinsel, von einer Riesen-Sportanlage, die frei zugänglich ist. Die UNO-City, das Austria Center, das sind eben jene Einrichtungen, gegen die ja einige, die auch hier im Saal sitzen, noch vor Jahren gewettert haben; auch das IZT-Projekt an der Wagramer Straße, das hier angeschnitten wurde. 

Frau Kollegin Frank - sie ist jetzt nicht im Saal -, die Infrastruktur-Einrichtungen, die Sie für dieses Gebiet fordern, gibt es daneben in Wirklichkeit schon, und die wird es beim Bau und Fortsetzung der Donau City, der eigentlichen Platte, dann auch noch weiter geben. 

Wenn Kollege Mahdalik sagt - ich komme jetzt schon zu einzelnen Punkten, die einige genannt haben -, das Wort City bedeutet nichts Gutes, hat er aber dann trotzdem auch gleich zugeben müssen, dass es vom 2. Bezirk aus ohnehin ganz gut aussieht. Er hat argumentiert, warum er dagegen ist, hat aber gleichzeitig gesagt, dass es dort für die FPÖ eh nicht so gut ausschaut. Jawohl, beides stimmt! Ich meine, ich kann dich jetzt nicht immer über die Donau schiffen - ich freue mich ja, dass du auch Mandatar der Donaustadt bist, so wie ich -, aber schau es dir einmal genauer an. Wenn du es nämlich wirklich genauer anschaust, dann wirst du auch hinfinden. Mag sein, wenn man das erste Mal dort hinfährt, dass die Orientierung nicht für jeden gleich gut ist. Ich kenne Leute, die sich in einem großen Gemeindebau auch sehr schlecht orientieren, und trotzdem findet dort auch immer die Rettung hin und finden auch die Leute hin. 

Die Wiener Blaulicht-Organisationen, Kollege Mahdalik, sind nicht so blöd, wie du sie vielleicht dafür hältst. Meines Wissens ist es bei allen Blaulicht-Organisationen so - ich war erst vor Kurzem selbst auf einer Feuerwache Fußball spielen, da haben wir über dieses Problem gesprochen -, es schauen sich die Leute, die dort im Einsatz sind, sehr wohl die Gebiete an. Sie sind ja Gott sei Dank nicht immer im Einsatz. Sie schauen sich die Gebiete an und finden dann auch hin.

Man kann nicht - wie einige das in diesem Saal tun - gleichzeitig fordern, dass jede Straße eine Wohnstraße ist; wenn aber dann der Verkehr komplett unter der Erde ist, so wie dort, dann gibt es eben die Wege von dem Ort, an dem ich das Auto abstelle, nämlich der Garage, bis hin zu dem Ort, den ich erreichen will. Übrigens, wie du unter dem Billa eine Garage ortest, Kollege Mahdalik, das weiß ich nicht; da musst du dir einen anderen Stadtteil angesehen haben. Die ist nämlich nicht unter dem Billa; aber das nur nebenbei. 

Die Blaulicht-Organisationen finden also in der Regel schon hin, und jeder, der schon einmal dort war, findet das zweite Mal sicher auch hin. Kollegin Schrödl hat dir einen Rundgang angeboten. Ich habe in einem Zwischenruf gesagt - das wiederhole ich jetzt laut -, bei dir werden wir wahrscheinlich drei Durchgänge machen, aber dann wirst du dich auch auskennen, Kollege Mahdalik, und wirst hinfinden. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Nein, der verträgt das schon, das ist keine Frechheit. Ich vertrage es ja von ihm auch. 

Es ist keine Frage, dass die dortige Wind-Problematik natürlich behandelt gehört. Ich bezweifle, ob das mit schlichten Baumreihen, wie Kollegin Frank sie vorgeschlagen hat, funktioniert, aber das soll mir auch recht sein. Ich selbst möchte durchaus einen Vorschlag in die Diskussion einbringen. Ich könnte mir vorstellen, dass vor allen Dingen bei den engen Durchgängen, wo es doch eine gewisse Sogwirkung gibt, man das lösen könnte, indem man Objekte errichtet und gleichzeitig eine Verbindung zwischen Nützlichem und Kunst im öffentlichen Raum tätigen kann.

Ich kann mir das gut vorstellen. Aber ganz genau musst du nicht zuhören, weil du mir sonst die Idee wieder abkupferst und das in der nächsten Bezirkszeitung schreibst, Kollege Mahdalik. Wenn schon, dann können wir es vielleicht miteinander verfolgen. Ich kann mir gut vorstellen, dass das dort eine brauchbare Sache ist. 

Von einigen hier sind immer wieder Argumente gegen Höhen, Kubaturen und Nutzflächen gekommen. Man muss sich das Gesamtwerk anschauen, und man kann nur das Gesamtwerk bewerten, egal, ob aus der Sicht vom 2. Bezirk, vor Ort selbst oder von irgendeiner anderen Windrichtung, und vor allen Dingen dann von der Funktionalität der dort Wohnenden und Arbeitenden. Dann kommt eigentlich, außer der Wind-Problematik, meines Wissens, von dort nichts Negatives.

Ich kann daher sagen, weil Kollegin Gretner auf die Qualität der Planung hingewiesen hat - jetzt kommt kein Beispiel vom Flugzeug, jetzt kommt ein Beispiel zu ebener Erde oder sozusagen auf der Platte -, dass dort die Wohnzufriedenheit in den Wohnbauten sehr groß ist, dass der Andrang um die Wohnungen sehr groß war und dass auch jene, die dort oder in der Umgebung arbeiten, sehr zufrieden mit dieser Umgebung sind. 

Wir von der Wiener SPÖ reden nicht der Geschäftmacherei das Wort, wie Kollege Mahdalik gemeint hat. Nein, wir sind für eine positive Stadtentwicklung, daher soll auch dieser moderne Stadtteil so vollendet werden, wie es in diesem Widmungsvorschlag steht, der heute eingebracht worden ist. 

Kollege Madejski! Eurem Antrag auf Zuweisung, in dem ihr vorschlagt, Maßnahmen gegen die Fallwinde zu tätigen, werden wir zustimmen. 

Was die Infrastrukturmaßnahmen für Wien betrifft - jetzt komme ich zu dem, was sozusagen außerhalb der eigentlichen Plandebatte ist -, mag es schon sein, dass diejenigen, die jetzt an der Regierung sind - ich baue da auf Kollegen Faymann, und ich hoffe eigentlich auch auf den Finanzminister und Vizekanzler -, dass diese beiden in erster Linie, aber auch andere in der Regierung, mehr auf Wien schauen, als das die Regierung in der Vergangenheit gemacht hat. 

Wenngleich diese Spange A4/A22 im Moment sozusagen nicht die Priorität hat, wie du sie gerne hättest und wie auch ich sie gerne hätte und für notwendig halte, so darf man die Verlassenschaft der vorherigen Regierung nicht vergessen, ob sie blau oder orange war - das ist für mich egal, für mich ist das nach wie vor dasselbe. Wer hat heute gesagt, wenn es sie noch gibt? Ich möchte euch nicht beleidigen, aber ich sage es trotzdem. Es ist nicht böse gemeint. 

Die Verlassenschaft ist also, was das Finanzielle betrifft, natürlich auch so, dass nach dem Kassensturz manche Dinge vielleicht nicht ganz so gut gehen, wie sich Kollege Faymann oder Finanzminister Molterer das vorstellen. Ich wünsche ihnen trotzdem viel Glück bei ihrer Arbeit und hoffe, dass sie uns Wienern mehr bescheren als die vergangene Regierung.

Kollege Hoch! Nur kurz, wir sind uns ja von der Zustimmung hier einig: Ich traue der WED schon die Realisierung zu! Trotzdem bitte ich, unseren gemeinsamen Antrag, was die zeitliche Begrenzung betrifft, positiv zu bewerten und ihm zuzustimmen. Eben weil wir nicht nur irgendwelchen Bauträgern oder der WED im Konkreten das Wort reden und sagen, dass sie tun können, was sie wollen, soll man als Politiker durchaus manchmal in solchen Fällen - ich nenne es so - die Rute ins Fenster stellen. Denn es haben sich auch die Anrainer dort rundherum, die, wenn ich das so sagen darf, alten und die neuen Kaisermühlener, schon verdient, dass das Werk irgendwann einmal vollendet ist. Daher ist diese Zehnjahresfrist - es ist doch eine sehr lange Zeit - durchaus angebracht. Das ist keine gefährliche Drohung und auch nicht irgendein Minus, was die WED betrifft.

Weil Kollege Maresch vorhin so wehleidig war, habe ich mir das für den Schluss aufgehoben. Es gibt in der Politik immer eine Bring- und eine Holschuld. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und eure Bringschuld, was ist mit der?) Warte einmal - darf ich über die Holschuld reden? Meines Wissens war Kollegin Gretner drei Stunden zu einem Gespräch in der WED. Sie hätte ja nach der Studie fragen können, dann hätte sie sie wahrscheinlich auch bekommen, wie ich die Leute dort kenne. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, die haben gelacht!) Nein, schau: Telefonnummer WED, Klappe 12 Durchwahl! Vielleicht probierst du es, dann hast du sie auch noch heute und kannst nicht hinausgehen und sagen: Wieso kriegen wir da keine Informationen? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich kann da schon hinausgehen ...!)
Ich glaube - und ich kenne, wie gesagt, die Situation dort von der Stunde null an, von der Planung an -, dass mit diesem Plandokument wirklich eines der schönsten Stadtentwicklungsgebiete nicht am Stadtrand, sondern mittlerweile eigentlich fast mitten in der Stadt, am Donaustrom fertig gestellt werden kann und dass alle, die da zustimmen, stolz darauf sein können. Und alle, die sich Ausreden gesucht haben, werden damit leben müssen und werden sich in der Kritik der Bevölkerung spätestens beim nächsten Wahltag ohnehin sagen lassen müssen, ob sie recht gehabt haben oder nicht. 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von GR Mahdalik. Er hätte noch 11 Minuten. - Bitte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Jetzt ist der Antrag hoffentlich richtig! - Weitere Zwischenrufe.)
GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Ich habe 2 Minuten versprochen. An das Versprechen werde ich mich auch halten. 

Karl, ganz kurz nur: Klappe 12, wer ist das? Der Portier oder die Kantine? (Zwischenruf des GR Karl Dampier.) Ach so, da wird man dann nie zurückgerufen. Das ist mir schon ein paar Mal passiert. 

Ich werde gleich mit den Anträgen beginnen, ich habe diesmal beide mit. (GR Mag Rüdiger Maresch: Super!) Die zwei Anträge betreffen auch den 22. Bezirk, darum passen sie da trefflich hinein. 

Der eine Antrag betrifft die Verbesserung des öffentlichen Verkehrsangebotes in Süßenbrunn; er liegt Ihnen vor. Bei beiden wird übrigens die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen und Wirtschaftspolitik verlangt. Der zweite Antrag betrifft die bessere Ausstattung der U1-Stationen bei der Verlängerung nach Leopoldau. 

Noch ganz kurz zu Karl Dampier: Du hast meine Orientierungsfähigkeiten angesprochen, und da hast du ein bisschen etwas durcheinander gebracht. Zur Donau City finde ich schon, dorthin finden die meisten Leute, das ist durch die hohen Häuser schwer zu verfehlen. Nachher irgendwo hinzufinden, ist für Otto Normalverbraucher etwas schwer. 

Wenn du sagst, dass die Blaulicht-Einheiten in der Regel dort hinfinden, ist das auch ein bisschen wenig. Sie sollen nämlich nicht in der Regel, sondern immer dort hinfinden. Wenn dann nämlich zwei Leute, die aus der Regel fallen, deswegen das Bankl reißen, dann ist es das Ganze sicher nicht wert.

Was mir im Redebeitrag des Kollegen Maresch abgegangen ist, ist, dass er vielleicht wieder die Sippenhaftung einfordert wie in seinem ersten Debattenbeitrag in der Aktuellen Stunde. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie waren gar nicht da!) Ich habe von unten gelauscht. Aber in der Aktuellen Stunde hat er ja etwas gemacht, was wir hier zum letzten Mal im Dritten Reich erlebt haben, nämlich die Sippenhaftung wieder modern gemacht, die heutzutage … (GR Mag Rüdiger Maresch: Was für eine Sippenhaftung?) 

Die Sippenhaftung - na, freilich hast du das gemacht! (GR Mag Rüdiger Maresch: Bei wem?) Du hast beim Thema Raubzüge gesagt: Da war einmal der Mann einer ehemaligen FPÖ-Mandatarin, und weil er einen Raubzug gemacht hat, ist sie böse. Das ist Sippenhaftung in Reinkultur, das ist abzulehnen! Das gibt es im Jahr 2007 nur noch in diktatorischen Systemen. Das hat es hier von 1938 bis 1945 gegeben, und im Moment gibt es das noch an einer Schule in Wien. Das ist unerhört, meine Damen und Herren! - Wiederhören. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: "Wiederhören"!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist jetzt niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wir stimmen zuerst über den von der SPÖ eingebrachten Abänderungsantrag ab. Ich erspare es mir jetzt, unter den PP 55, PP 56 und PP 57 alles zu verlesen. Die Damen und Herren kennen den Inhalt des Antrages.

Wer für den Abänderungsantrag ist, bitte ich um Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen, so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen.

Antrag Nummer 1 wurde von den Freiheitlichen eingebracht, betreffend Hochhausprojekte in der Donau City. In formeller Hinsicht wird sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist nur von den Freiheitlichen unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag Nummer 3 wurde von der ÖVP eingebracht, betreffend minutengenaues Abrechnen bei der Benutzung von Parkgaragen. Hier wird die Zuweisung an die Ausschüsse Stadtentwicklung und Verkehr sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Antrag Nummer 4 wurde ebenfalls von der ÖVP - ich erspare mir jeweils die Nennung der Antragsteller, wenn es so genehm ist - eingebracht, betreffend Sicherstellung der wichtigen Infrastrukturprojekte der Stadt Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag findet nicht die Mehrheit, Teile der GRÜNEN und die SPÖ sind dagegen, wenn ich das richtig gesehen habe. Er ist daher abgelehnt.

Antrag Nummer 5 wurde von der ÖVP eingebracht. Hier möchte ich nur darauf hinweisen, dass im Beschlussantrag jetzt steht: „Die Wiener Stadtregierung soll Gespräche mit der Bundesregierung aufnehmen." In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Bürgermeister, die amtsführende Stadträtin für Finanzen und den amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so beschlossen. 

Antrag Nummer 6 wurde von den Freiheitlichen eingebracht, betreffend Fallwind-Problematik in der Donau City. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Antrag Nummer 7 wurde ebenfalls von den Freiheitlichen eingebracht, betreffend U-Bahn-Ausbau in Wien. In formeller Hinsicht wird sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, gegen SPÖ und ÖVP, und ist daher abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag Nummer 8, eingebracht von den Freiheitlichen, betreffend Verbesserung der Anbindung von Süßenbrunn an das öffentliche Verkehrsnetz. Hier wird wieder die Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen und Wirtschaftspolitik beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so angenommen.

Der letzte Antrag wurde ebenfalls von den Freiheitlichen eingebracht, betreffend Nachrüstung von U-Bahn-Stationen mit Rolltreppen. Beantragt ist die Zuweisung an den gleichen Ausschuss, also Finanzen und Wirtschaftspolitik. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag findet nicht die notwendige Mehrheit und ist daher abgelehnt. 

Es gelangt nun die Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das habe ich übersehen. Entschuldigung! Wir müssen natürlich auch über das Geschäftsstück abstimmen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Postnummer 43. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, so beschlossen. 

Ich bitte noch einmal um Entschuldigung. In meiner Eile habe ich das Wichtigste vergessen. 

Aber jetzt gelangen wir zur Post 41. Sie betrifft das Plandokument 7518 im 10. Bezirk. 

Es liegt keine Wortmeldung vor, wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 41 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 40 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7752 im 13. Bezirk. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Plandokument an und für sich geht aus freiheitlicher Sicht in Ordnung. Der Grund, warum ich mich hier zum Wort gemeldet habe, ist ein Antrag - den ich in diesem Fall wieder bei mir habe -, und zwar deshalb, weil dieses Plandokument einen Bezirk betrifft, der in den letzten Jahren auch ganz massiv vom Fluglärm betroffen ist. Es ist nicht der einzige Bezirk, auch mit dem 23., 22., 14. und 16. Bezirk können wir einige aufzählen. Diejenigen Mandatare wie Kollege VALENTIN, die tagtäglich die Beschwerde-E-Mails von den fluglärmgeschädigten Menschen in diesen Bezirken bekommen, wissen, dass dieses Problem keineswegs ein von der FPÖ oder von den GRÜNEN, die sich auch um dieses Thema kümmern, herbeigeredetes ist, sondern dass es dieses Thema gibt und dass es eminent ist. 

Die Fluglärmbelastungen werden in den nächsten Jahren sicher nicht geringer werden. Wenn man sich die Wirtschaftsseiten anschaut: Dort schreibt der Flughafen, was er alles vorhat und um wie viel Prozent die Passagierzahlen jedes Jahr gesteigert werden. Da werden also solche Jubelmeldungen verbreitet. Ein paar Seiten vorher, in den Lokalteilen oder im Wien-Teil, schreibt dann Kollege VALENTIN oder ein anderer SPÖ-Mandatar, dass der Fluglärm in Wien weniger wird. Das Ganze passt natürlich nicht zusammen: Auf der einen Seite die Beschwichtigungshofräte und auf der anderen Seite ein Flughafen, der Geschäft machen will. 

Geschäft machen will natürlich auch die Stadt Wien durch ihren 20-Prozent-Anteil am Flughafen. Daher ist die Stadt Wien natürlich in einer zwiespältigen Situation, und ich verstehe das aus der Sicht der SPÖ. Aus der Sicht der Bürger kann ich diese Ansicht, dass die Einnahmen aus dem Anteil am Flughafen wichtiger als die Gesundheit der Bevölkerung sind, natürlich nicht teilen. 

Es sind zumindest 300 000 Bewohner in Wien vom Fluglärm betroffen, vom Fluglärm geschädigt, und es gäbe - das wird auf anderen Flughäfen international schon seit Langem praktiziert - Maßnahmen, die diese Fluglärmbelastungen reduzieren könnten. Diese Möglichkeiten liegen auf dem Tisch. Das ist der gekurvte Anflug, teilweise auch der gekurvte Abflug, der ja zum Teil schon praktiziert wird, aber auch nicht in allen Bereichen der Stadt Wien. 

Dieser gekurvte Anflug wird, obwohl international schon sehr oft üblich, aus unerfindlichen Gründen vom Flughafen in nächster Zeit nicht in Betracht gezogen und von der SPÖ auch nicht mit Nachdruck verfolgt, obwohl durch diesen gekurvten Anflug und durch andere Maßnahmen massive Erleichterungen bei den Fluglärmbelastungen für die Bevölkerung möglich wären. 

Wir wollen dieses Thema nicht ruhen lassen, auch wenn dann wieder die Beschwichtigungshofräte des Rathauses hinausgeschickt werden und uns erzählen, wie gut und wie toll alles ist und wie das Mediationsverfahren gefruchtet hat. Diese Argumentation geht ins Leere, sonst würden sich nicht die Beschwerden über den Fluglärm jeden Tag steigern. 

Der Antrag liegt Ihnen vor. Ich möchte nur kurz den Antrag selbst und die Begründung vorlesen:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass am Flughafen Schwechat umgehend die Voraussetzungen für den gekurvten Anflug geschaffen und angewendet werden, damit eine Deckelung der Flugbewegungen über der Bundeshauptstadt und eine deutliche Fluglärmminderung endlich Platz greifen werden. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung."

Worüber wir uns auch noch in nächster Zukunft unterhalten sollten - ich weiß, es gibt die Bereitschaft dazu nicht, weder von der SPÖ noch von der ÖVP, die ja in Niederösterreich am Ruder ist, und dort bezieht Lhptm Pröll Einnahmen aus den Dividenden des Flughafens -, ist ein zweiter Flughafen im Raum Wien. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht wirklich!) Andere Großstädte haben ihre Aufgaben hier schon längst erledigt. 

Denn wenn sich der Flugverkehr und das Passagieraufkommen jedes Jahr um, jetzt angenommen, 10 Prozent steigert, werden sich auch die Fluglärmbelastungen, wenn nicht der gekurvte Anflug endlich eingeführt wird, jedes Jahr deutlich steigern. Darum sollten wir uns mit den Ländern Niederösterreich und Burgenland zusammensetzen und verständigen, um Gespräche darüber zu führen, ob das sinnvoll ist und wo ein möglicher Standort für einen zweiten Flughafen gefunden werden kann. 

Meine Damen und Herren! Ich ersuche Sie um Unterstützung dieses Antrages im Interesse der fluglärmgeschädigten Bevölkerung. Dem Tagesordnungspunkt werden wir, wie schon vorhin gesagt, zustimmen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. (GR Christian Oxonitsch: O ja! Der Erich!)
Herr Kollege Valentin hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte. (GRin Mag Marie Ringler, in Richtung GR Erich Valentin: Sind Sie Hofrat?)
GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg: Ich denke mir, wir sind uns in dem Punkt einig, dass jeder Bürger und jede Bürgerin der Stadt, die unter einer Lärmbelastung leidet, die sich von einer Lärmbelastung belästigt fühlt, dass man damit sorgfältig umzugehen hat und dass man so weit wie möglich und mit Einsatz aller Kräfte versuchen muss, diese Belästigung hintanzuhalten. Das ist unwidersprochen, und ich denke mir, dieser theoretische Ansatz eint alle Fraktionen dieses Hauses. 

Was natürlich eine Grundvoraussetzung für eine sinnvolle, eine objektive und damit zielorientierte Beschäftigung mit der Frage ist, ist eine Analyse. Und da trennen uns Welten! Es trennen uns deshalb Welten, weil all das, was die Kollegen Mahdalik, Madejski und Freunde in dem Antrag vorbringen, eben überhaupt nicht von der Realität beeinflusst ist, überhaupt nichts damit zu tun hat, was die tatsächlichen Zahlen sind, was die Lärmmessungen betrifft, sodass Schlussfolgerungen gezogen werden, die nichts mit der Gesetzeslage zu tun haben, und Ähnliches mehr. 

Gehen wir den Antrag einmal chronologisch durch. 

Es ist falsch, dass die Flugbewegungen über Wien im letzten Jahr zugenommen haben. Es ist falsch, dass über die Hauptanfluglinie mehr geflogen worden ist. Richtig ist vielmehr, dass durch die prozentuelle Reduzierung der absolute Wert gleich gehalten werden konnte. – Punkt 1. 

Punkt 2: Es ist falsch, dass die objektiv gemessenen Lärmdaten gestiegen sind. Sie sind deshalb nicht gestiegen, weil vor allem durch eine Modernisierung des Flottenparks der Austrian Airlines teilweise Flugzeuge eingesetzt werden, die halb so laut sind wie die Vorgängermodelle. Das heißt, von den Lärmmessungen her ist es klar und deutlich, dass dank der Anstrengungen in den Verhandlungen und dank einer Modernisierung die Lärmbelastung nachweislich bei Messungen nicht zugenommen hat. Was in dem Antrag auch nicht stimmt, es sei denn, der Begriff Europa lässt sich auf den Flughafen von Alaska reduzieren, ist, dass das von Ihnen gewünschte Anflugsverfahren ein Standardanflugsverfahren ist, das in Europa geflogen wird. Das ist nun einmal falsch. Ich habe mir gerade wenige Minuten vor meinem Debattenbeitrag von der Austro Control noch einmal das letzte internationale Update geben lassen. Es ist unrichtig. Der Kurvenanflug, den Sie fordern, ist gerade in Erprobung. Es gibt einen Teil der Maschinen, die Wien anfliegen, die die technischen Voraussetzungen haben, aber es ist kein Anflug, der ein Standardsicherheitsanflug ist, und er wird in Europa auch nicht standardmäßig geflogen. Wenn er in Europa nicht standardmäßig geflogen wird, bedeutet das, dass man auch kein Flugzeug seitens eines Controllers auf einen derartigen Kurs zwingen kann. 

Es ist falsch, dass der Flughafen bestimmt, wo die Flugzeuge fliegen. Das macht noch immer eine Bundesbehörde. Das ist geregelt, das macht die Austro Control. Auch deshalb stimmt es nicht, was Sie hier fordern. 

Meine Damen und Herren! Sie können sicher sein, dass viele Politikerinnen und Politiker aus diesem Haus und noch viel mehr Politikerinnen und Politiker aus den betroffenen Bezirken massiv darum bemüht sind, im Zuge von Verhandlungen – und das ist das, was wir können, zivilrechtliche Verhandlungen anzustreben – die Fluglärmbelästigung in Wien zu reduzieren. 

Ich darf einen sehr unverdächtigen Zeugen aufrufen, nämlich den Verkehrsclub Österreich, der erfreulicherweise mit Jahresbeginn eine Lärmstudie veröffentlicht hat, die in Wirklichkeit und auch tatsächlich in der Presse erfreulich viel Breite gefunden hat. Da wird ausgeführt, dass zirka 250 000 Menschen in Wien sich von Verkehrslärm belästigt fühlen. Es wird ausgeführt, dass 180 000 Menschen sich über Eisenbahnlärm beschweren, und es wird genauso ausgeführt, dass 13 000 Menschen – 13 000 zum Nachschreiben und Nachlesen – angeben, dass sie sich durch Fluglärm belästigt fühlen. 

Ich sage das nicht, um das Problem kleinzureden, sondern ich sage es deshalb, weil ich glaube, dass dieses Problem im hohen Maße nicht geeignet ist, politisches Kleingeld zu wechseln. Man tut über Parteigrenzen hinweg – es sind auch Politikerinnen und Politiker aus anderen Parteien unterwegs, die ernsthaft verhandeln, um die Belästigungen zu reduzieren – diesen Menschen, diesen Politikerinnen und Politikern Unrecht, und es hilft auch der Bevölkerung nichts, wenn man mit Anträgen das subjektive Bewusstsein und den subjektiven Eindruck verstärkt, dass so etwas möglich ist und dass die restlichen Problembereiche so leicht zu beseitigen wären. 

Tatsächlich ist es so, dass wir sehr massiv darauf hoffen und bauen und auch die Ergebnisse danach aussehen und es auch nachweislich so ist, dass durch eine Modernisierung der Flugzeugflotte der Airlines, die den Flughafen Wien-Schwechat ansteuern, hier relevante Lärmverbesserungen erzielt werden. Und da noch ein letzter Wert: Der Flughafen ist seit 1978 verpflichtet, die 66 dB-Zone zu messen und einem Monitoringprozess zu unterwerfen. Das ist übrigens der Zeitraum, seit dem es die zweite Piste in Wien gibt, und seit dem ist die Zone um 70 Prozent gesunken, sie hat sich um 70 Prozent in der Fläche reduziert. 

Das sagt noch lange nicht, dass wir am Ende der Fahnenstange der Entwicklungen sind, aber es zeigt deutlich, dass der Weg in Richtung einer Reduzierung des Fluglärms geht. Nichtsdestoweniger ist festzustellen, dass die Betroffenen, dieser Teil von Wienerinnen und Wienern, sich für sie subjektiv berechtigt eine Veränderung der Situation wünschen, an welcher wir selbstverständlich im Zuge von Verhandlungen arbeiten. 

Letzte Bemerkung, meine Damen und Herren – und das ist auch als Aufruf zu verstehen –: Die meisten der Bürgerinitiativen, die es in Wien gibt, sind im Dialogforum, einem Diskussions- und Beratungsgremium, integriert. Die Betroffenen wissen um die Komplexität der Frage, und Sie können sicher sein, dass wir uns bezüglich des von Ihnen gewünschten Anfluges, der Wien sicherlich Entlastung bringt – das unterschreibe ich Ihnen; besonders dann, wenn es die dritte Piste gibt, die Voraussetzung ist, wie Sie auch wissen, laut unseren Verträgen –, auch wünschen würden, dass der möglichst schnell in Europa eingeführt wird. Alleine das ist nicht eine Frage des Flughafens, es ist nicht eine Frage Österreichs, sondern es ist eine Frage der internationalen Behörden. Lassen wir es aus Sicherheitsgründen dort, wo es sicher und auch sinnvoll geparkt ist, und befleißigen wir uns wieder, denke ich mir, in dieser Frage einer Diskussion, die auf Basis von Facts, von Realitäten geführt werden kann und nicht bloß das fordert, was man sich gerade wünscht. Das ist zwar legitim, aber in der Politik muss man durchaus auch einsehen können, dass manchmal die realen Rahmenbedingungen halt ein bisschen anders sind, als wir es uns zusammen wünschen würden. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, lade ich Sie ein, konstruktiv mitzuwirken. Sie sind in diesen Minuten für den 23. April wieder eingeladen worden für die nächste Beratungsrunde der Wiener Stadtkonferenz, wo wir auch diese Fragen ständig beraten und wo wir in der Tat auch schon sehr, sehr viele Erfolge verzeichnen konnten. 

In diesem Sinne Einladung zu einem konstruktiven Gespräch, damit am Ende des Tages immer weniger Wienerinnen und Wiener sagen werden, wir sind vom Fluglärm betroffen. – Danke! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist jetzt niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zum Antrag des Kollegen Mahdalik und der vorangegangenen Diskussion möchte ich noch festhalten, dass selbstverständlich von Seiten der Stadt Wien alle Maßnahmen ergriffen werden - Kollege Valentin hat in seinem Beitrag auch darauf hingewiesen -, dass allfällige Beeinträchtigungen der Wohnbevölkerung durch Fluglärm reduziert werden, gleichzeitig aber auch darauf geachtet werden muss, den Wirtschaftsstandort Wien nicht zu gefährden, weil die Nähe zum Flughafen – und das ist in allen Unternehmensbefragungen auch immer wieder zum Ausdruck gekommen – auch einer der Gründe ist, weshalb sich Unternehmen in Wien ansiedeln. Und ich ersuche auch dies in Ihre Überlegungen mit einzubeziehen. 

Zum Antrag selbst möchte ich noch erwähnen, dass es sich eigentlich um eine routinemäßige Bearbeitung im Rahmen des Zehnjahresprogramms handelt. Es werden bestandsorientierte Widmungen beziehungsweise geringfügige Abänderungen zur Rechtslage vorgeschlagen. 

Ein wesentlicher Punkt ist, dass für den Bereich der Siedlung Hermeswiese die Bestimmungen für die gartenseitige Wohnraumerweiterungen überarbeitet wurden. 

Ich ersuche nochmals um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 40 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir können auch gleich den Beschlussantrag der Freiheitlichen abstimmen betreffend fluglärmmindernde Maßnahmen in Wien. Die sofortige Abstimmung ist beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt die Postnummer 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Filmarchiv Austria. Der Berichterstatter, Herr GR Woller, leitet ein.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Schreuder hat sich zu Wort gemeldet.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Gleich vorab – wir besprechen ja jetzt den Akt des Filmarchivs –, wir werden dem zustimmen. Heute Vormittag in der mündlichen Anfrage meiner Kollegen Sabine Gretner an den Herrn Bürgermeister haben wir ja bereits über den Augartenspitz gesprochen. Im Augartenspitz geht es um den Vorschlag vom Filmarchiv gemeinsam mit der Viennale, ein Kino zu errichten, ein Filmkulturzentrum zu errichten, und dieser Vorschlag widerspricht bekanntlich dem vorgeschlagenen Projekt der Wiener Sängerknaben, dort einen Konzertsaal zu errichten. Jetzt sprechen wir in Wahrheit über eine der allerwichtigsten kulturpolitischen Entscheidungen, die in Wien wahrscheinlich in diesem Jahr passieren wird. 

Ja, das Grundstück gehört dem Bund und nicht der Stadt Wien. Der Bund hat hier eine wesentliche Entscheidungsgewalt, was da zu errichten ist. Aber wir haben bis dato keine kulturpolitische Debatte in Wien darüber, was am Augartenspitz eigentlich sein soll, was wir uns dort wünschen. Was aus kulturpolitischer Sicht, aus regionaler Sicht, aus der Sicht des 2. Bezirkes? Was wollen wir dort? Es könnte doch auch Endergebnis einer Debatte sein, dass wir dort Grünflächen wollen, aber wir haben keine Debatte darüber geführt, und diese Debatte ist dringend notwendig. 

Jetzt wissen wir – na klar –, das Projekt der Wiener Sängerknaben eines Konzertsaals ist ausfinanziert, kostet die Stadt Wien nichts. Das ist natürlich ein Vorteil gegenüber anderen Projekten, wo man wahrscheinlich an die Stadt Wien herantreten würde mit der Bitte, so etwas zu finanzieren. Also aus finanzpolitischer Sicht kann ich das ja verstehen, dass man sagt: Machen wir einen Konzertsaal. Kostet uns nichts. Passt! 

Aber was bedeutet das für die Anrainer und Anrainerinnen beispielsweise, wenn ein Konzertsaal der Sängerknaben dort errichtet wird? Vermutlich werden Autobusse hinfahren, so ähnlich, wie es zu Musical-Bühnen ja durchaus üblich ist – die Sängerknaben haben nun mal auch einen touristischen Wert, keine Frage –, es hat allerdings für die Anrainer und Anrainerinnen wohl zur Folge, dass ein massives Verkehrsaufkommen dort ist. Ob die Anrainer und Anrainerinnen das wollen oder was die Anrainer und Anrainerinnen im 2. Bezirk wollen, das ist in diesem ganzen Prozess nie diskutiert worden, die wurden bislang nicht eingeladen, sie durften sich nicht einbringen. 

Tatsache ist auch – und jetzt komme ich auch noch einmal zum Filmkulturzentrum –, dass der 2. Bezirk einmal das Filmzentrum Wiens war. Derzeitiger Stand im 2. Bezirk: keine Kinositze, keine Kinos, keine Nahversorgung. Das heißt, wir könnten sehr wohl ernsthaft darüber diskutieren, wie eine kinopolitische Nahversorgung für den 2. Bezirk über die Bühne geht. Es würde sicherlich bedeuten, dass das Stadtkino am Schwarzenbergplatz zusperren müsste. Die Frage stellt sich, und das ist eine kulturpolitisch ganz relevante Frage: Will man, dass der Schwarzenbergplatz bleibt oder nicht? Aber diese politische Debatte haben wir nicht geführt. 

Der Herr Bürgermeister lässt uns über die "Krone" ausrichten: Es werden die Sängerknaben. Aus. Ohne mit den AnrainerInnen gesprochen zu haben, ohne dass die Kulturpolitiker und ‑politikerinnen gefragt worden sind, wie sie die wichtigste Entscheidung sehen, die in Wien in diesem Jahr ansteht. Und das halte ich für hoch problematisch. 

In diesem Sinne hoffe ich, dass es ein BürgerInnenbeteiligungsverfahren gibt, bevor irgendeine Baugenehmigung erteilt wird, dass wir ganz ernsthaft darüber diskutieren können, was für die Stadt Wien, was für den 2. Bezirk an diesem Standort das Gescheiteste ist, bevor wir einen Konzertsaal für die Sängerknaben bauen. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Ing Mag Dworak, bitte schön.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Sein oder Nichtsein, das ist hier die Frage, spricht Hamlet, Prinz von Dänemark, in der gleichnamigen Tragödie von William Shakespeare im 3. Akt. Kann es sein, dass ein privat voll ausfinanziertes Projekt, nämlich der Konzerthallenbau für die Wiener Sängerknaben, im Augarten gebaut wird? Darf es andererseits nicht sein, dass ein nicht finanziertes, vor Kurzem aufgetauchtes, von der öffentlichen Hand notwendig zu finanzierendes Projekt nicht gebaut wird? Das frage ich mich. 

Ausnahmsweise muss ich Bgm Michael Häupl recht geben, dass das Projekt für das Filmarchiv Austria nicht gebaut wird und er den vollfinanzierten Konzertsaalbau unterstützen will. Am 8. März, also reichlich spät, wurde, nachdem die Einreichunterlagen für den Konzertsaalneubau bereits fertig waren, vom Filmarchivleiter Ernst Kieninger und Viennale-Direktor Hans Hurch, in letzter Minute sozusagen, ein Modell eines Neubauprojekts für ein Kino mit zwei Sälen von maximal 250 Plätzen präsentiert. Der von den Architekten Delugan, Meissl Associated Architects vorgelegte Entwurf für ein Filmkulturzentrum an dieser Stelle ist architektonisch sehr ambitioniert. Das generelle Problem besteht jedoch, dass entweder nur das eine Projekt oder nur das andere Projekt am gleichen Standort voraussichtlich verwirklicht werden kann. 

Viennale-Leiter Hans Hurch, der schon im Dezember für die Sanierung des Gartenbaukinos 5 Millionen EUR gefordert hatte und meiner Kenntnis nach kein Konzept für ein neues Gartenbaukino vorgelegt hat, scheint mir ein Leiter zu sein, der gerne mit ungedeckten, nämlich mit nicht abgesprochenen und nicht finanzierten Projekten an die Öffentlichkeit tritt. Nur, ein Kino, nämlich das Stadtkino im 3. Bezirk, zuzusperren und dafür ein neues Kino zu errichten, erscheint mir doch zu wenig. Für mich ist das ein Konzept ohne Inhalt, und ich denke hier an Marco Schreuder, der genau so ein Kinokonzept gefordert hat. Hier gibt es kein Konzept von Hans Hurch. 

An dieser Stelle möchte ich auf ein interessantes Phänomen hinweisen. Die gesamte Kinoförderung für die privaten Kinos macht 300 000 EUR aus. Allein für das neue Kino Filmarchiv Augarten würde man zur Finanzierung des Baues, ohne genau kalkuliert zu haben, 6 Millionen EUR benötigen und für die jährlichen Betriebskosten 600 000 EUR ausgeben müssen. (GR Marco Schreuder: Aber das wird immerhin vom Bund finanziert!) Das sagt ja nichts, aber die Frage ist trotzdem, dass man es finanzieren muss. 

Spannend habe ich auch eine Äußerung der neuen SPÖ-Bildungs- und Kulturministerin Claudia Schmied gefunden, die eine neue Steuer auf Filme, die außerhalb der EU gedreht werden, einführen will. Gerade die Wiener Kinoförderung sieht eine höhere Förderung für diese Filme vor, nämlich bei der Programmförderung beziehungsweise beim Punktesystem. Übrigens ist diese Steueridee nicht EU-konform und ließe sich daher nur unter der Kategorie Schnapsideen einreihen.

Nun zurück zur Konzerthalle der Wiener Sängerknaben. Die von der POK Pühringer Privatstiftung von Peter Püringer zur Verfügung gestellten 11,5 Millionen EUR sind sicher ausreichend, um ein architektonisch anspruchsvolles und interessantes Projekt am Augartenspitz zu errichten. 

Ich habe mir das natürlich schon vorher überlegt. Das Projekt, wie es derzeit vorliegt, ist natürlich nicht das Optimum. Die Einreichpläne sollten durchaus überarbeitet werden. Gestern am Nachmittag ist die Meldung gekommen, dass sie auch überarbeitet werden, und ich bin sehr froh darüber. Es sollte natürlich auch das Projekt mit den Bewohnerinnen und Bewohnern der Umgebung diskutiert werden. Das wird ja bekanntlich der Fall sein. Die Bürgerversammlung ist für den 7. Mai einberufen, und ich glaube natürlich auch nicht, dass die Wiener Sängerknaben 365 Tage im Jahr diesen Konzertsaal nutzen werden, und die Bürgerversammlung, die Bezirksvorsteher Gerhard Kubik einberufen hat, ist sicherlich ein guter Ansatzpunkt. 

Die Wiener Sängerknaben sind eine weit über die Grenzen Österreichs hinaus wichtige Kultureinrichtung. Die Wiener Bevölkerung ist stolz darauf, dass wir diese Einrichtung haben. Mit ganzem Einsatz soll sich die Stadt Wien für den Erhalt und den Ausbau der Institution Wiener Sängerknaben einsetzen, und dazu gehört auch der Neubau des Konzertsaals am Augartenspitz.

Dem Antrag der Subvention des Filmarchivs Austria über 87 000 EUR werden wir natürlich zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Auf meiner Liste weiter der Herr GR Dipl-Ing – Gretner? Die Frau GRin Gretner. Entschuldigung! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Das ist schon zum zweiten Mal heute, dass ich irgendwie falsch angesprochen werde. Also wie man sieht, ist das nicht der Herr Diplomingenieur, sondern die Frau. Das gibt es auch. (Neuerliche Heiterkeit und Beifall bei den Grünen.)

Ich finde diese Debatte ganz interessant. Kulturpolitik ist ja nicht so ganz mein Spezialgebiet, aber anscheinend wird man total bescheiden, wenn man in der Kultur tätig ist. Bitte, wieso kann es eigentlich nicht das eine und das andere geben, nicht alles an diesem Ort? Wieso schreien immer gleich alle anderen auf: Wieso bekommen die Geld und wir nicht? Wir sind deshalb dagegen! (GR Mag Wolfgang Jung: Weil sie was ändern wollen!) Die mögen das ändern wollen, aber wenn man sich anschaut, wie viel in anderen Ressorts ausgegeben wird, ohne mit der Wimper zu zucken, wo nie hinterfragt wird, zu welchem Zweck das Ganze gut ist. Also ich glaube, man sollte sich da vielleicht einmal, bitte schön, bewusst werden, wie wichtig die Kultur für die Menschen in der Stadt ist. 

Zu dem Projekt noch. Marco Schreuder hat eben einiges gesagt. Ich finde es erschreckend, dass jetzt in der Debatte die Reaktion der Sängerknaben ist: Okay, wir überarbeiten die Fassade. Das ist ganz typisch, das hat auch die Hochhausdebatte schon gezeigt. Es geht immer allen nur um die Ästhetik. Die glauben, das Problem ist das Ästhetische. Es ist nicht die Ästhetik dieses Gebäudes, sondern es ist die Nutzung, die dort im Konflikt steht mit anderen Nutzungen. Genau darum geht die Debatte, und es geht nicht darum, jetzt die Fassade zu überarbeiten, damit das weniger schräg ausschaut. Das wird 
überhaupt nichts ändern, und das wird auch die Leute, die sich dort engagieren, nicht beruhigen. 

Und insofern auch an den Bürgermeister, der heute gesagt hat, er garantiert, dass das Leitbild erarbeitet wird, ist aber trotzdem für das Sängerknaben-Projekt. Also das ist zu wenig. Es müssen die Bürgerinnen und Bürger und die Institutionen vor Ort vor der Entscheidung zusammengebracht werden, und wir werden gemeinsam mit den Leuten, die sich dort engagieren, alles dazu tun, dass das sichergestellt ist. – Danke. (Beifall bei den Grünen.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Stefan, bitte zum Rednerpult. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Freiheitlichen haben hier eine klare Stellungnahme abgegeben, und ich möchte sie auch hier präsentieren. Wir sind eindeutig dafür, dass dieses Projekt eines Konzertsaales für die Wiener Sängerknaben realisiert wird. Die Vorteile liegen so eindeutig auf der Hand, dass es für uns sicherlich die beste Lösung ist. Erstens einmal ist das, wie schon mitgeteilt wurde, ausfinanziert, das heißt, es kostet die öffentliche Hand nichts, im Flächenwidmungsplan ist es bereits als bebaubare Fläche ausgewiesen, also es muss hier keine Umwidmung stattfinden, und die Gesangsausbildung der Sängerknaben benötigt halt nun einmal einen Saal, und es wäre nicht sinnvoll, die Kinder - wahrscheinlich täglich - durch die ganze Stadt zu führen. Also all das spricht eindeutig dafür, dass man dieses Projekt realisiert. Auch dass die Sängerknaben eine ganz wesentliche Institution für die Stadt Wien und auch für ihren Ruf als Musikstadt sind, ist wohl klar, und auch das spricht dafür, dass man daher diese Priorität setzen sollte.

Wir haben daher dem Vorschlag, hier einen Filmkulturzentrum zu errichten, nichts abzugewinnen und sind dafür, dass eben, wie gesagt, dieses Projekt der Konzerthalle realisiert wird. Sollten da irgendwelche anderen Hintergründe dahinterstehen, warum man das ablehnt, dann sollte man sie auf den Tisch legen. Sollte das etwa eine kulturpolitische Ablehnung der Institution Sängerknaben sein, dann kann man das auch sagen. Sollte es wirklich nur um die Einbeziehung der Bevölkerung in ein Bauprojekt gehen, ist das auch verständlich, und es wäre nicht erforderlich, hier eine große Diskussion abzuführen. Das ist eine Selbstverständlichkeit, dafür sind wir natürlich auch. Aber wie gesagt, das Projekt Konzerthalle für die Sängerknaben unterstützen wir. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dr Vitouch. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte Sie an einen Österreicher, oder eigentlich an einen Amerikaner österreichischer Abstammung mit dem Namen Frederik Austerlitz erinnern. Sie kennen ihn unter einem anderen Namen besser. Er hat vor zirka 75 Jahren bei einem Vorsprechen in Hollywood folgende Kritik bekommen: „Can't sing, can't act, is slightly balding, but can dance a little." Übersetzt: Er kann nicht singen, er kann nicht spielen, er hat eine leichte Glatze, aber er kann ein bisserl tanzen. Es handelt sich um Fred Astaire. 

Und so ähnlich kommt mir die Aussage eines grünen Bezirksrates vor, dem zu den Wiener Sängerknaben nichts anderes einfällt als Buben im Matrosenanzug, die ein bisserl singen. In Analogie könnte man dann vielleicht die Wiener Philharmoniker Pinguine im Frack, die ein bisserl musizieren, nennen. 

Ich bin, ehrlich gesagt, ein bisschen erstaunt und angewidert von so einem Kultur-Pashing, wie man das heutzutage nennt, denn immerhin verdankt Wien seine Spitzenstellung in Sachen Kultur auch seiner Tradition. Das kann ich auch immer wieder als Vorsitzende der Europakommission und als Mitglied der Tourismuskommission im Ausland feststellen. 

Ich denke, dass es uns sehr gut anstehen würde, Innovation und Erneuerung nicht mit Zeitgeist zu verwechseln. Wir beten nicht die Asche an, aber wir sind auch nicht bereit, alles Traditionelle für ein Strohfeuer in Schutt und Asche zu legen. Auch die künstlerische Freiheit endet immer dort, wo die Freiheit des anderen beschnitten wird, und da sind wir schon beim Augarten mit einer Widmung und zwei Projekten. Im Übrigen hat die Zustimmung zum Projekt Sängerknaben der Herr Burghauptmann Beer in „Treffpunkt Kultur" kundgetan, nur, um das auch einmal klarzulegen. 

Sie wissen ja alle – und der Herr Bürgermeister hat das ja heute in der Fragestunde schon erwähnt –, dass die der Republik Österreich gehörende Fläche des Augartens, der so genannte Augartenspitz, nur ein Teilbereich der bebaubaren Fläche dieses Parkschutzgebietes ist. Es geht um ziemlich genau 1 200 m², das sind 6 Prozent von den 30 Prozent bebaubarer Fläche, 24 Prozent sind bereits verbaut mit denkmalgeschützten Gebäuden, und auch das Filmarchiv befindet sich dort seit Oktober 1997. Ursprünglich sollte eine Musikschule hinein. Es war damals auch ein Projekt eines Kinosaals mit 200 Plätzen angedacht, das hat aber nichts mit dem jetzigen Projekt zu tun. 

Aber das alles ist eine Bundeseinrichtung. Die Fläche ist seit fünf Jahren gewidmet. Das Filmarchiv und der Bund hatten fünf Jahre Zeit, sich offensiv um eine Finanzierung oder vielleicht auch Sponsorengelder zu kümmern, und es ist einfach nichts geschehen. Nebenbei bemerkt, nur was Kinosäle und die Versorgung des Bezirks mit Kinos betrifft: In der Lassallestraße steht ein Multiplex mit neun Sälen leer. Das nur am Rande. Ich würde auch ungern im 3. Bezirk das Stadtkino einfach schließen. 

Die Kosten für das geplante Filmzentrum wurden bereits erwähnt. Das sind knapp 9 Millionen EUR. Dazu kämen noch 500 000 EUR jährlich an Betriebskosten, die wohl die Stadt würde zahlen sollen. Und wenn man jetzt ins Kalkül zieht, dass das Filmarchiv Austria wie auch das Österreichische Filmmuseum – man hört es ja schon an der Namensgebung – Bundeseinrichtungen mit geringer Länderbeteiligung sind, was sich auch in der Dotation ablesen lässt, also Bundessubvention 1 250 000 für das Filmarchiv, dazu kriegen sie noch einen relativ billigen Standort und ein Lager in Niederösterreich, die Stadt Wien steuert in Summe 196 000 EUR bei, das sind der Betrieb Metrokino, Sommerkino. 

Beim Filmmuseum ist es anders, denn da hat sich der Bund total abgemeldet, sodass Wien ab 2001 eine um 400 Prozent erhöhte Subvention gegeben hat, um den Betrieb sicherzustellen. Also Bundessubvention sind 370 000, Stadt Wien 509 000, und für den Umbau 2003 bis 2007 im Zuge des Albertina-Baus haben der Bund 400 000 und Wien 750 000 gegeben. 

Wien hat in dem Fall Filmmuseum ausnahmsweise die Ausfälle des Bundes kompensiert. Aber auch das Filmmuseum bräuchte noch ein Depot – Kostenpunkt zirka 5 Millionen EUR – und Variantenstandorte sind in Diskussion. 

Zurück zum Augarten, weil ich ja auch schon vom Sommerkino geredet habe. Was wollen die Anrainer? Was will der Bezirk? Das ist auch für uns die oberste Prämisse, und da muss man sagen, die Anrainer wünschen sich einen zusätzlichen Eingang in den Park. Das ist bei beiden Projekten nicht vorgesehen und scheitert an der Zustimmung der Bundesgärten. Technisch wäre es möglich, durch Baumschule und Porzellanmanufaktur zu kommen, aber wie gesagt, das war bis jetzt nicht erwünscht. Die Anrainer haben Angst vor einem zusätzlichen Verkehrsaufkommen, sie haben Angst vor Lärm. Das war eben der Grund, dass schon vor Jahren im Zuge des Sommerkinos, wo es immer wieder Beschwerden über Belästigungen gibt, weil man das sozusagen im Originalton mithört, dass schon Ende der 90er Jahre die Idee eines Kinosaals für 200 Personen aufgekommen ist. Das ist aber, wie gesagt, an der Finanzierung gescheitert. Der Bund hat sich da nicht bereit erklärt, er hat zwar eine Studie erstellt, aber weiter nichts getan. 

Ich komme zu den Aktivitäten der Stadt Wien als Kinostandort, weil uns ja vorgeworfen wird, wir hätten da kein Konzept. Wir haben eine ganz gezielte Strategie zur Erhaltung der Spielstätten und zum Ausbau des inhaltlichen Angebots. Es ist in den letzten Jahren besonderer Wert auf die Infrastrukturerhaltung und Projektförderungen gelegt worden, zum Beispiel, zusätzlich zum Filmmuseum und zum Filmarchiv, die Kinos Gartenbau, Stadtkino, Metrokino, diverse Sommerkinos, an Festivals die Viennale, „Identities" und andere Festivals, die Jungfilmförderung, die Wiener Kinoförderung und natürlich auch die 8 Millionen für den Filmfonds Wien. Also insgesamt fördert die Stadt Wien film- und kinorelevante Maßnahmen mit 12 Millionen EUR. Und da ist nicht einmal die Bausubvention des Filmmuseums dabei. 

Im Augarten kann ich ankündigen, dass bereits am 20. April ein erstes Gespräch für die Entwicklung eines Leitbildes stattfinden wird. Unter quasi Federführung der MA 21 treffen sich da Grundeigentümer und Verwaltungen. Das sind die Bundesgärten, das Bundesdenkmalamt, die Burghauptmannschaft, natürlich die Bezirke 2 und 20, das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, Initiative Aktionsradius Augarten, Verein Freunde des Augartens, die Gebietsbetreuungen vom Karmeliterviertel, Leopoldstadt, Brigittenau, der Lauder Chabad Campus, das Kuratorium der Wiener Pensionistenheime, das Atelier Augarten, die Porzellanmanufaktur und natürlich Filmarchiv, Wiener Sängerknaben, vor allem aber auch die Mieter. Es wird alleine 20 Gespräche geben mit Mietern, Passanten, also Anrainerbefragungen.

Ich möchte eigentlich abschließend nur festhalten: Die Flächenwidmung wurde nie geändert. Wer die Fläche nützt, entscheidet letztendlich der Bund. Und Wien kann nicht immer die gute zwölfte Fee spielen, wenn die 13., der Bund, ihren Aufgaben nicht nachkommt. Wir haben aber doch berechtigte Hoffnung, dass sich das in Zukunft, vielleicht auch mit der neuen Frau Ministerin, zum Besseren ändern wird. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können gleich die Post 37 abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zur Post 28. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien. Herr GR Peko Baxant wird einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Er hat sich mit Sichtkontakt streichen lassen. Wir können somit gleich abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 28 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Es gelangt die Post 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer Dreijahresvereinbarung mit dem Verein WochenKlausur. 

Hier wird Frau GRin Kathi Schinner einleiten. 

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort wäre wieder Herr GR Mag Stefan gemeldet. Diese Wortmeldung ist aufrecht. – Bitte schön. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht um eine Subvention an den Verein WochenKlausur. Eine Dreijahresvereinbarung soll abgeschlossen werden, maximal 20 000 EUR pro Jahr, also keine große Sache. Dennoch möchte ich hier dazu Stellung nehmen, weshalb wir diesen Akt ablehnen. 

Der Verein definiert sich so, dass er konkrete Vorschläge zur Verringerung gesellschaftspolitischer Defizite ausarbeiten möchte, und er bündelt dann seine Energie in begrenzter Zeit drei bis fünf Wochen. Das klingt also schon einmal sehr bemüht. Es wird jetzt hier ein Budget erstellt, das aus meiner Sicht auch etwas gequält ausschaut, ein Budget für Vorträge wo etwa ein Posten die Durchführung von sechs Testvorträgen für didaktische Verbesserung ist. Kosten: 3 000 EUR. Das finde ich ja ganz witzig, dass da Testvorträge gemacht werden, und die Stadt Wien oder die Steuerzahler sollen es zahlen. Also das ist einmal schon sehr bemüht. 

Aber worum geht es dabei überhaupt inhaltlich? Die Stadt Wien hat festgestellt, dass es hier ganz neben dem Rathaus in der Felderstraße, am Felderhaus ein problematisches Denkmal gibt, nämlich den so genannten Wehrmann: ein Holzritter, in den Nägel eingeschlagen sind. Daneben steht auch noch ein Spruch, der heißt: „Der Wehrmann Wiens gemahne an die Zeit, da unerschöpflich wie des Krieges Leid die Liebe war und die Barmherzigkeit." Klingt an sich nicht so schlimm. Man könnte sagen, das ist sogar kritisch dem Krieg gegenüber, aber was wir nicht wissen: Dieser Spruch stammt von einem bösen Menschen, daher muss er also zumindest problematisiert werden.

Aber die Stadt Wien macht bereits Fortschritte. Der Wehrmann wird nicht sofort weggeräumt. Früher hätte man wahrscheinlich gesagt, das muss einfach weg, das gemahnt uns an irgendeine negative Vergangenheit, das muss weg. Nein, man stellt sich jetzt mittlerweile dem Ganzen und sagt, man muss das zumindest diskutieren. Und dazu stellt jetzt der Verein WochenKlausur fest: Es gibt so viel Problematisches in unserer Geschichte, und das ist – wie nennen Sie das so schön – ein beschämender Teil unserer Geschichte. Es geht nämlich darum, dass hier Geld gesammelt wurde, um den Ersten Weltkrieg zu finanzieren. 

Also ein Teil unserer beschämenden Geschichte ist es, dass so etwas aufgestellt wurde, und das ist jetzt genau das Thema der Denkmalstürmerei, die immer wieder auftritt. Heute schauen wir uns die Geschichte an. Mit dem moralisierenden Blickwinkel der heutigen Zeit sagen wir, was beschämend ist, was weg muss, was schlecht ist oder was schlecht war. Demnach ist eigentlich alles, was in der Geschichte passiert ist, würde ich sagen, beschämend, und wir können eigentlich auch auf die jüngste Vergangenheit jederzeit zurückblicken. Es ist sicherlich auch gestern irgendetwas Beschämendes in Österreich passiert, und vielleicht wird man uns irgendwann einmal für unser Verhalten der Umwelt gegenüber oder sonst was in einigen Jahren auch dermaßen verurteilen, wie das jetzt hier stattfindet. 

Also es ist ja nicht einmal die Zeit des Nationalsozialismus, die diesmal drankommt, sondern es ist die Zeit des Ersten Weltkrieges oder die Zeit danach, wo man derartige Denkmäler stehen hat lassen. Meiner Meinung nach ein ganz normales Relikt aus der Zeit, wie sie eben war. Jetzt hierfür Geld auszugeben, um das Ganze zu problematisieren und eben wiederum als beschämend, negativ und schlecht darzustellen, das ist eine Vorgangsweise, die wir regelmäßig ablehnen, und daher lehnen wir natürlich auch ab, dass man hierfür öffentliches Geld verwendet. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Daher ist die Debatte geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, noch ein paar Worte zu dieser Künstlergruppe WochenKlausur zu sagen, die sich mit Vorschlägen zur Verringerung gesellschaftspolitischer Defizite auseinandersetzt und für mich ein Beispiel dafür ist, wie weit die Stadt Wien den Kultur- und den Kunstbegriff sieht, wie hier auch kontroversiellere Künstlergruppen zum Zug kommen und wirklich die Möglichkeit besteht, dass Kunst und Kultur, wie sich in den Beiträgen zeigt, die WochenKlausur für dieses Jahr eingereicht hat, wirklich nicht an den Grenzen Wiens Halt macht, sondern auch sehr, sehr international aufgesetzt ist. 

Zu dem, was jetzt gesagt wurde und wenn man sich das Projekt des Wehrmanns in Eisen ansieht, dann denke ich, hier muss man schon die Geschichte kritisch beleuchten. (GR Mag. Wolfgang Jung: Ein Berichterstatter soll keinen Beitrag liefern! – GR Christian Oxonitsch: Das stimmt nicht! Schauen Sie sich die Geschäftsordnung an!) Ich glaube, es ist ein hervorragendes Beispiel, wie sich die Stadt Wien damit auseinandersetzt. Und wenn man sich die Person Ottokar Kernstock ansieht und bewusst macht, dann muss man ganz klar sagen, dass das ein unbestrittener Wegbereiter des Nationalsozialismus ist, der ein Hakenkreuzlied geschrieben hat. Ich darf daran erinnern, dass sogar vor ein paar Jahren nach einem Beschluss im Gemeinderat jener Platz, der nach dieser Person benannt war, umbenannt wurde. 

Ich glaube, dass es ganz, ganz wichtig ist, dass man sich mit dieser Geschichte auseinandersetzt, dass man an dieser Kriegspropaganda des Ersten Weltkrieges nicht vorbeischaut, auch im Hinblick darauf, dass dieser Platz ja schließlich der Eingang zur Wiener Art Deco sein wird. 

Durch den Verein WochenKlausur wird es wirklich gelingen, diese Vergangenheit ganz, ganz positiv aufzuarbeiten, draufzuzeigen und eine Sensibilität dafür zu erwecken, und ich glaube, jeder, der sich mit dieser Geschichte auseinandergesetzt hat, sieht auch, mit wie viel Sensibilität hier umgegangen wird und mit wie viel Sensibilität diese Veranstaltungen um dieses Thema von der WochenKlausur geplant werden. 

Mich wundert nicht, was vom Vorredner, einem führenden Vertreter einer deutsch-nationalen Burschenschaft, gesagt wurde.

Ich bitte in diesem Zusammenhang um Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung dieses Geschäftsstückes. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt mir nicht vor. 

Daher bitte ich jene Damen und Herren, die diesem Geschäftsstück ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle fest, dass dieses Geschäftsstück mit Unterstützung der ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN mehrstimmig angenommen wurde.

Es gelangt nun die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Jewish Welcome Service Vienna. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Was das Geschäftsstück an sich betrifft, die Subvention an das Jewish Welcome Service Vienna, so haben wir traditionell immer zugestimmt und werden das heuer auch tun. Ich möchte allerdings dieses Geschäftsstück zum Anlass nehmen, ein verwandtes Thema kurz anzuschneiden und einen Antrag in diesem Zusammenhang einzubringen. Es ist ein Thema, das wir neulich schon diskutiert haben, es ist ein Thema, über das wir von der FPÖ eine Pressekonferenz gemacht haben, es ist ein Thema, das uns am Herzen liegt, es ist der jüdische Friedhof Währing. 

Sie kennen alle unseren Standpunkt, was den erhaltenen Teil des jüdischen Friedhofes Währing betrifft, dass das für uns eine Schande ist, dass seit Jahrzehnten keine Renovierungsmaßnahmen gesetzt wurden. Es ist immerhin neben dem St Marxer Friedhof der einzige Biedermeier Friedhof Wiens. Wenn man sich anschaut, welche Touristenattraktionen Friedhöfe als Kulturdenkmäler in anderen Städten darstellen – ich denke da an Paris, ich denke an Prag, ich denke an St Petersburg, wo es zum fixen Tourismusprogramm gehört, diese alten erhaltenen Friedhöfe zu besichtigen –, dann ist es nicht nur eine Schande, sondern auch eine echte Kurzsichtigkeit. Es ist völlig unverständlich, wie man ein Kulturbudget so gewichten kann, dass man, sagen wir einmal, seit die SPÖ in Wien an der Macht ist nach dem Zweiten Weltkrieg, keinerlei Handlungen in diese Richtung setzt. 

Wenn man sich jetzt so ausredet, wie es ja neulich auch schon der Fall war, dass es das Washingtoner Abkommen gibt und dass nach diesem Washingtoner Abkommen die Bundesregierung verantwortlich ist für die Zahlung, dann kann ich dem auch nur hinzufügen, dass dieses Washingtoner Abkommen – ich habe das schon einmal gesagt – in Englisch abgefasst ist, und diese Übersetzung ist sehr wohl mit Mitgliedern – ich glaube, mit dem Herrn Scholz – der Stadt Wien und der damaligen blau-schwarzen Bundesregierung übersetzt worden. Da ist es auch kein Zufall, dass der Bund drinnen steht und nicht Wien. Da kann man auch schon eine gewisse Absicht dahinter vermuten. 

Wenn ich dann höre, dass der Bürgermeister sagt, man soll das schon machen, aber es kann von Wien nur einen angemessenen Beitrag geben, und wenn die Frau Prammer sagt, sie will eine Arbeitsgruppe einberufen, um das endlich aufzuarbeiten, dann frage ich mich: Was wollen Sie da aufarbeiten? Jedes Grab dort ist historisch aufgearbeitet. Es geht lediglich um die Renovierung. Hier geht es, wenn man der Kultusgemeinde glauben kann – ich glaube, der Abg Troch hat neulich auch diese Zahl verwendet in einem Pressedienst – um 14 Mil-
lionen EUR. Sicher viel Geld, aber da fällt mir gleich wieder das Ronacher ein, das jüngst renoviert wurde und das jetzt wieder völlig neu saniert wird, wo wir einen Kredit aufgenommen haben. Auf zehn Jahre haben wir uns als Stadt verschuldet, damit wir 48 Millionen EUR locker machen können, um eine bei Schönwetter wegnehmbare Probebühne zu schaffen und so weiter. Da fällt mir schon auch ein, dass es gerade diese Stadtpartei war, die nicht müde wurde, sich in Zeiten einer blau-schwarzen Regierung als Retter der Kultur aufzuspielen und allen Vereinen, die auch nur irgendwie gegen Schwarz und Blau – eher Blau als Schwarz, agiert haben, Subventionen zu geben. 

Dafür war immer Geld da, für den jüdischen Friedhof hat man sich immer mit Formalismen aus der Affäre gezogen. Offensichtlich ist dies, wie ich auch schon gesagt habe, keinerlei Herzensangelegenheit. Man schiebt diese Dinge von sich. 

Aber bei der Geschichte des jüdischen Friedhofs geht es nicht nur um den erhaltenen kleinen Teil des jüdischen Friedhofs Währing, wo wir nach wie vor vehement für die sofortige Renovierung und Öffnung für die Öffentlichkeit eintreten, sondern es geht auch um den Teil, der im Dritten Reich zu einem Löschwasserbecken gemacht wurde, wo praktisch der Friedhof nachhaltig zerstört wurde und wo dann anschließend, 1948 beginnend, die Kultusgemeinde den Antrag auf Rücküberstellung eingereicht hat bei der Stadt Wien. Es hat immerhin sieben Jahre gedauert, bis die ach so aufgeschlossenen Sozialisten der Kultusgemeinde diesen verbliebenen Teil zurückgegeben haben mit der gleichzeitigen Auflage, dass der gesamte zerstörte Teil nunmehr als Grünland der Stadt Wien gehört hat. 

Damals ist auch festgestellt worden, dass dort nichts gebaut werden darf. Das gibt es auch schriftlich seitens der Stadt Wien, dass man das als Luftreservoir erhalten will, noch dazu, wo ja der verbliebene Teil schon im Dritten Reich von einem Magistratsbeamten zum Vogelschutzgebiet erklärt wurde.

Entgegen diesen Abmachungen wurde dann, ich glaube, 1959 auf dem zerstörten Teil des jüdischen Friedhofs der Arthur-Schnitzler-Hof errichtet. Das war in meinen Augen – das habe ich auch schon gesagt – eine Bereicherung, war eindeutig ein Unrecht, eindeutig gegen die Abmachung, die hier getroffen wurde. Nichtsdestoweniger hat es die Sozialistische Partei Wien nicht der Mühe wert gefunden, das auch nur in irgendeiner Weise zu thematisieren. 

Deswegen, meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, hier einen Beschlussantrag einzubringen, der da lautet: 

„Die Stadt Wien wird aufgefordert, eine Gedenktafel am Arthur-Schnitzler-Hof zu gestalten, die auf die historische Bedeutung des Areals des Währinger jüdischen Friedhofs verweist. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft beantragt.“ 

Das habe ich handschriftlich dazu geschrieben, weil mich die Kollegin Straubinger gebeten hat. Sie hat gemeint, Sie könnten nicht zustimmen, wenn wir es nicht zuweisen. Verstehen tun wir das nicht, warum man da nicht zustimmen kann, wenn wir gleich abstimmen. Ich habe das handschriftlich mit „korrigiert Ebinger" dazu geschrieben. Ich darf den Antrag einmal weitergeben.

Wie gesagt, verstehen kann ich das nicht, aber vielleicht ist es auch gut, wenn wir länger über diese Dinge diskutieren, denn wenn ich Ihnen jetzt sozusagen einen Antrag abverlange, wo eine Tafel errichtet wird, da steht dann vielleicht auch wieder nur drauf, dass das früher im Dritten Reich ein Löschwasserbecken war, und kein Wort über die Umwidmung in Bauland entgegen der Abmachung, kein Wort über das Verschulden, das die Stadt Wien daran gehabt hat. 

Ich würde mir wünschen, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass Sie die Größe zeigen, nach so vielen Jahrzehnten – 50 Jahre; 1960, also 47 Jahre – zu sagen: Ja, wir haben da einen Fehler gemacht. Dann muss man das auch draufschreiben auf diese Tafel. 

Wenn ich noch einen Wunsch äußern darf – wir werden das im Kulturausschuss auch thematisieren –, dann wünsche ich mir eine Tafel aus Stein, denn Sie werden vielleicht wissen, dass man erstens nichts baut auf einem Friedhof, zweitens dass ein jüdischer Friedhof für ewig bestehen soll, dass man dort auch keine Blumen hingibt, weil die vergänglich sind, sondern dass man Steine auf die Gräber legt. Deswegen wäre auch der Stein ein gutes Zeichen für die Unvergänglichkeit.

In diesem Sinne bitte ich um die Zustimmung zu unserem Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte vielleicht eine kleine Vorbemerkung machen über ein jüdisches Grab oder einen jüdischen Friedhof. Nach der Halacha gehört ein jüdisches Grab ausschließlich dem Toten. Es ist auf ewig unantastbar, und dem religiösen Gebot folgend müssen daher ein jüdisches Grab und ein jüdischer Friedhof auf ewige Zeit bestehen bleiben. – Das ist meine Einleitung.

Ich möchte etwas zurückgreifen. Mein Vorredner hat das schon sehr gut ausgeführt, aber zu den Details vielleicht noch. Wenn man zurückgeht, so leitete die IKG Wien 1948 ein Rückstellungsverfahren ein. Am 4.7.1955 wurde dann ein Rückstellungsvergleich angestrebt und zwischen der IKG und der Stadt Wien geschlossen. 

Der Währinger jüdische Friedhof, EZ 226 der KatG Wien Währing, bestehend aus den Grundstücken 1311, 453 1120 im Ausmaß von 24 055 m² wurde zurückgestellt. Im Gegenzug musste sich die IKG Wien verpflichten, von der Liegenschaft 226 KatG Währing einen an der Ecke Währinger Gürtel/Döblinger Hauptstraße gelegenen Teil im Ausmaß von zirka 2 500 m² in das Eigentum der Stadt Wien zurückzuübertragen. Dies ist der Teil, wo heute dieser so genannte Arthur-Schnitzler-Hof steht. 

Am 26.2.1959 hielt die IKG fest, die Gemeinde Wien habe den Verhandlungsvertretern der IGK Wien in den Rückstellungsverhandlungen ausdrücklich erklärt – und da, meine Damen und Herren von der Sozialistischen Fraktion, kommen Sie mir nicht so einfach davon –, dass eine Verbauung der abzutretenden Fläche niemals in Frage kommt. Das ist dieser Teil, wo Sie diesen so genannten Arthur-Schnitzler-Hof gebaut haben. Auf dieser Fläche sollte nach der Abmachung eine Parkanlage errichtet werden. Dies mit der Begründung, dass die ganze Friedhofsanlage, einschließlich des zerstörten Teiles als Luftreservoire gelte und die Gemeinde Wien auf dieses keinesfalls verzichten könne. 

Am 4.2.1952 wurde der Flächewidmungs- und Bebauungsplan für das Gebiet des Währinger Friedhofes gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 21.9.1951 abgeändert. Die bisherige Widmung Friedhof trat außer Kraft und wurde durch die Widmung Grünland und Erholungsgebiet ersetzt. 

Am 12.5.1958 wurde dieser Flächewidmungs- und Bebauungsplan für das Gebiet des ehemaligen jüdischen Friedhofs Währing gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 8.3.1958 nochmals abgeändert. In Abänderung dieses Flächewidmungs- und Bebauungsplans wurden dann für das Gebiet Döbling/Ecke Währinger Gürtel folgende Bestimmung getroffen: Widmung Bauland, Wohngebiet, Bauklasse IV, wobei eine Blockbauweise festgesetzt wurde. Daher trat die bisher gültige Widmung Erholungsgebiet, öffentliche Parkanlagen außer Kraft. Und dann entstand natürlich dieser Arthur-Schnitzler-Hof. 

Meine Damen und Herren! Ich bin auch heute sehr verwundert, und ich muss Ihnen schon sagen, überall haben Sie irgendetwas zu sagen bezüglich Gedenktafeln. Ich möchte nur mal kurz erinnern an die so genannten Gedenksteine der Erinnerung, wo mir zugesagt worden ist, man wird sich das ansehen. Die sind noch genauso verdreckt wie vor drei Wochen. Es hat noch niemand von Ihrer Fraktion diese so genannte Erinnerung wirklich ernst genommen und hat einmal in diese Richtung was gemacht, dass diese Steine dort einmal sauber gemacht werden. Also ich sage Ihnen, die gehören überhaupt einmal weg dort. Das ist eine absolute Chuzpe von Ihnen, diese Steine einfach dort zu belassen. Das kann ich Ihnen hier nur sagen. 

Sehr viele Leute von der Kultusgemeinde haben heute schon zu mir gesagt, sie haben gar nicht gewusst, dass diese Steine dort sind. Die haben gesagt, das ist unglaublich, was sich hier die Stadt Wien leistet. (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist ein privater Verein!) Nein, Sie haben zugestimmt. Sie, Herr Stadtrat, haben zugestimmt. Hier lasse ich Sie nicht aus der Verantwortung. Ich habe Ihnen vor einigen Wochen gesagt, schauen Sie sich das an. Keiner hat es sich noch angeschaut. Schauen Sie sich an, wie es ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Brauch ich nicht! Ich gehe dort täglich vorbei!) Und? Und was haben Sie dazu zu sagen? Sind die sauber? Sind die schmutzig? Oder? Soll ich Ihnen vielleicht noch ein Foto schicken? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich kenne das!) Dann werden sie wissen, wie dreckig diese Steine sind. Ich finde das unerhört. Ich sage Ihnen, das ist unglaublich. (GR Christian Oxonitsch: Wir fördern das, und Sie regen sich auf!)
Und jetzt weigern Sie sich – ich sage nicht, weigern, das ist vielleicht ein schlechtes Wort –, jetzt ändern Sie einen Antrag noch ab. (GR Christian Oxonitsch: Wir ändern gar nichts ab!) Ja, ich weiß nicht, haben Sie so ein schlechtes Gewissen dort draußen in Währing? Haben Sie so ein schlechtes Gewissen, dass Sie endlich einmal ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist lächerlich! Denken Sie ein bisschen nach, was Sie da reden!) Ja, das ist halt Ihre Aufarbeitung der Geschichte. Das wollen Sie nicht wahrhaben, aber das ist alles Tatsache. Das ist alles belegt. Sie haben als Sozialistische Partei Wien auf einem jüdischen Friedhof einfach einen Gemeindebau hingestellt. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Was ist das? Ein Blödsinn? (GR Christian Oxonitsch: Wer sagt das?) Das ist doch kein Blödsinn! Das ist eine Tatsache, bitte. Der steht dort. Und ich meine, wenn Sie zu einem Friedhof jetzt auch noch Blödsinn dazu sagen, also dann muss ich Ihnen schon sagen, das ist eine absolute Frechheit von Ihnen, einen jüdischen Friedhof als Blödsinn einzustufen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Wer sagt denn das?) Na, Sie haben es ja jetzt gerade gesagt! (GR Christian Oxonitsch: Ich habe das sicher nicht gesagt! – Zahlreiche weitere Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) Herr Stadtrat, gerade von Ihnen hätte ich mir etwas anderes erwartet. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Lasar, bitte um Entschuldigung! Bitte, nur ein bisschen zuhören! Ich glaube, Sie haben etwas falsch verstanden. Ich habe diese Debatte ganz genau mitverfolgt. Der Begriff Blödsinn im Zusammenhang mit Friedhof ist nicht zu vereinbaren. (GR Christian Oxonitsch: Ich habe gar nichts in der Richtung gesagt!)
GR David Lasar (fortsetzend): Also ich habe es so verstanden, und ich nehme es zur Kenntnis. (GR Christian Oxonitsch: Ich habe gesagt, wir ändern keinen Antrag ab! Sie ändern ihn ab auf Zuweisung!) Sonst hätten Sie ihn ja abgewiesen. (GR Christian Oxonitsch: Richtig!) Überall machen Sie es, nur dort wollen Sie es nicht eingestehen, dass Sie einen jüdischen Friedhof umgewidmet haben in Bauland. Das ist ja die Frechheit. Und heute wollen Sie nicht einmal eine Tafel aus Stein hingeben. Also das finde ich absolut niederträchtig von Ihnen. 

Ich weiß, hier haben Sie noch einiges zu verbergen, und ich sage Ihnen, ich bin sehr froh, dass ich heute hier noch einige Worte dazu sagen konnte. Ich hoffe, dass Sie im Ausschuss dieses Mal zustimmen werden, auch dass wir dort eine Tafel anbringen werden bezüglich des jüdischen Friedhofs. Ich glaube, die Gestaltung kann man dann mit gewissen Leuten von der historischen Seite überlegen und auch dementsprechend formulieren. Ich hoffe, da werden auch einige Worte draufstehen, damit genau auf diese Historie, die ich Ihnen jetzt vorgelesen habe, hingewiesen wird und damit das auch einmal aufgearbeitet wird von der Sozialistischen Fraktion, denn bis heute, muss ich sagen, habe ich noch kein einziges Wort von Ihnen, Herr Stadtrat, dazu gehört. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Fraktion von der FPÖ! 

Jetzt bin ich ein bisserl verwundert, denn wir haben gefragt, ob Sie da auf Zuweisung gehen können, und zwar aus folgendem Grund: Um zu klären, ob das, was Sie da hineingeschrieben haben, alles so entspricht, auch die formalen Kriterien, denn zum Beispiel ist dieser Friedhof nicht in Währing, sondern in Döbling. Unter anderem wäre es auch ganz gut zu wissen, wo die wirkliche Zuständigkeit liegt, denn ehrlich gesagt sind wir davon ausgegangen, dass sie beim Wohnbaustadtrat liegt, weil es sich hier um einen Gemeindebau handelt. Aber jetzt haben wir auch Gelegenheit, das im Kulturausschuss zu klären und inhaltlich zu diskutieren und möglicherweise auch über die detaillierte Ausgestaltung der Tafel zu beraten. 

Auf den jüdischen Friedhof werde ich jetzt als Berichterstatterin nicht mehr eingehen, vielleicht nur ein kleiner Verweis. Bei der letzten Gemeinderatssitzung – ich glaube, es war die letzte, wenn ich mich richtig erinnere – gab es eine sehr breite Debatte zum Thema Währinger Friedhof. Damals gab es auch einen Antrag zu diesem Thema, der auf eine sehr breite Zustimmung gestoßen ist. 

Wie von Kollegen Ebinger ausgeführt worden ist, gibt es auch seitens der Bundesregierung und des Parlaments die Bereitschaft, hier ernsthaft nachzudenken und in Verhandlungen zu treten, um diesen Friedhof zu renovieren. 

Zwei Worte noch vielleicht zum eigentlichen Akt, zum Jewish Welcome Service, das mittlerweile im letzten Jahr sein 25-jähriges Jubiläum gefeiert hat und über 4 000 Vertriebene und ihre Familien nach Wien eingeladen hat in diesen letzten 25 Jahren, nämlich zurück in ihre Heimat, zurück zu ihren Wurzeln. Das ist, glaube ich, eine sehr unterstützenswerte Angelegenheit, und es ist Bgm Michael Häupl, der sich hier auch sehr engagiert. Ich glaube, auch das zeigt schon, dass die Stadt ein sehr großes Engagement hat. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich komme daher zur Abstimmung der Postnummer 32. Wer dieser zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand.– Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Nun kommen wir zur Abstimmung des Beschlussantrages der FPÖ-Gemeinderäte David Lasar, Mag Harald Stefan und Mag Gerald Ebinger betreffend Gedenktafel am Arthur-Schnitzler-Hof. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung dieses Antrags an den amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft gewünscht. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. 

Es gelangt nun die Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Forschungs- und Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur.

Eine Wortmeldung zu diesem Geschäftsstück liegt nicht vor. 

Daher komme ich zur Abstimmung dieses Geschäftsstücks. 

Ich bitte jene, die der Postnummer 35 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Ich stelle die Mehrheit gegen die Stimmen der FPÖ fest.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zuweisung an die Bezirke für die bauliche Instandhaltung der Allgemein Bildenden Pflichtschulen. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Herr Prof Kopietz hat in seiner Eigenschaft als Landesparteisekretär vor einigen Tagen neue Plakate der Wiener Sozialdemokratie stolz vorgestellt: Da war von Millionen für die Schulen, für die Schulsanierung und für die Bezirke die Rede. Wenn man sich dann aber die Realität und das heutige Geschäftsstück anschaut, in dem es um diese Schulsanierung geht, dann fragt man sich: Was ist hier Traum und was Wirklichkeit? Welchen Stellenwert haben die Bezirke tatsächlich noch im Gefüge unserer Stadt? Wie schaut es mit den Mitteln der Bezirke aus, die seit vielen Jahren von der Zentrale ausgehungert werden?

Meine Damen und Herren! Vergleichen wir nur die letzten fünf Jahre: Vor fünf Jahren, im Jahre 2002, waren für die Schulsanierung im Rahmen der Bezirke 28 Millionen EUR veranschlagt. Heuer ist für die Schulsanierung hingegen überhaupt nichts mehr veranschlagt. Im Budget 2007 ist die Zahl genau null. Man hat die Schulsanierung also von 28 Millionen EUR auf null herunter gekürzt. (GR Dr Herbert Madejski: Leider!) 

Meine Damen und Herren! Schauen wir uns nun das Bezirksbudget insgesamt an! Wie hoch waren die Bezirksbudgets vor fünf Jahren? Wie hoch sind sie heuer? Und zwar in Prozent des Gesamtbudgets ausgedrückt, denn das ist ja die interessante Relation: In Prozent des Gesamtbudgets hatten die Bezirke vor fünf Jahren 1,9 Prozent zur Verfügung. Das heißt, im Jahr 2002 hatten die Bezirke nicht einmal 2 Prozent, sondern nur 1,9 Prozent der Gesamtausgaben der Stadt zur Verfügung. Und wie ist es dann weiter gegangen? Im heurigen Budget sind es noch 1,5 Prozent. Diese Bezirksmittel sind also von 1,9 Prozent vor fünf Jahren auf heuer nur mehr 1,5 Prozent zurückgegangen. – In absoluten Zahlen: Vor fünf Jahren waren es 177 Millionen EUR und heuer sind es nur mehr 156 Millionen EUR für alle Bezirke insgesamt.

Meine Damen und Herren! Das zeigt auch den Bedeutungsverlust, den die Bezirke in der Politik dieser Stadt insgesamt haben. Was ist die Ursache dafür? – Es gibt eigentlich zwei wesentliche Ursachen dafür, warum die Bezirke so sehr an Bedeutung verloren haben. Eine Ursache ist die Dotation der Bezirksbudgets: Die Bezirksbudgets sind an die Kommunalsteuer gebunden, die Kommunalsteuer macht 3 Prozent der Lohnsumme aus, und wir alle wissen, dass Wien Arbeitsplätze verliert, dass auf Grund der Wirtschaftspolitik in dieser Stadt in den letzten zehn Jahren etwa 30 000 Arbeitsplätze verloren gegangen sind. Dadurch sinkt natürlich auch die Kommunalsteuer, und weil die Bezirksbudgets genau an diese schwache Steuer geknüpft sind, verlieren die Bezirke mit jedem Arbeitsplatz, der aus Wien abwandert, auch Geld. Das ist ein wesentlicher Grund.

Meine Damen und Herren! Der zweite wesentliche Grund, warum die Bezirksbudgets so schlecht dotiert sind, ist die Schulsanierung. Bis vor Kurzem war es noch üblich, dass das Zentralbudget 90 Prozent der Schulsanierungen übernimmt. Die Bezirke mussten nur 10 Prozent zu den Schulsanierungen beitragen, der Löwenanteil von 90 Prozent wurde aus dem Zentralbudget bezahlt. Im Vorjahr fand dann aber der erste große Anschlag auf die Bezirksfinanzen statt. Bei der Deckensanierung hat die Stadt diesen Prozentsatz plötzlich von 90 Prozent um mehr als die Hälfte auf 40 Prozent gekürzt. Seit dem Vorjahr gibt es also nur mehr 40 Prozent aus dem Zentralbudget, und die Bezirke müssen aus ihrem sowieso schon ausgehungerten Budget 60 Prozent der Kosten für die Deckensanierungen bezahlen.

Meine Damen und Herren! Nunmehr erfolgt mit dem heutigen Geschäftsstück, dem Sie voraussichtlich zustimmen werden, der dritte Anschlag auf diese Bezirksfinanzen. Auf Grund dieses Geschäftsstücks wird der zentrale Anteil überhaupt nur mehr zwischen 30 und 40 Prozent betragen. Es gibt also nur 30 bis 40 Prozent aus dem Zentralbudget für die Instandhaltung.

Meine Damen und Herren! Frau StRin Laska hat vollmundig ein Schulsanierungsprogramm vorgestellt. Bei der Ruster Klausur ist dieses als großer Erfolg verkauft worden. Es soll im Herbst hier bei uns im Gemeinderat beschlossen werden. Schauen wir uns einmal die entsprechenden Prozentsätze an! – In diesem großen Programm, das so stolz von der Sozialdemokratie verkündet wurde, beträgt dieser Prozentsatz wiederum nur 40 Prozent! Das heißt, im Herbst wird mit diesem neuen Programm der nächste Anschlag auf die Bezirksfinanzen erfolgen. Es werden wieder nur 40 Prozent der Kosten aus dem Zentralbudget getragen werden, und die Bezirke, die sowieso kein Geld mehr haben, werden wiederum mehr als die Hälfte, nämlich 60 Prozent, für die Schulsanierung bezahlen müssen!

Meine Damen und Herren! Die Chuzpe dabei ist, dass die Sozialdemokratie dann noch in einer Aussendung sagt, dass die Bezirke eigentlich 100 Prozent bezahlen müssten, weil sie auf Grund der Dezentralisierung dafür zuständig sind, und dass es ohnedies großzügig ist, wenn das Zentralbudget 40 Prozent dazu beiträgt.

Meine Damen und Herren! Wenn Sie sich die Bezirksfinanzen anschauen und wenn Sie mit Ihren Bezirksräten und mit Ihren Bezirksvorstehern und Bezirksvorsteher-Stellvertretern sprechen, dann werden Ihnen alle bestätigen, dass das der falsche Weg ist. Wir dürfen diese Aushungerung der Bezirke nicht länger fortsetzen!

Wir bringen daher einen entsprechenden Beschlussantrag ein. Die amtsführende Stadträtin für Finanzen wird aufgefordert, die Bezirksbudgets um 30 Prozent zu erhöhen, und sie wird aufgefordert, bei der Schulsanierung wieder einen Kostenschlüssel zwischen der Stadt und den Bezirken im Verhältnis von 90 zu 10 vorzusehen. Ich beantrage hierzu die sofortige Abstimmung, und ich ersuche Sie: Stimmen Sie diesem Antrag im Interesse unserer Bezirke zu, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Ich meine, wir sind heute nach dieser Aushungerung der Bezirksbudgets auf einem Scheideweg angelangt, auf dem wir uns entscheiden müssen, was uns die Dezentralisierung in dieser Stadt und die Bezirksfinanzen eigentlich wert sind. Denn was ist das für eine Dezentralisierung, wenn die Bezirke die Aufgaben, für die sie auf Grund dieser Dezentralisierung gemäß Verfassung zuständig sind, mit den vorgesehenen, aus dem Zentralbudget zugewiesenen Mitteln beim besten Willen überhaupt nicht mehr bewältigen können? 

Meine Damen und Herren! Wir sehen auch die Konsequenzen, nämlich die Verschuldung der Bezirke. Mehr als die Hälfte unserer Bezirke, nämlich 14 unserer 23 Wiener Bezirke, sind bereits direkt verschuldet. Eine weitere Ungerechtigkeit dabei ist, dass für diese Bezirke ein eigenes Darlehen aufgenommen wurde, das die Bezirke inklusive Zinsen bezahlen müssen, wobei wir alle wissen, dass die Stadt selbst in Schweizer Franken verschuldet ist und bei ihren Finanzierungen die ganz billigen Schweizer‑Franken‑Zinsen lukriert, aber nicht daran denkt, diese billigen Zinsen an die Bezirke weiterzugeben. Nein! Vielmehr hat man für die Bezirke ein Euro‑Darlehen aufgenommen, und die Bezirke müssen aus ihren sowieso ganz schwachen Finanzen die viel höheren Euro‑Zinsen berappen, und dieser Schuldendienst ist bereits hoch und steigt mit der zunehmenden Verschuldung.

Meine Damen und Herren! Hier eine kurze Übersicht: Ottakring hat 400 000 EUR Schulden, Alsergrund und Margareten haben 900 000 EUR Schulden, der 15. Bezirk liegt bereits über der Millionengrenze bei 1,2 Millionen EUR, der 1. Bezirk hat 1,3 Millionen EUR Schulden, die Wieden hat 1,4 Millionen EUR Schulden, Brigittenau hat 1,5 Millionen EUR Schulden, die Leopoldstadt hat 1,9 Millionen EUR Schulden, Simmering hat 2 Millionen EUR Schulden und Meidling hat 2,2 Millionen EUR Schulden. Hietzing ist 2,7 Millionen EUR schuldig, und der Spitzenreiter ist der 10. Bezirk mit 10,5 Millionen EUR Schulden. Favoriten ist also das Schlusslicht in dieser Schuldentabelle.

Meine Damen und Herren! Wir sind daher an einem Punkt angelangt, an dem wir uns entscheiden müssen, was uns die Dezentralisierung und die Aufgabenerfüllung in den Bezirken wirklich wert sind. Da genügt es nicht, wenn an den Städtetagen sozialdemokratische Politiker zum Rednerpult gehen und dort salbungsvolle Reden schwingen, dass die Kommunen so wichtig sind, weil in der Kommune die Demokratie am direktesten gelebt wird! Es genügt nicht, wenn man zuerst salbungsvolle Reden schwingt, dann aber die Bezirke, also die Ebene, wo der Bürger die Demokratie am unmittelbarsten erlebt und am direktesten mit Politik konfrontiert wird, in seinem eigenen Verantwortungsbereich aushungert.

Meine Damen und Herren! Es ist daher an der Zeit, der Dezentralisierung wieder mehr Leben einzuhauchen und den Bezirken mehr Geld für ihre wichtigen Aufgaben zu geben. Wir fordern Sie daher auf: Legen wir doch in diesem Haus ein neues Bekenntnis ab, nämlich ein gelebtes Bekenntnis zur Dezentralisierung in dieser Stadt und zu unseren 23 Wiener Bezirksvertretungen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es geht heute um einen sehr wichtigen Tagesordnungspunkt, nämlich um die Wiener Schulen. – Ich kann mich noch erinnern, dass die SPÖ all die Jahre, als Frau Ministerin Gehrer im Bund für die Bildung zuständig war, zu Recht mit dem Finger auf sie gezeigt, sich beklagt und gesagt hat: Gehrer spart die Bildung kaputt! – Hier wurde aber einstweilen die Gelegenheit ausgenützt, im Windschatten die Schulen kaputt zu sparen. Die eine hat die Bildung kaputt gespart, und Sie haben die Schulen kaputt gespart! Und als einige OppositionspolitikerInnen gekommen sind und darauf aufmerksam gemacht haben, dass sich einige Schulen in einem desaströsen Zustand befinden, hat man sich wiederum darüber aufgeregt, dass wir uns jetzt beschweren, dass einstürzende Schulbauten existieren. Landauf, landab haben Sie sich beschwert und haben buchstäblich die Tatsache beweint, dass jemand tatsächlich das Wort „einstürzende Schulbauten“ verwendet hat. – So leicht kann man es sich meiner Meinung nach nicht machen!

Ich möchte heute gar nicht groß ausholen. Wir alle wissen, dass viele Schulen in einem aufsehenerregend schlechten Zustand sind, und mittlerweile weiß es auch die Öffentlichkeit. Mittlerweile hat auch die SPÖ eingesehen, dass ein Schulbauprogramm notwendig war, und hat Geld zur Verfügung gestellt. Tatsächlich soll es jetzt mit einem Schlüssel von 40 Prozent aus dem Zentralbudget und 60 Prozent von den Bezirken weitergehen. Die Finanzierung soll so auf feste Beine gestellt werden.

Ich befürchte allerdings, dass es so nicht gehen wird. Auf diese Art und Weise werden nämlich viele Bezirke, insbesondere die, bei denen es viele solche Schulen gibt, mit ihren Aufgaben nicht zu Rande kommen. Ich meine daher, dass man, wenn die Dezentralisierung fortgesetzt werden soll – und darauf haben sich ja alle Parteien dieses Hauses verständigt –, die Diskussion neu aufnehmen und schauen muss, wie das mit der Finanzierung der Schulbauten in Hinkunft funktionieren soll, und zwar auch im Hinblick darauf, dass die Bezirke abgesehen davon, dass sie für die Straßen und eben auch für die Schulbauten zahlen, zumindest auch noch ein bisschen Bewegungsfreiheit haben, sodass die Dezentralisierung tatsächlich Sinn macht.

Ich bringe daher heute zu dem vorliegenden Antrag einen Abänderungsantrag gemeinsam mit meinem Kollegen Margulies ein: Wir wollen, dass die Budgetierung, die wir heute beschließen, zumindest einmal verdoppelt wird. Wir beantragen daher 17 Millionen EUR, um den Bezirken Bewegungsfreiheit zurückzugeben. Das ist uns wichtig, und es nutzt nichts, wenn Sie jetzt die Augen verdrehen: Der Antrag kommt, und ich möchte ihn in seiner Deutlichkeit auch vorlesen: 

„Für die bauliche Instandhaltung der Allgemein Bildenden Pflichtschulen wird für das Jahr 2007 eine Zuweisung an die Bezirke in der Höhe von 17 Millionen EUR genehmigt. Der jeweilige Anteil der Bezirke wird, basierend auf dem vorliegenden Magistratsbericht, verdoppelt. Die Mittelzuteilung kommt dann zum Tragen, wenn der Bezirk für bauliche Instandhaltung der Schulen zumindest das 1,25-Fache der im Magistratsbericht genannten Regelung aufgewendet hat.“

Wir bringen diesen Antrag deswegen ein, weil es auch bei der Verteilung der Gelder so etwas wie Gerechtigkeit geben soll und damit der Handlungsspielraum für die Bezirke einfach größer wird. – Ich denke, unser Abänderungsantrag ist auch im Interesse der sozialdemokratischen Bezirksrätinnen und Bezirksräte, die diesbezüglich ja kaum weit von uns entfernt sein können!

Nun zur Volksschule in der Novaragasse. – Ich rufe in Erinnerung: Die Volksschule Novaragasse ist jene Volksschule, die geräumt werden musste, weil statische Probleme diese Räumung zumindest nahe gelegt haben. Die Schüler der Novaragasse gehen derzeit in der Leopoldsgasse zur Schule. Das ist nicht ganz nahe bei der Novaragasse, sondern in etwa eineinhalb Kilometer Entfernung, wobei zumindest der erste Teil des Weges sehr ungut ist. Man muss auch die Taborstraße überqueren, was nur mit großen Schwierigkeiten möglich ist.

Es lohnt sich, wenn man sich auch im Detail anschaut, wer die Kinder begleitet: Einerseits sind es Lehrerinnen, die so nett waren und sich gemeldet haben und das freiwillig machen, und andererseits gehen klarerweise auch Mütter mit den Kindern. Für die Mütter heißt das, dass sie diese Strecke von eineinhalb Kilometern viermal am Tag bewältigen müssen. Beim Überqueren der Taborstraße kommen sie oft nicht mit allen Kindern hinüber, bevor die Ampel wieder auf Rot ist, und das ist auch eine sehr unangenehme Situation, die zu großen Unsicherheiten führt. Ich habe diese Mütter gefragt, ob sie versichert sind und wer eigentlich verantwortlich ist, wenn etwas passiert. – Das weiß derzeit niemand, aber versichert sind sie jedenfalls nicht. 

Die Mütter haben auch schon probiert, mit den vielen Kindern mit dem 5A zu fahren. Er liegt zwar auch nicht ganz auf der Strecke, aber man hat es versucht. Der Bus ist allerdings um diese Uhrzeiten so voll, dass die Mütter mit den Kindern gar nicht hineinkommen. Einmal sind sie dann hineingekommen, dann ist aber beim Aussteigen ein Kind im Bus zurückgeblieben, hat natürlich geweint und ist bei der nächsten Haltestelle allein ausgestiegen.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wenn man Schulen schon kaputt spart und sie dann räumen muss, dann müsste man doch den Eltern wenigstens von sich aus einen Shuttlebus anbieten, der die Kinder von der einen Schule zur anderen beziehungsweise zum Hort bringt! Wir GRÜNEN meinen, dass das eine Selbstverständlichkeit wäre und dass es nicht die Aufgabe der Eltern ist, darum zu betteln, dass doch ein Shuttlebus zur Verfügung gestellt wird, was der Bezirksvorsteher sehr locker mit der Anmerkung vom Tisch gewischt hat: Ich will den Shuttlebus nicht! 

Es ist schon möglich, dass er ihn nicht will, und es ist auch möglich, dass er ihn nicht zahlen will. Wir aber sind der Meinung, dass die Stadt den Bus zahlen muss, und dann muss sich halt die Stadt mit den Bezirksvorstehern darüber einig werden, wer das bezahlen soll. Klar ist aber, dass die Kinder nicht bis zum Sommer jeden Tag drei Kilometer mit schweren Schultaschen in der Gegend herum spazieren können, nur weil die Stadt kein Geld hat. Ich meine, es ist der Witz des Jahrhunderts, dass diese Stadt kein Geld für einen Shuttlebus zur Verfügung stellt, um ein Problem zu lösen, das sie selbst verursacht hat!

Daher richte ich jetzt den sehr eindringlichen Appell betreffend diesen Shuttlebus in Ihre Richtung und bringe einen diesbezüglichen Beschlussantrag ein, der da lautet: 

„Die zuständige Stadträtin Grete Laska wird ersucht, eine ausreichende Anzahl von Gratis‑Shuttlebussen zur Verfügung zu stellen, die zwischen der Volksschule Leopoldsgasse und der Volksschule Novaragasse sowie dem Hort verkehren. Die Shuttlebusse sind mit Ausnahme der Sommerferien für die Dauer des Umbaus der Volksschule Novaragasse zu führen.“ – In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages, und zwar sofortig deswegen, weil ich meine, dass Sie ja bis jetzt in der Lage gewesen sein müssen, sich ein Bild darüber zu machen, ob das notwendig ist oder nicht. Wenn ich den Antrag jetzt zuweisen lasse, dann ist es ja faktisch Sommer, bis eine Entscheidung ins Haus flattert. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme gleich zum nächsten Antrag, den ich einbringen möchte. Ich schicke voraus, dass man für das Jahr 2007 bei der Bemessung der Höhe der Mittel, die die Bezirke bekommen, sinnvollerweise darauf geachtet hat, was ein Bezirk im Jahr 2006 für die Sanierung ausgegeben hat und was an Sanierungen für das Jahr 2007 im Budget geplant ist. Im 8. Bezirk ist jetzt aber Folgendes passiert: Auf Grund des zeitlichen Ablaufs der Ereignisse hat der Bezirk nunmehr geplant, für das Jahr 2007 mehr auszugeben, als in die Kalkulation eingeflossen ist. Man könnte sagen, das ist blöd gelaufen. Das stimmt auch. Die Sozialdemokratische Partei könnte aber auch sagen: Wir nehmen zur Kenntnis, dass sich das um ein paar Tage nicht ausgegangen ist, das kann aber selbstverständlich noch in das Jahr 2007 einfließen, damit die Schule in der Pfeilgasse die neuen Toiletteanlagen, die wirklich dringend notwendig sind, bekommt.

Sollte hier jemand der Meinung sein, dass diese Toiletteanlagen in der Pfeilgasse ohnehin super sind, dann soll er gleich aufzeigen, damit ich herinnen bleibe, mir das genauer anhöre und in eine Diskussion einsteigen kann! Diese Toiletteanlagen sind nämlich mit Sicherheit eine Zumutung. Es gibt mittlerweile Kinder, die dort nicht mehr auf die Toilette gehen: Sie gehen in der Früh und wenn sie nach Hause kommen, dazwischen gehen sie halt nicht aufs Klo. – Ich meine, das ist einer Stadt wie Wien tatsächlich unwürdig!

Dazu ein Einschub am Rande: Ich bedaure sehr, dass wir jetzt darüber reden müssen, dass diese Schulbauten teilweise in einem desaströsen Zustand sind, und dass wir nicht darüber reden können, dass in Zukunft ganztägig geführte Schulen ein Lebensraum sein müssen, wo man sich wohl fühlt und wo es um noch ganz andere Dinge gehen muss als um kaputte Toiletteanlagen und herab fallende Putzteile. 

Ich erinnere daran, dass alle Parteien im 8. Bezirk, auch die Sozialdemokratische Partei, dem entsprechenden Antrag zugestimmt haben, und lese jetzt den Beschlussantrag vor: 

„Die zuständige Stadträtin, VBgmin Grete Laska, wird ersucht, den zugesagten Fördermittelanteil für Schulsanierungen im Jahr 2007 in der Höhe von 255 248 EUR, basierend auf den Aufwendungen laut Rechnungsabschluss 2006 und Voranschlag 2007, den realen Ausgaben inklusive Erneuerung der WC-Hauptgruppe mit Kosten in der Höhe von 413 700 EUR in der Schule Pfeilgasse anzupassen. 

In formeller Hinsicht wird auch diesbezüglich die sofortige Abstimmung dieses Antrages verlangt.“ 

Meine Damen und Herren! Die verbleibenden vier Minuten und 20 Sekunden möchte ich nutzen, um darauf hinzuweisen, dass es eine Unterversorgung mit AHS-Plätzen in Floridsdorf, Donaustadt und Penzing gibt, die seit zehn Jahren steigt. Man hat ja gewusst, dass viele Kinder nach Donaustadt und Floridsdorf ziehen werden, es ist aber jedes Jahr ein bisschen schlechter geworden. Voriges und vorvorheriges Jahr war es aber eigentlich schon genauso schlecht. Für den 22. Bezirk wurde ein Programm präsentiert, das, soweit ich das beurteilen kann, Hand und Fuß hat und in dem etliches geplant ist. Für den 21. Bezirk und für Penzing wurde hingegen nichts vorgelegt. Ich kann das jetzt nicht näher ausführen, möchte aber sagen, dass wir der Meinung sind, dass das Problem in allen drei Bezirken im Grunde genommen sofort gelöst werden muss.

Ich bringe daher einen Beschlussantrag ein: 

„Die zuständige Stadträtin Grete Laska wird ersucht, festzustellen, ob Räumlichkeiten angemietet beziehungsweise mobile Klassen aufgestellt werden können, um den Mangel an AHS-Plätzen bereits ab dem kommenden Schuljahr zu beheben.“

Ich weiß, dass es dann noch der Auseinandersetzung und der Diskussion mit dem Bund bedarf. Aber das müsste ja jetzt etwas leichter fallen! Ich weiß schon: Wien muss da tätig werden, da ist eine Aufforderung an den Bund zu richten. Man kann aber doch nicht über Jahre hinweg zuschauen, wie Kinder bis zu drei Stunden pro Tag in die Schule fahren müssen! (Zwischenruf von GR Heinz Vettermann.) Ich leite Ihnen gern die Mails weiter, wenn Sie daran interessiert sind, wer das ist! – Jedenfalls bringe ich in formeller Hinsicht auch diesen Antrag zur sofortigen Abstimmung ein.

Abschließend möchte ich mir den Hinweis erlauben, dass jetzt die Unterrichtsministerin Ihrer Partei angehört und sie der Meinung ist, dass es genug Geld für den Schulbereich gibt. – Wir sollten uns vielleicht einmal anschauen, was das für Wien bedeutet, wo doch die Wiener Landesregierung und der Stadtschulrat alle Jahre wieder um 700 bis 800 LehrerInnen mehr einfordern, als wir derzeit haben. Ich hoffe daher sehr, dass dann auch genug Lehrerinnen und Lehrer für Wien da sein werden, dass das Bildungsdokumentationsgesetz umgehend geändert wird und dass genügend AHS-Plätze zur Verfügung gestellt werden!

Ein Letztes: Ich habe mich sehr gewundert und auch geärgert, dass sowohl die Präsidentin des Stadtschulrates als auch die ÖVP – bei Letzterer wundert es mich nicht, aber bei der Präsidentin schon! – die Kooperative Mittelschule als gleichwertig mit der AHS angepriesen haben. Sie wissen, dass das in vielen Punkten nicht zutrifft, da mit dem Abschluss der KMS keinerlei Berechtigungen verbunden sind. Man hat diesbezüglich auch die Eltern falsch informiert. Diesen Vorwurf müssen Sie einstecken, der klebt an Ihnen und ist auch nicht wegzubekommen! Sie können es aber gutmachen, indem Sie die Eltern offen und ehrlich informieren. – Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bezirksvorsteherin Reichard. Ich erteile es ihr. 

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Dieses Schulsanierungspaket ist sicherlich einmal ein Schritt in die richtige Richtung. Es ist aber, wie so oft, zu wenig, und es ist vor allem viel zu spät gekommen.

Der so genannte Hund liegt wie immer im Detail, und man muss sich daher das Kleingedruckte sehr genau anschauen, um beurteilen zu können, wie dieses Paket im Detail wirklich ausschaut. Es klingt nämlich sehr gut, wenn großartig in der Zeitung verkündet wird: Wir stecken in den nächsten zehn Jahren 600 Millionen in die Schulsanierungen Wiens! – Das macht sich auf den ersten Blick sehr gut, man muss sich aber wirklich die klein gedruckten Details anschauen!

Zunächst sind es nicht 600 Millionen, die wirklich von Seiten der Stadt Wien an die Bezirke gehen, sondern es handelt sich wieder um diesen berühmten 60‑zu‑40‑Schlüssel: 40 Prozent werden seitens der Stadt Wien gezahlt, 60 Prozent zahlen aber sehr wohl die Bezirke aus ihren Bezirksbudgets, die, wie wir alle wissen, mehr als angespannt und in den meisten Bezirken heftig im Minus sind, und zwar nicht deswegen, weil wir nicht wirtschaften können und trotzdem ständig darüber jammern. Vielmehr mussten wir zumindest in den letzten fünf Jahren sehr viele Schulsanierungen aus unserer Bezirksverantwortung heraus vornehmen, und das mit wesentlich zu geringen Mitteln. Wir haben viel zu wenig Mittel! – Das einmal zu der kursierenden Behauptung, dass es 600 Millionen gibt.

Dann gab es die Aussage des Herrn Bürgermeisters, dass die Bezirke Rücklagen haben und dass man ja auf zehn Jahre ansparen und es sich einteilen kann. – Wenn man die Lage wirklich kennt, dann weiß man, dass es anders ausschaut: Es gibt nämlich kaum mehr Rücklagen, und wovon soll man dann etwas ansparen?

Wenn man sich diese Pakete genau anschaut, dann sieht man, dass es sich um so genannte geschnürte Pakete handelt. Das heißt, ein Aufschnüren dieser Pakete ist quasi unmöglich. Diese Pakte bestehen aus einer Liste von Investitionen, welche die Bezirke nach Festlegung der Magistratsdienststellen in den nächsten zehn Jahren zu erfüllen haben. Das heißt, man hat jetzt nicht gesagt: Liebe Bezirke, ihr habt jetzt diese und jene Investitionen zu tätigen. Wir von Seiten der Stadt Wien unterstützen euch in den nächsten zehn Jahren budgetär mit 40 Prozent. Vielmehr hat es geheißen: All das habt ihr zu erfüllen, und ihr bekommt 40 Prozent unter der Voraussetzung, dass alles innerhalb dieser zehn Jahre auch erfüllt ist.

Was geschieht, wenn man es nicht erfüllt, ist noch offen. Das heißt, es schweben sozusagen Sanktionen im Raum, wenn der Bezirk wirklich nicht mehr kann. Und da geht es um Zahlen, die in keiner Relation mehr stehen. Die angeführten Zahlen sind Richtwerte, die von Haus aus schon einmal um 20 Prozent nach oben schwanken können. Details sind nicht berücksichtigt, und die genauen Zahlen weiß man einfach noch nicht. Und wenn die Voraussetzungen falsch sind, dann nutzt es natürlich auch nichts, wenn man die besten Magistratsbeamten antreten und dieses Schulpaket exekutieren lässt.

Kommen wir nun konkret zu den Zahlen: Was sich zum Beispiel errechnet, dass der 18. Bezirk bei einem Bezirksbudget von jährlich 4,2 Millionen ein gesamtes Drittel seines Budgets für die nächsten zehn Jahre jeweils für bestimmte Schulzwecke ausgeben müsste. Im 4. Bezirk hätten wir bei einem Bezirksbudget von 2,8 Millionen in zehn Jahren 6,5 Millionen EUR zu erfüllen. Wenn man da noch die zusätzlichen jährlichen Instandhaltungsausgaben so wie Strom, Licht und die Infrastrukturkosten für die Schulen dazu rechnet, dann ergibt das mindestens auch ein Viertel des Bezirksbudgets. Das ist absolut unmöglich! Das wäre fahrlässig! Ich kann mich von Bezirksseite heute nicht verpflichten, zehn Jahre lang ein Drittel oder ein Viertel meines Budgets auszugeben! Das ist absolut nicht machbar! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Dieses so genannte Schulsanierungspaket ist nichts anderes als ein Danaergeschenk, und ich kann in diesem Zusammenhang nur sagen: Ich fürchte die SPÖ, auch wenn sie uns Geschenke bringt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt eine Möglichkeit, wie wir in den Bezirken mit einem ersten Schritt jetzt wirklich über Rand kommen würden, nämlich mit der von uns seit Langem geforderten Schulsanierungsmilliarde. Dieser Betrag – wohlgemerkt aus dem Zentralbudget und nicht wieder nach einem 40 zu 60-Prozent-Schlüssel! – wäre Wien-weit notwendig, um die Schulen auf einen Schlag zu sanieren und instand zu halten.

Zweitens muss auf Dauer gesichert werden, dass die Bezirksbudgets jene Höhe haben, die ihren Aufgaben und ihren Verantwortungen entspricht! (Beifall bei der ÖVP.)

Das ist derzeit nicht der Fall, und die 30 Prozent Erhöhung, die der FPÖ‑Antrag vorsieht, reichen sicherlich nicht aus! Das ist wieder nur eine Einmalaktion! Ich glaube, es ist dringend notwendig, die gesamte Dezentralisierung inklusive Kompetenzen und Bezirksbudgets komplett neu auszuverhandeln und zu überprüfen, wie der Stand der Dinge ist und in welche Richtung man gehen sollte. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Dringend notwendig in diesem Zusammenhang wäre eine Valorisierung. – Sie sprechen immer von Valorisierung, wenn es um Tarife geht: Die öffentlichen Verkehrsmittel, das Parkpickerl, die Kurzparkscheine, alles wird valorisiert. Ich habe jedoch das Wort Valorisierung im Zusammenhang mit den Bezirksbudgets hier noch nie gehört! (Beifall bei der ÖVP.)
Im Endeffekt muss uns allen bewusst sein, dass es in diesem Zusammenhang nicht um irgendwelche Bauten oder Prestigeprojekte der Bezirke, sondern um unsere Kinder geht! Es geht hier um die Lehrstätten unserer Kinder beziehungsweise unserer Schülerinnen und Schüler, und das sind unsere Zukunftsstätten! Ich glaube, das muss uns bewusst sein! Wir investieren hier in unsere Zukunft und in die Zukunft unserer Kinder!

Wenn heute Finanzminister und Vizekanzler Willi Molterer das erste Budget der neuen Regierung vorgestellt und mit vollem Recht gesagt hat, dieses Budget sei generationsfit, europafit und zukunftsfit, dann ich nur sagen: Genau das hätte ich mir für ein Schulsanierungspaket gewünscht. Ich hätte mir ein Paket gewünscht, das fit für unsere Kinder und fit für unsere Zukunft ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Leider liegt ein solches aber nicht vor! Unser Schulsanierungspaket ist nicht fit, sondern es liegt hier ein kleines Armutschkerl von einem Packerl auf dem Tisch und nichts anderes! 

Ich möchte es einmal deutlich aussprechen: Ich bin der festen Überzeugung, dass die Menschen in dieser Stadt das sehr wohl wissen und all die kleinen sozialistischen Packerl als das erkennen, was sie wirklich sind, nämlich nichts anderes als Mogelpackungen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Mag Reindl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Offensichtlich ist in der ÖVP ein Wahlkampf im Vorfeld des Bundesparteitags der ÖVP aufgetreten. Ich kann die Emotionen der Frau Bezirksvorsteherin nicht ganz nachvollziehen, muss aber sagen: Für einen sehr kleinen Bezirk haben Sie ein sehr lautes Organ! (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP. – GR Dr Matthias Tschirf: Entschuldigen Sie sich!) 

Ich möchte nur festhalten, dass wir in Wien seit 1991 ein sehr erfolgreiches Sanierungsprogramm laufen haben. Wir haben zirka 40 Millionen EUR investiert und werden mit dem neuen Sanierungsprogramm, das beschlossen wird, noch heuer eine sehr wesentliche Ausweitung der Sanierungen vornehmen.

Zu dem heutigen Antrag möchte ich Ihnen sagen, dass wir heuer sehr wohl maßgebliche Verbesserungen für die Bezirke im Budget haben. Die Bezirke bekommen insgesamt um 6 Millionen EUR mehr. Dass das den Bezirken zu wenig ist, kann ich auf der einen Seite verstehen. Auf der anderen Seite muss man aber auch verstehen, dass die budgetären Maßnahmen nach dem Berechnungsschlüssel gesetzt werden, den wir hier im Gemeinderat beschlossen haben. 

Frau Bezirksvorsteherin! Betreffend die Zuweisung für die Sanierungen muss ich Ihnen schon widersprechen, wenn Sie sagen, dass das ein Mogelpaket ist und die Sanierungen Ihrer Meinung nach willkürlich zusammengesetzt sind. – Ich möchte Sie daran erinnern, dass es voriges Jahr eine Begutachtung aller Schulen gegeben hat. Alle Pflichtschulen in Wien wurden von Gutachtern und auch vom Kontrollamt untersucht, und diese Untersuchungen bilden die Grundlage der Bemessung der zukünftigen Ausgaben.

Ich glaube, es ist auch ganz klar, dass man als Schulerhalter, der auch eine Verpflichtung hat, die entsprechenden Maßnahmen auflistet und bekannt gibt und auch dafür sorgt, dass diese Maßnahmen tatsächlich umgesetzt werden. Ich glaube, es wäre der falsche Schritt, dass man, wenn von gerichtlich beeideten Sachverständigen Maßnahmen festgesetzt wurden, dann seitens der Politik sagen kann: Wir wollen diese Maßnahmen nicht, wir wollen lieber andere!

Zweitens möchte ich noch erwähnen, dass wir natürlich aufpassen müssen, wenn wir der Bauwirtschaft bekannt geben, dass wir sehr viel Geld in die Hand nehmen wollen und dass wir in einem speziellen Bereich sehr viel sanieren werden, dass wir auch die Preisgestaltung in den Griff bekommen und Spekulationen hintanhalten können. Man sollte nicht gleich von Haus aus die konkreten Vorhaben verraten, die Beträge aber doch jährlich im Vorhinein festsetzen. 

Ich möchte auch Herrn DDr Schocks Vorwurf zurückweisen, dass wir für den Arbeitsplatzverlust in Wien sind. Ich darf Sie erinnern, dass sieben Jahre lang Ihre Parteimitglieder Teil der Bundesregierung waren und sich mit der Bundesregierung vor allem durch eine Reihe von arbeitnehmerfeindlichen Maßnahmen ausgezeichnet haben. Und nachdem Wien die höchsten Beschäftigungszahlen von ganz Österreich hat, ist auch Wien dadurch natürlich stark betroffen. Ich glaube, Sie wissen aber ganz genau, dass wir über verschiedenste Maßnahmen wie den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds Millionenbeträge investiert haben, um die Menschen, die durch die alte Bundesregierung freigesetzt wurden, entsprechend umzuschulen, damit sie neue Arbeitsplätze in Wien finden können.

Im Hinblick auf den Antrag meine ich, dass sich die Opposition hier heute gemäß dem olympischen Motto „schneller!, höher!, weiter!“ wieder einmal mit Forderungen überschlägt. Eine Milliarde Euro ist ein Zehntel unseres Stadtbudgets, und Sie stellen sich ganz einfach tel quel hier heraus und sagen: Das wollen wir haben, denn die SPÖ ist ja gegen alles, was den Schulbereich betrifft! – Das ist meiner Meinung nach schon ein bisserl mutig! Erklären Sie mir einmal, woher die Milliarde kommen soll, die Sie fordern! Wenn Sie die Milliarde wollen, müssten wir nämlich anderen Dienststellen im Haus Geld wegnehmen, und das würde bedeuten, dass andere sehr wichtige Leistungen in der Stadt gekürzt werden müssen! 

Betreffend Förderung haben wir auch eine Verbesserung für die Bezirke im heutigen Antrag. Ich darf Sie erinnern: 2005 hatten wir 5 Millionen EUR an Sonderzuweisungen für die Bezirksbudgets, dafür mussten die Bezirke 25 Millionen EUR für den Schulsanierungsbereich definieren. Das heißt, es waren nur 20 Prozent zentrale Förderung enthalten. Für die Jahre 2006 und 2007 haben wir unter anderem für die besagte Untersuchung Sondermittel zur Verfügung gestellt. Nunmehr liegt die Zuweisung aus dem Zentralbudget bei 8,5 Millionen EUR, und die Bezirke müssen dafür nur 21,25 Millionen EUR zur Verfügung stellen. Das heißt also, wir haben den Zuschuss auf 40 Prozent der Gesamtsumme erhöht. Im Hinblick darauf meine ich, dass man sich nicht einfach auf die Position zurückziehen kann, dass man sagt, das sei alles zu wenig! Wir haben hier ein klares Zeichen für die Bezirke gesetzt und auch entsprechend mehr aus dem Zentralbudget zur Verfügung gestellt.

Es war auch von Verschuldung die Rede: Es gibt nach der Verfassung auch für die Bezirke die Möglichkeit eines Vorgriffes. Das ist nichts Böses, das möchte ich dazusagen. Wir haben die Rahmenbedingungen geschaffen, die es ermöglichen, dass auch die Bezirke Vorgriffe machen. Daher kann ich auch nicht verstehen, Herr Dr Schock, dass Sie sich aufregen, dass die Bezirke in ihrer Kompetenz von dieser Möglichkeit Gebrauch machen! (GR DDr Eduard Schock: Sind Sie für neue Schulden?) 

Neu ist dabei, dass auch eine spezielle Vorgriffsmöglichkeit für den Schulbereich geschaffen wird: Wenn zum Beispiel das diesjährige Bezirksbudget trotz einer Zuweisung durch die Zentralstelle nicht ausreicht, um alle Maßnahmen abzudecken, bekommt der Bezirk einen zinsenlosen Vorgriff seitens der Stadt. – Ich glaube, dass das eine maßgebliche Verbesserung und auch eine sehr maßgebliche Steuerungsmöglichkeit für die Bezirke ist. Diese können nun sozusagen auch aussteuern, wenn sie mehr oder weniger Budgetmittel brauchen.

Ich möchte auch insgesamt darauf hinweisen, dass – immer ohne Anteil der Stadt – 2005 für die Schulen 32 Millionen und 2006 33 Millionen zur Verfügung gestellt wurden. Heuer haben die Bezirke 28 Millionen budgetiert. Es wurden also rund 7,5 Millionen EUR mehr budgetiert, als notwendig ist, um die Sonderzuweisung von 40 Prozent, sprich: 8,5 Millionen, zu bekommen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass wir sehr gute Maßnahmen gesetzt haben, um die Schulstandorte wesentlich zu verbessern und für unsere Kinder die Klassen moderner zu machen. In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte den Einstieg der Wortmeldung von Mag Reindl zum Anlass nehmen, um zu ersuchen, in der Wortwahl doch vorsichtiger zu sein, um niemanden direkt zu verletzen. Das Thema ist sehr wichtig, und ich glaube auch, dass es der Würde des Hauses entspricht, wenn man in der Wortwahl etwas sorgsamer ist. Sonst bringen wir vielleicht keine Diskussion zu Stande, die diesem Thema gerecht wird. – Ich danke dafür!

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf zu Wort gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Hinblick auf die Sitzungsökonomie habe ich jetzt eine tatsächliche Berichtigung gewählt, es handelt sich hiebei aber mehr um eine Berichtigung des Stils und der Wortwahl.

Ich bin zufrieden, dass auch der Vorsitzende darauf hingewiesen hat, und auch an der nonverbalen Ausdrucksweise der Berichterstatterin habe ich gemerkt, dass das auch bei anderen Kolleginnen und Kollegen in diesem Haus aufgefallen ist: Es geht sicherlich nicht an, dass hier ein Bezirk so heruntergemacht wird, wie es Kollege Reindl getan hat. Und noch weniger geht an, dass dermaßen frauenfeindliche Bemerkungen gemacht worden sind. – Ich würde Ihnen empfehlen, sich bei der Frau Bezirksvorsteherin zu entschuldigen! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte gleich bei Kollegen Tschirf anschließen. Ich gebe mich nicht damit zufrieden, dass der Herr Vorsitzende darauf hinweist, dass der Ton dem Haus angemessen zu sein hat. Vielmehr erwarten wir uns von Kollegen Reindl eine Entschuldigung für seine sexistische Bemerkung! Und wenn schon vom Anspruch in Relation zur Größe eines Bezirks die Rede war, dann muss ich sagen: Für die Größe des Bezirks, aus dem Sie kommen, war Ihre Wortmeldung sehr mager! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wir haben jetzt schon sehr viel über die anstehenden Umbauten, Neubauten und Zubauten sowie Veränderungen und Bedürfnisse im Schulbereich gesprochen. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir, wenn wir solche notwendigen Umbauten, Renovierungen und Sanierungen an den Schulen durchführen, auch die Barrierefreiheit nicht aus den Augen lassen dürfen. Im Jahr 2006 haben wir hier diesbezüglich einen Vier-Parteien-Antrag gestellt. Die Ergebnisse meiner Anfrage, bei der wir wissen wollten, wie es bei den öffentlichen Einrichtungen und Gebäuden bezüglich Barrierefreiheit ausschaut, waren aber eher dürftig. Gerade im Pflichtschulbereich sind nur 28,5 Prozent barrierefrei zugänglich.

Ich meine, dass wir uns diesbezüglich, wenn wir jetzt schon von Sanierungen sprechen, doch an das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz zu halten haben, das vorsieht, dass alle Neubauten, Zubauten und Umbauten bis zum Jahr 2015 barrierefrei gestaltet werden müssen. Wir sollten schon längst damit begonnen haben, aber wenn bis jetzt noch nicht begonnen wurde, dann sollten wir zumindest jetzt damit beginnen!

Das schon angesprochene Bundesbehindertengleichstellungsgesetz besagt, dass bis zum Jahreswechsel 2006/2007 ein entsprechender Etappenplan für die Bundesgebäude erstellt werden soll. Dieser liegt noch nicht vor. Ich meine, wir sollten analog dazu einen Etappenplan für Wien machen, wie die Umgestaltung von öffentlichen Gebäuden, aber auch von Schulen und Kindergärten, und deren Finanzierung vonstatten gehen soll. 

Daher stelle ich folgenden Beschlussantrag: 

„Ein Etappen- und Finanzierungsplan inklusive Auswirkungen auf die Bezirksbudgets zum Abbau baulicher Barrieren in den öffentlichen Gebäuden der Stadt Wien soll erarbeitet und den Gemeinderatsmitgliedern zur Verfügung gestellt werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.“ – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte einen Antrag einbringen, der mit den Ausführungen der Kollegin Bezirksvorsteherin Reichard zu tun hat. Er betrifft ein Sonderbudget für Generalsanierung, Sanierung und laufenden Betrieb von Pflichtschulen. Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, ein auf vier Jahre angelegtes und zur Gänze von der Stadt Wien finanziertes Sonderbudget für Generalsanierung, Sanierung und laufenden Betrieb von Pflichtschulen im Ausmaß von einer Milliarde zu erstellen. Im Zusammenhang mit den Mitteln, die für Sanierungen und Instandhaltungen aufgewendet werden sollen, ist im Fall der tatsächlichen Verwendung mit den Bezirken Einvernehmen herzustellen.

Weiters möchte ich noch kurz auf das Musikschulwesen eingehen und ebenfalls einen Antrag einbringen, um die Situation nachhaltig zu verbessern. Wir haben im Bundesländervergleich in Wien eindeutig zuwenig Musikschulen, und deswegen wäre es uns ein großes Anliegen, wenn die Musikschulen dementsprechend ausgebaut werden.

Ich bringe daher einen Antrag an die Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport ein, dass zum Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen gesetzt werden: Errichtung von bedarfsgerechten Musikschulen in jedem Wiener Bezirk bis Ende 2010, Einstellung von zusätzlichem Lehrerpersonal an den Musikschulen zwecks Abbaus bestehender Wartelisten für Ausbildungsplätze, Schaffung eines bedarfgerechten Angebots an Nachmittagsbetreuungen an den Wiener Musikschulen durch die zuständigen Stellen der Stadt Wien. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Vettermann. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst möchte ich noch zwei, drei Bemerkungen zu den VorrednerInnen und zum Geschäftsstück selbst machen.

Zu Dr Schock möchte ich Folgendes sagen, und ich glaube, das sollte uns klar sein und auch als Klammer gesehen werden: Nachdem die Bezirke keine eigene Steuerhoheit haben, sind Bezirksmittel eigentlich immer Gemeindegeld. Sie fordern also nur eine größere Beteiligung an den Gemeindemitteln. Ob man es von der Gemeinde an die Bezirke gibt, die sich dann beteiligen, oder nicht: Gemeindegeld bleibt es.

Ich habe jetzt auch eine Statistik mitgebracht, die ich Ihnen jetzt zeige, in der man die Kommunalsteuer sieht: Sie ist durch diesen schnell wachsenden Balken dargestellt. Da kann man zumindest nicht sagen, dass das an den schwächsten Teil gekoppelt ist. Ich gebe aber zu, dass man prinzipiell über Aufteilungen immer diskutieren kann. Ich wollte nur einmal festhalten, dass es sich prinzipiell immer um Gemeindegeld handelt, über dessen Verteilung dann diskutiert wird. Darum geht es.

Zu den KollegInnen von der ÖVP und insbesondere zur Forderung der Frau Vorsteherin betreffend eine Milliarde möchte ich noch eine Bemerkung machen. Das habe ich deshalb recht gut mitverfolgt, weil es einige Anträge der ÖVP in diversen Bezirken gegeben hat. Voriges Jahr hat die ÖVP begonnen zu sagen, wenn man für ganz Wien die Sanierung vorantreiben will, sollte man 50 Millionen EUR bereitstellen. In Ottakring, zum Februar hin, war die ÖVP auf 140 Millionen EUR für ganz Wien, die Schulsanierung betreffend. Ich glaube, am meisten, und das sage ich jetzt als Josefstädter, hat die ÖVP-Josefstadt geschafft. Die hat sich auf 250 Millionen EUR „hinaufgegamblet“ und hat das gefordert. 

Dann kommt Rust und wir präsentieren die Schulsanierung, wo alles in allem über 600 Millionen EUR genommen werden, also im Bezirk und Gemeindegeld zusammen, weil in dem Sinn auch Gemeindegeld investiert wird. Es gibt eine zugegeben kurze Schrecksekunde der ÖVP und schwuppdiwupp ist die Milliarde auf dem Tisch. Ich meine, das ist eine ganz klassische Lizitation, denn bis zur Präsentation war das höchste, was ich von der ÖVP vernommen habe, 250 Millionen EUR. Wir präsentieren 600 Millionen EUR, aber nicht, um sozusagen mehr zu bieten, in dem Sinn, wir wollen auch noch mehr haben, weil das wäre ja ein kindischer Wettlauf, sondern einfach mit den Bezirken durch die Schulbesichtigungen ein echtes Programm. Aber die ÖVP teilt sozusagen im ersten Oppositionsreflex mit, das muss mehr werden, das ist nicht genug, das ist ein kleines Packerl. Also so ein kleines Packerl möchten wahrscheinlich viele andere Städte, viele andere Kommunen einmal haben.

Ich sage zur Frau Vorsteherin: Fürchten Sie sich nicht, denn gemeinsam können wir das schaffen! Das geht nur, wenn Sie es wirklich nehmen und auch die 60 Prozent investieren können. Dann wird es aber die 40 geben, sie sind vorgesehen und gemeinsam ist es möglich, die Schulsanierung im vorgesehenen Zeitraum durchzusetzen. Ich glaube, es ist ein faires, ein gutes, ein richtiges Angebot und ist auch von der Dotierung her ein wirklich großer Schritt. 

Zur Kollegin Jerusalem: Die hat ähnlich, nicht ganz wie die ÖVP, aber ähnlich die Lizitation aufgesetzt. Sie hat gesagt: „Was fordert sie jetzt? Okay, dann fordern wir das Doppelte." Es wäre jetzt interessant, ob Sie bei mehr oder weniger immer beim Doppelten bleiben oder ob das auch sachlich irgendwie gerechtfertigt ist. Mein Eindruck ist eher, dass man sich gedacht hat: „Das Doppelte ist immer gut. Fordern wir es einmal!" Auch das finde ich, was das betrifft, nicht in besonderer Weise seriös!

Aber zu den zwei konkreten Fällen, die Sie angesprochen haben:

Das eine ist die Leopoldstadt, wo es tatsächlich so ist, dass es die Lehrkräfte, die Mütter gibt, die diese Frühaufsicht machen, aber damals am 21. März bei einer Podiumsdiskussion vereinbart wurde, dass man gemeinsam mit den Wiener Linien schaut, ob man nicht eine entsprechende Verstärkung der Linie 5A für den Schülerverkehr zwischen Novaragasse und Leopoldsgasse schafft, ob hier nicht einfach zusätzliche Garnituren fahren können. Genau so ist es auch gekommen. In dem Sinn haben Sie recht. Man sollte nicht bis zu den Ferien warten, sondern gleich etwas tun. Das geschieht und daher bin ich auch nicht für Ihren Antrag, der in dem Sinn nicht notwendig ist, weil etwas geschieht. 

Ich will Ihnen nur kurz sagen, was hier geschehen wird. Im Frühverkehr wird um 7.35 Uhr ein Verstärkerbus ab Karmeliterplatz eingelegt und mittags gibt es zu den normalen Tourenbussen, welche um 12.03 Uhr beziehungsweise um 13.05 Uhr ab Leopoldsgasse fahren, jeweils einen Vorläufer, welcher um 12 Uhr und um 13 Uhr, also einige Minuten davor, direkt von der Leopoldsgasse geführt wird, sodass die Möglichkeit gegeben ist, dass man sicher einen Platz findet. In dem Sinn ist es gemeinsam mit den Wiener Linien gelöst. 

Bei der Josefstadt muss ich sagen, haben Sie es eigentlich richtig dargestellt. Genauso war es. Es hat diese Erhebung gegeben. Es sind die 40 Prozent bereitgestellt worden und ein wenig später hat es einen zusätzlichen Bedarf gegeben. 

Nur muss ich sagen, da ist die Josefstadt nicht der einzige Bezirk, wo das passiert ist oder passieren könnte. In dem Sinn, wann immer nach der Erhebung, nach der Vereinbarung etwas auftritt, wo Wien wieder mitzahlen soll, dann kann man das nicht für einen Bezirk machen, wo man einen grünen Vorsteher hat, sondern wird man das für alle Bezirke machen. In dem Sinn bin ich dafür, dass wir hier Gerechtigkeit walten lassen und sagen, das ist vereinbart und wenn darüber hinaus etwas geschieht, was nicht verboten ist, sondern gut und richtig ist, und in der Josefstadt, glaube ich, auch einstimmig beschlossen wurde, dann zahlt das eben der Bezirk, noch dazu, wo ich mich daran erinnern kann, zwei, drei andere sind auch dabei. Wir haben einen, wo mir sozusagen Augen und Ohren aufgegangen sind, wo der Herr Vorsteher gesagt hat: „Selbst wenn die Wiener gar nichts zahlen, wir finanzieren alles über das Bezirksbudget." Es sind auch da nicht 100 Prozent, sondern nur 25 Prozent. Es hat sich herausgestellt, das diese vollmundige Ankündigung von ihm doch nicht ganz so gemeint war, sondern dass er dann eben doch noch zentrale Wiener Mittel hat. Er bekommt den Rahmen dessen, was ausgemacht ist, seine Ankündigung, das zu 100 Prozent zu zahlen, hat sich einfach als politische Rhetorik, als Stimmungsmache herausgestellt. 

Zur KMS möchte ich sagen, da ist es hauptsächlich darum gegangen, dass wir hier ein, ich will nicht sagen, ein Problem, aber ein Phänomen haben, was wir übrigens bei der Lehrerberechnung immer einfordern, dass es eben RückfluterInnen gibt und dass man einfach sagen muss, dadurch, dass es eben immer viele in der AHS probieren, aber dann dort nicht entsprechend mitkommen, in die KMS zurückkommen, sich dann oft subjektiv als Verlierer fühlen, in eine neue Klasse kommen, ist das sicher keine günstige pädagogische Variante. Bei den Kindern wäre es auf alle Fälle besser, von Anfang an in der KMS zu starten, dort mitzukommen und dort gleich die Erfolge zu haben. Das versuchen wir, auch den Eltern zu vermitteln. 

Ich glaube, es ist durchaus eine richtige Sache, dass in den städtischen Ballungszentren immer mehr in die AHS wollen. Dass es hier sozusagen eine andere Entwicklung gibt, ist bekannt. Das ist in allen Städten so. Es ist in Wien, wo wir als einziges Bundesland gleichzeitig auch Stadt sind, in besonderer Weise so. Deshalb fordern wir weiterhin gemeinsame Schulen, weil nur das diesen Trend auf Dauer stoppen wird, was aber nicht bedeutet, dass man hier und heute, so lange es noch beide gibt, darauf hinweisen muss, dass es Rückfluter gibt, sondern dass es für einzelne Kinder durchaus günstig ist, gleich in der KMS zu beginnen. Ich glaube, gegen dieses pädagogische Argument ist eigentlich nichts einzuwenden. 

Unser Beschluss ist eigentlich ein Vorläuferbeschluss, denn das Schulsanierungspaket, das vorgestellt wurde, startet nächstes Jahr. Trotzdem werden hier zusammen über 600 Millionen EUR gemeinsam von den Bezirken und der Gemeinde als Mittel eingesetzt. Beim Generalsanierungsprogramm gibt es übrigens noch die alte Aufteilung auf Tagsatzhöhe. Das gibt es dann nicht mehr. Solange das noch läuft, was aber jetzt im Auslaufen ist, gibt es das noch. Die Sicherheitsdecken sind nicht dabei, das Generalsanierungspaket ist ebenfalls nicht dabei. Das sind alles noch Extramittel, die von Wien bezahlt werden. Das ist zusammengenommen die größte Investition in das Wiener Schulwesen und es kann auch keine Lizitation der Opposition etwas daran ändern. Der heutige Beschluss ist daher auch ein guter Tag für das Wiener Schulwesen! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mir das jetzt schon sehr interessiert angehört und möchte dazu einige Dinge sagen. 

Der Kollege Reindl stellt sich hier hin und erklärt dann sehr ausführlich, wie großzügig die Stadt Wien den Bezirken unter die Arme greift, wenn es um die Schulsanierung geht. Dann hat er vom zinsenlosen Darlehen gesprochen. Das ist schon in Ordnung, wenn Sie jetzt ein zinsenloses Darlehen hergeben, aber Sie haben sofort gesagt, die Bezirke müssen das genauso zurückzahlen. Dann haben sie zwar nächstes Jahr ein bisschen mehr Geld, aber übernächstes Jahr fehlt es wieder! Ich verstehe da die Großzügigkeit, die Sie uns weismachen wollten, nicht ganz! (GR Kurt Wagner: Inflationsgewinn!)
Das Nächste ist, dass Sie zwar sagen, Sie tun jetzt alles, aber was ist denn Fakt? Sie haben Schulen an die Bezirke übergeben, die derart desolat waren, dass schon von Haus aus klar war, dass das Bezirksbudget, das man dafür zur Verfügung gestellt hat, gar nicht reichen kann, um diese Schulen zu sanieren. Sie machen ja jetzt nichts, dass Sie den Bezirken etwas schenken, sondern Sie hätten den Bezirken Schulen übergeben können, die sie mit Ihrem zu kleinen Bezirksbudget, muss ich sagen, dann auch sanieren hätten können. Das haben Sie aber nicht gemacht! Also von Großzügigkeit kann ich jetzt nicht reden! 

Aber was mich fast am meisten geärgert hat, war, dass Sie sagen, wir müssen aufpassen, dass uns nicht die Preise in die Höhe gehen. Wissen Sie, dass Sie den Firmen Preisabsprachen unterstellt haben? Sie brauchen nur eine öffentliche Ausschreibung zu machen! Sie können doch nicht sagen, weil wir jetzt Schulen sanieren, werden die Preise in die Höhe getrieben! Da muss ich sagen, ich hoffe, dass das nicht so zu verstehen war, wie Sie es gesagt haben! (GR Christian Oxonitsch: Sie haben keine Ahnung!) Das war schon ein bisschen heftig! 

Das Nächste ist, dass die Mittel dann zum Teil völlig falsch eingesetzt wurden, weil wiederum die Gemeinde den Bezirken manches aufs Auge gedrückt hat. Wenn man dann, ich habe die Schule schon einmal zitiert, eine Schule, die aus einem Altbau besteht, zur Hälfte neu baut und zur Hälfte saniert, und diese halbe Sanierung kostet nur unwesentlich weniger als der ganze Neubau, dann läuft irgendetwas falsch. Das ist trotzdem eine alte Schule, die wieder sanierungsbedürftig ist! 

Oder Sie haben sehr konzentriert Mittel in einige wenige Schulen gesteckt, die Sie übersaniert haben, aber, nur nebenbei, sind sie jetzt wieder genauso kaputt und bei manchen fallen Fenster hinaus, während andere jahrelang überhaupt keine Bezirksmittel gesehen haben, weil das Geld nicht ausgereicht hat. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das ist doch nicht so!)

Dann ist es so, dass Sie auch die Verteilung insofern äußerst schlecht organisieren oder dass man den Bezirken helfen könnte, dass man Schulen halt nicht fünf oder sieben Jahre lang immer in kleinen Stückchen saniert. Mir ist schon klar, es sind Ferien, aber manches kann man zusammen bearbeiten. Sie zahlen sieben Jahre lang eine Baustelleneinrichtung, eine Baustellenvorhaltung. Das sind bitte alles Kosten, die für die Schule als solches überhaupt nichts bringen. Das kostet die Gemeinde etwas, das kostet den Bezirk etwas, nur die Schule und letztlich alle, die mit der Schule zu tun haben, haben nichts davon. 

Wenn der Herr Kollege Vettermann gesagt hat, es ist trotzdem alles Gemeindegeld, sage ich, natürlich ist es Gemeindegeld, aber wir haben nun einmal eine Bezirksdezentralisierung und dann muss man die Bezirke auch so ausstatten, dass sie das wahrnehmen können und nicht sagen, wenn wir etwas geben, dann können sie etwas tun. Geben Sie und lassen Sie die Bezirke ohne größere Auflagen oder dass Sie dann hinterher als große Gönner kommen, arbeiten! Ich glaube, dann funktioniert das System besser! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Dipl-Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

In aller Kürze, nur um ein paar Sachen zurechtzurücken, aber vorweg noch eine Frage zurück an die Sozialdemokratie: Wer, wenn nicht die Sozialdemokratie, ist momentan in der Lage, die gemeinsame Schule der 
10- bis 14-Jährigen zu verwirklichen? Sie haben die absolute Mehrheit in Wien und Sie stellen den Bundeskanzler! Also mehr Ausreden, dass man diese Forderung in den vergangenen Tagen tatsächlich vergessen hat, selbst beim besten Willen, das ist nicht mehr zulässig! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Staatsbürgerkunde: Nicht genügend!) Entweder Sie gestehen die eigene politische Unfähigkeit ein, obwohl Sie Bundeskanzler und Bürgermeister stellen, oder Sie sagen ganz offen: „Von der Forderung haben wir uns momentan verabschiedet!" (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich lasse mir nämlich ungern bei den eigenen Anträgen unterstellen, dass wir sie aus Jux und Tollerei stellen und möchte vielleicht ganz kurz begründen, Kollege Vettermann, warum wir die 17 Millionen EUR gewählt haben. Es ist, wenn man sich anschaut, wie momentan die Vorgriffsrate der Bezirke ist, wie zukünftige Sanierungsmaßnahmen, insbesondere im Bereich der Kindertagesheime und der Pflichtschulen zu erwarten sind, notwendig, insbesondere für heuer diese Summe tatsächlich zu verdoppeln, weil ansonsten gerade die Bezirke, die Vorgriffe für zukünftige Schulsanierungen in Anspruch nehmen würden, weil ein breiter Teil von ihnen noch andere Schulen zu sanieren hat und deshalb in Wirklichkeit den Schulsanierungen nachgekommen werden sollte, die aufgenommenen Vorgriffe nicht sinnvoll zurückzahlen können. Es geht, wenn man die Dezentralisierung der Bezirke ernst nimmt, selbstverständlich darum, dass die Bezirke auch eine freie Spitze für Kultur, für Öffentlichkeitsarbeit, für Kinderspielplätze, für Grünanlagen et cetera haben. Wenn man das alles den Bezirken wegnimmt, dann macht eine Bezirksdezentralisierung keinen Sinn. 

Hinter der Idee, diese Mittel für heuer zu verdoppeln, sage ich Ihnen ganz ehrlich, steckt natürlich auch die Idee, dass man die gesamte Bezirksmittelverordnung und die Frage der Dezentralisierung, in welcher Art und Weise man sich das erwartet, erneut einer politischen Diskussion stellen sollte. Weil da kommt schon dazu, was heute schon ein paar Mal erwähnt worden ist, dass, wie Sie sicher wissen, die Kommunalsteuer und die Dienstgeberabgabe im letzten Jahr zwar wieder ein bisschen angestiegen sind, aber, wie Sie sicher auch wissen, für die Berechnung der Bezirksmittel nicht immer das letzte Jahr gilt, sondern die Jahre davor gelten. Die Jahre davor hat die Kommunalsteuer stagniert, hat die Dienstgeberabgabe stagniert, während natürlich die Teuerungsraten für alle Geschichten, die auch in den Bezirken angefallen sind, gestiegen sind, insbesondere zum Teil auch der Baukostenindex. Selbstverständlich ist es daher notwendig, die Bezirksmittelverordnung und auch die Koppelung an die Kommunalsteuer und an die Dienstgeberabgabe zu hinterfragen, genauso wie es selbstverständlich zu hinterfragen ist, wie die Topf-2-Ausgaben in der Bezirksmittelverordnung in Zukunft aufgeteilt werden, weil sich das seit dem Jahr 1987 bei weitem überholt hat. Also hinter dem Antrag steckt sehr wohl etwas.

Es ist durchgerechnet, es wäre den Bezirken für heuer eine große Hilfe und in dem Sinne ersuche ich, der Abänderung zuzustimmen. - Danke sehr. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herzlichen Dank für die sehr intensive Debatte, die wir heute doch zu einem sehr erfreulichen Abschluss abgeführt haben, nämlich zu einer großartigen Investition in den Schulbereich - lassen Sie mich den kleinen Beisatz vom Berichterstatterstuhl machen -, sodass nun dieser Akt, der als erster Schritt und Konsequenz aus einer sehr intensiven Auseinandersetzung der ExpertInnen, StatikerInnen und der Fachabteilung aus dem Vorjahr hervorgegangen ist, nämlich sich ganz genau anzusehen, wie sich denn die Schulbauten baulich zusammensetzen und hier eine ganz genaue Aufstellung gemacht wurde, die logische Konsequenz und auch der erste Schritt in ein großes Paket ist. 

Ich erlaube mir schon zu sagen, dass es sich um ein großes Paket und nicht um ein kleines Paketchen handelt, aber vielleicht haben wir unterschiedliche Zugänge zu Zahlen. 600 Millionen EUR in Summe kommt mir doch sehr groß und nicht klein und verniedlichend vor. (GR Dr Herbert Madejski: Das klingt viel, ist aber wenig!) Das heißt, ein großartiger Schritt in die richtige Richtung, wenn ich auch merke, dass es sicher noch intensive Debatten in der Frage der Aufgaben- und Kompetenzverteilung im Rahmen der Dezentralisierung geben wird. Jedenfalls dürfte sich dieses Bedürfnis sehr aufgetan haben.

Ich bitte aber um Zustimmung zum heutigen Akt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Es liegt mir als erster der Abänderungsantrag der GRÜNEN vor: „Über bauliche Instandhaltung der allgemeinen Pflichtschulen wird für das Jahr 2007 eine Zuweisung an die Bezirke in der Höhe von 17 Mil-
lionen EUR genehmigt."

Wer diesem Abänderungsantrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei den GRÜNEN fest. Das ist nicht ausreichend.

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die dem eigentlichen Akt zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig, mit Zustimmung aller Fraktionen, angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Ich bringe als ersten den Antrag der FPÖ zur Abstimmung, wo die Frau Stadträtin für Finanzen aufgefordert wird, die Bezirksbudgets um 30 Prozent zu erhöhen.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung bei der FPÖ, somit nicht ausreichend.

Nächster Antrag, die GRÜNEN, betreffend Shuttlebus zwischen den Volksschulen Novaragasse und Leopoldsgasse. Sofortige Abstimmung. 

Wer kann diesem Antrag zustimmen? - ÖVP, FPÖ und GRÜNE, keine Mehrheit.

Antrag der GRÜNEN, betreffend die Inanspruchnahme des Schulsanierungsprogramms für das Jahr 2007 und Erhöhung der Fördermittel für die Josefstadt. Sofortige Abstimmung. 

Wer kann zustimmen? - ÖVP, FPÖ und GRÜNE, nicht ausreichend.

Antrag der GRÜNEN, betreffend Unterversorgung von Floridsdorf, Donaustadt und Penzing. Hier sollen AHS-Klassen oder mobile Klassen angemietet werden. Sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür? - GRÜNE, FPÖ, ÖVP.

Nächster Antrag von den GRÜNEN: „Ein Etappen- und Finanzierungsplan inklusive Auswirkungen auf die Bezirksbudgets zum Abbau baulicher Barrieren bei öffentlichen Gebäuden soll erarbeitet und den Gemeinderatmitgliedern zur Verfügung gestellt werden." Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer kann diesem Antrag zustimmen? - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Antrag von der ÖVP, betreffend ein Sonderbudget für Generalsanierungen, eine Milliarde Euro wird verlangt. Die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss wird verlangt. 

Wer kann diesem Antrag zustimmen? - ÖVP, FPÖ. 

Der letzte Antrag, von der ÖVP, betreffend Ausbau des Wiener Musikschulwesens. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. 

Wer hier zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen nun zur Postnummer 17. Sie betrifft die dritte Subventionsliste 2007. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir werden bei diesem Geschäftsstück eine getrennte Abstimmung verlangen und dem Verein Wiener Wohnberatung nicht zustimmen. 

Wenn man sich die Homepage dieses Vereins ansieht, ist es zwar interessant, dass der ehemalige Kollege Fuchs noch als Obmann aktiv ist und sich nach wie vor als Landtagsabgeordneter bezeichnet, aber vielleicht könnte man ihn darauf hinweisen, dass er die Homepage erneuern sollte, weil sie offensichtlich noch aus einer Zeit ist, wo er hier im Landtag saß. Die Informationen, die man über die Homepage über diesen Verein bekommt, sind Informationen, die auch auf den Seiten der Stadt Wien zu finden sind. Es ist nämlich jede Seite, die dort aufgelistet ist, mit den Informationsseiten der Stadt Wien verlinkt. Wir glauben, dass man das Geld, das hier beschlossen wird, viel besser investieren könnten, wenn wir schon über Beratungen in der Stadt, die das Planen und Bauen angehen, investieren könnten. 

Ich möchte auch einen Antrag einbringen, dass die Stadt Wien wieder eine Fachstelle „Referat barrierefreies Planen und Bauen" einrichtet. Es hat so eine Fachstelle schon einmal gegeben. Die wurde dann 2004 aufgelöst. Diese Fachstelle hat sich damals eigentlich sehr bewährt und es wird von einigen Institutionen in dieser Stadt seit dieser Zeit immer wieder betont, dass es so eine Beratungsstelle braucht und diese sehr notwendig ist.

Wenn wir, auch das, was ich schon beim vorhergehenden Geschäftsstück gesagt habe, das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz ernst nehmen, und das müssen wir als Stadt, dann glaube ich, dass wir hier Know-how und auch Beratungsstätten anbieten müssen, die im Magistrat verankert sind und nicht, wie es dann einen Antrag der SPÖ gibt, beim Bürgerdienst angehängt werden, wo der Bürgerdienst (GRin Erika Stubenvoll: Der gehört auch zum Magistrat!), der auch Magistrat ist, eigentlich als die Stelle bekannt ist, wo man sich hinwendet, wenn es Probleme gibt, wenn man sich über nicht funktionierende Lampen, Leuchten oder Sonstiges beschwert. (GRin Erika Stubenvoll: Noch viel mehr!) Ich glaube, dass wir nicht diese Beratungsstelle zu so einer Stelle - unter Anführungszeichen - degradieren lassen sollten, sondern, dass hier wirklich ein Angebot für ArchitektInnen, PlanerInnen, aber auch für Schulungen und Bibliotheken anbinden könnten. Es ist ja nicht so, dass man das erfinden muss, denn die Stadt Graz hat so eine Fachstelle, so eine Beratungsstelle. Wir haben im Antrag, das steht in der Begründung, den Link aufgeschrieben. Das ist dort genauso bei den Magistratsabteilungen eingegliedert. Ich glaube, dass wir das auch in Wien sehr gut einrichten könnten.

Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Eine Fachstelle für barrierefreies Planen und Bauen nach dem Vorbild der Grazer Stadtbaudirektion, Referat barrierefreies Bauen, soll umgehend eingerichtet und beworben werden.

Ich beantrage die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Smolik, Sie sind nicht sehr weit entfernt von unserem Anliegen. Sie wissen genau, dass wir uns gemeinsam auch für Barrierefreiheit in der Stadt einsetzen und dass wir, nachdem die MA 12 eigentlich nicht mehr existiert, als Übergangslösung einen Beauftragten in der MA 34 haben. Das ist Herr Dipl-Ing Labi, der diese Aufgaben wahrnimmt. Gleichzeitig gibt es im Fonds Soziales Wien eine Gruppe mit ErgotherapeutInnen, die Menschen mit Behinderung, aber auch Seniorinnen und Senioren dahin gehend berät, dass möglichst ergonomische Geräte und Ausstattungen in den Wohnungen möglich gemacht werden. Dazu gibt es natürlich auch viele Förderungen. Ich erwähne jetzt nur die Förderung seitens der MA 50, wo Maßnahmen, die Zugänge erleichtern, beziehungsweise auch Aufstiegshilfen finanziert werden.

Aber ich stimmt mit Ihnen überein, wir brauchen ein Kompetenzzentrum der Stadt Wien für barrierefreies, behindertengerechtes und generationsgerechtes Bauen und Wohnen. Das soll auch eingerichtet werden. Die SPÖ-Fraktion möchte einen eigenen Antrag einbringen und zwar, weil wir glauben, dass die Einrichtung eines solchen Kompetenzzentrums beim Bürgerdienst sehr gut angesiedelt ist. Der Bürgerdienst ist niederschwellig zugänglich für alle Bürgerinnen und Bürger, hat Zugriff zu allen Magistratsabteilungen der Stadt Wien und kann dort Dinge veranlassen, die notwendig sind. Zum Zweiten soll dieses Kompetenzzentrum Erstberatung in Bezug auf barrierefreie Maßnahmen anbieten, wenn notwendig auch Lokalaugenscheine vornehmen. Das macht der Bürgerdienst letzten Endes auch. Es wundert mich, warum gerade die GRÜNEN, die sozusagen immer Bürgernähe auf ihre Fahnen heften, eigentlich nicht dem Bürgerdienst zutrauen wollen, eine solche Kompetenz wahrzunehmen. 

Natürlich muss dort auch die Ausstattung stimmen, es müssen dort Expertinnen und Experten vorhanden sein, die auch das fachliche Wissen haben. Letzten Endes kann man natürlich auch Expertinnen und Experten zukaufen, die dann für verschiedene Problembereiche eingesetzt werden. Diese Beratung kann für betroffene Einzelpersonen erfolgen, wie eben auch bei Wohnungsadaptierungen. Man kann also vor Ort gehen, kann sich die Sanitärräume anschauen, kann hinsichtlich Liften beraten und so weiter. Es können sich natürlich auch Bauherren, Trägerorganisationen, Wohneinrichtungen für behinderte Menschen, aber auch einzelne Magistratsabteilungen an diese Beratungsstelle wenden. Das muss dann eben so konstruiert sein, dass das auch möglich ist. 

Letzten Endes sollen natürlich auch Projekte oder geförderte Projekte der Stadt Wien dem Prinzip der Barrierefreiheit entsprechen. Man muss also versuchen, auch hier die Schwerpunkte zu setzen. 

Wir wünschen uns eine solche Beratungsstelle, angesiedelt beim Bürgerdienst. Es wäre dadurch gewährleistet, dass wirklich alle Wienerinnen und Wiener, nachdem das entsprechend öffentlich gemacht wird, den Zugang zu dieser Beratungsstelle haben. 

Deswegen bringen wir einen eigenen Beschluss- und Resolutionsantrag ein: „Der Wiener Gemeinderat tritt für die Schaffung eines Kompetenzzentrums für barrierefreies, behinderten- und generationsgerechtes" - auch das ist mir sehr wichtig – „Bauen ein, vorzugsweise beim Bürgerdienst der Stadt Wien, weil dieser bürgernah, niederschwellig und in engem Kontakt mit allen betreffenden Dienststellen des Magistrats ist."

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Antrag. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Warum erst nach 20 Jahren?) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Es wurde der Antrag auf getrennte Abstimmung gestellt. Die Subventionsliste ist in Höhe von insgesamt 100 170,12 EUR. Sie teilt sich folgendermaßen auf:

Ich bitte um Zustimmung für 36 072,12 EUR für die Wiener Psychoanalytische Vereinigung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. 

Und 64 098 EUR für den Verein Wiener Wohnberatung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, ohne FPÖ und ohne GRÜNE, mehrheitlich angenommen. 

Es liegen mir zwei Anträge vor, und zwar der erste von den GRÜNEN. Hier soll eine Fachstelle, Referat barrierefreies Planen und Bauen, eingerichtet werden. Es soll die Zuweisung erfolgen.

Wer da zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE, das hat keine Mehrheit. 

Es liegt mir ein zweiter Antrag vor, von der SPÖ: „Der Wiener Gemeinderat tritt für die Schaffung eines Kompetenzzentrums für barrierefreies, behinderten- und generationsgerechtes Bauen ein, vorzugsweise beim Bürgerdienst."

Wer dem seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - SPÖ und FPÖ, somit ist dieser Antrag angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 18. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Forum Wien Arena". Ich bitte den Kollegen Baxant, die Berichterstattung durchzuführen.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Es geht hier um eine Förderung an den Verein „Forum Wien Arena" in der Höhe von 225 000 EUR für das Jahr 2007. Die Wiener Freiheitlichen sind traditionell gegen die Förderung für diesen Verein. 

564 000 EUR wurden vom Verein beantragt. In der Kostenaufstellung sieht man, dass mehr als die Hälfte der Kosten für Personalkosten und nur wenig für Aktionen aufgewendet werden soll. Im Akt steht, und wir wissen schon von anderen Akten, dass diese Formulierungen immer sehr harmlos sind, es handelt sich bei der „Arena" um die älteste autonome Veranstaltungs- und Kommunikationszentrale in Wien, über die Grenzen Wiens und Österreichs ist die „Arena" bekannt, es herrscht dort eine basisdemokratische Selbstverwaltung und es gibt dort 78 Mitglieder. 

Ganz besonders interessant ist, dass im Statut des Vereins steht, als Mitglieder gelten jene Menschen, die sich ständig in einer ihnen gemäßen Form für die Erreichung der Vereinsziele einsetzen. Das ist wohl etwas mehr als spanisch. Das heißt, der Mitgliederkreis ist gar nicht genauer definiert. Da steht zwar „78 Mitglieder", aber keiner weiß eigentlich, wer da Mitglied ist, weil die Formulierung so unklar ist. Da fragt man sich, woran gemessen wird, wann ein Mitglied im Verein „Arena" aufgenommen worden ist oder nicht, eher wohl nicht, weil es gibt keinen eindeutigen Aufnahmeakt. Wie kommt man dann anhand dieser Definition überhaupt auf 78 Mitglieder? Das ist vereinsrechtlich und demokratisch mehr als bedenklich. 

Die Frau VBgmin Laska hat gesagt: „Wir schätzen diese Institution. Das ist ein sehr wichtiger Teil der Wiener Jugendkultur." Es finden verschiedenste Live-Konzerte und Veranstaltungen in dieser „Arena" statt. Gern gesehen ist zum Beispiel die Musikgruppe namens „Terrorgruppe", laut Selbstbeschreibung eine sehr zwiespältige Band. Da steht im Internet, und das findet man natürlich nicht im Akt: „... Terrorgruppe ficken euch besser als alles andere und das besonders live." Weiters: „Gäste werden von der Terrorgruppe grundsätzlich wie der letzte Dreck behandelt." Man darf sich aber rächen, also eigentlich eh recht fair. Und: „Die Mitglieder der Terrorgruppe kann man natürlich auch persönlich beschimpfen." Diese „Terrorgruppe" hat auch eine eigene Church of Punkology und eine eigene gruppeneigene Jugendsekte namens „Hedonistische Heilsfront", die jetzt eine Art „Gottreplacement Poll" aufbauen will. 

Da frage ich mich schon, wie es sein kann, dass hier indirekt Jugendsekten gefördert werden, wo wir doch, glaube ich, schon sagen können, dass wir gegen das Sektenwesen antreten. Aber anscheinend ist das im roten Wien nicht der Fall. Wir von der FPÖ treten auf jeden Fall gegen das Sektenunwesen ein und werden diesen Akt natürlich ablehnen! Wir fragen uns, wofür da wirklich Steuergelder verwendet werden sollen und wo hier die Vorbildwirkung für junge Leute ist!

Ein anderes Thema, das Thema „linker Antisemitismus": Die „Arena" ist trotz aller Distanzierungen, die in den letzten Jahren stattgefunden haben, kein unbeschriebenes Blatt. Im Jahr 2003 hat sich die „Arena" bei der Antiimperialistischen Koordination, bei der Veranstaltung „Opernball angreifen", beteiligt. Die „Arena" war offizieller Unterstützer dieses Bündnisses. Bei diesem Bündnis hat auch der antisemitische Künstler Latuff teilgenommen, der das Bündnis unterstützt hat. Herr Latuff ist auch einer, der Che Guevara nicht nur verherrlicht, sondern anhimmelt. Da sieht man eben, da treffen sich wieder die richtigen Leute, die ehrenwerte Gesellschaft der linksradikalen Szene, sozusagen das Who's who der linksradikalen Szene in Österreich.

Man sieht, dass hier das rote Wien mit beiden Händen diese Szene subventioniert. Das ist die Subventionspolitik der SPÖ-Wien! Wir Freiheitlichen machen da sicherlich nicht mit! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die „Arena" wird es aushalten!)
Trotzdem hat die Frau VBgmin Laska gesagt: „Wir schätzen diese Institution. Das ist ein sehr wichtiger Teil der Wiener Jugendkultur." Man hört aber regelmäßig, dass die „Arena" behördliche Anmeldungen seiner Veranstaltungen umgehe und absichtlich zu geringe Besucherzahlen anmelde. Es kommt zu Sperrstundenüberschreitungen, es kommt zu Aufrufen zu Hass und Gewalt, zu regelmäßigen Vorfällen von Drogenmissbrauch, zu Missachtung des Rechtsstaats und zu linksextremen Aktivitäten. Ich finde es einen Skandal, dass Steuergelder für solche Aktivitäten und Veranstaltungen, wo Drogen missbraucht werden, aufgewendet werden! 

Wir wissen alle, es gab einen Brief, wo von höchster Stelle die Polizei offiziell angewiesen wurde, nicht in der „Arena" herumzuschnüffeln, weil es natürlich unangenehm ist. Wir wissen alle, dass die Polizei trotzdem öfters auf diesem Areal einschreiten musste und daran gehindert wurde, das Areal zu betreten. Man hat mit Tafeln aufgezeigt, dass sich die Polizei gefälligst schleichen sollte. Wir wissen alle, dass es oftmals zu Gewaltexzessen gekommen ist und auch kommt. Ich erinnere auch daran, dass Punks ein Mädchen dort einmal krankenhausreif geschlagen haben. Und auch ein Drogentoter, den es vor ein paar Jahren gegeben hat und der dann am Parkplatz vor der „Arena" abgelegt worden ist, ist uns allen leider noch in schlechter Erinnerung.

Für so einen Verein sollen 225 000 EUR aufgewendet werden. Überhaupt wird für solche Vereine in Wien so viel Geld aufgewendet. Das ist auch ein rotes Sittenbild. Ich erinnere an das Amerlinghaus mit dem Sadomasoverein (GR Mag Rüdiger Maresch: Das musste ja kommen!), anstatt dass man das Geld in sinnvolle Projekte investiert, wie zum Beispiel in die Sanierung von Schulgebäuden, die schon längst hätte stattfinden können, in den kostenlosen Kindergarten, den wir seit Jahren fordern, oder in die Entlastung von Jungfamilien in Form von Senkung von Gebühren. 

Wir werden auf jeden Fall dieser missbräuchlichen Subventionspolitik des roten Wien nicht zustimmen und werden diesen Akt deswegen ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Vorweg möchte ich nur klarstellen, dass ich davon ausgehe, dass in der Stadt Wien, sofern Gesetze überschritten werden, diese Gesetzesüberschreitungen natürlich geahndet werden. (GR Mag Wolfgang Jung: Auch Hausbesetzungen?) Das muss natürlich klargestellt werden. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie wäre es mit einer Antwort?) 
Dass die „Arena" aus der Wiener Jugend-, Kunst- und Musikszene nicht wegzudenken ist, daran zweifelt, glaube ich, hier niemand. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist keine Berichterstattung!) Es wird ein vielfältiges Angebot, beginnend mit Konzerten, Workshops, „art didacta", die so genannte Sommerakademie, Tanzperformances oder Freiluftkinos angeboten. Ich möchte vor allem, und das ist, glaube ich, meiner Fraktion und mir sehr wichtig, darauf hinweisen und hervorstreichen, dass auch sozialarbeiterische und gesellschaftliche Arbeit geleistet wird, nämlich, es werden ausgegrenzten Jugendlichen und jungen Erwachsenen soziale und arbeitstechnische Kompetenzen vermittelt. (GR Dr Herbert Madejski: Die haben sich selbst ausgegrenzt!) 

Ich glaube, dem sollte man auch Rechnung tragen. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zur heurigen Subvention an den Verein „Forum Wien Arena". - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Wieso sollen wir das brennen?) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, SPÖ und ÖVP, damit ist der Antrag angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 45. Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung für die Errichtung des Nationalparkhauses Lobau. Berichterstatter ist Herr Kollege Wutzlhofer. - Bitte.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir wollen es kurz machen. Es ist zwar noch nicht so spät, aber trotzdem. Wir werden natürlich der Errichtung des Nationalparkhauses und der Erhöhung des Sachkredits zustimmen. 

Uns geht es darum, das zu benutzen, um einen Beschluss- und Resolutionsantrag zur Besteuerung von Flugbenzin auf EU-Ebene einzubringen. Ich werde ihn nicht vorlesen, ich möchte nur darauf hinweisen, dass es Alternativen zum Urlaub in der Steiermark gibt. Das hätte ich ganz gern schriftlich. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Kollege Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Nachdem das vorbildlich kurz war, kann ich es auch kurz machen. Wir sind für den Antrag und für das Nationalparkhaus. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 45 zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig.

Es liegt mir der Antrag der GRÜNEN vor, Besteuerung von Flugbenzin auf EU-Ebene.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die FPÖ.

Es kommen jetzt mehrere Geschäftsstücke. Ich schlage vor, die Berichterstattungen und die Verhandlungen über die Postnummern 1, 2, 3, 4, 6, 8, 9, 10, 11, 12 und 13 der Tagesordnung, sie betreffen jeweils Subventionen an verschiedene Vereine, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Hat dagegen jemand einen Einwand? - Ich sehe das nicht. 

Dann bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe KollegInnen! Ich bitte um Zustimmung zu den Akten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich greife aus dieser Menge mehrerer Subventionsanträge diesmal vor allem drei heraus, und das sind drei Subventionsanträge an Romavereine, wobei sich hier unsere Kritik nicht auf die Höhe - da ist die höchste Subvention im Maximum von knapp über 22 000 EUR -, sondern vor allem auf den Inhalt bezieht.

Wenn man sich die Anträge anschaut, schauen die auf den ersten und oberflächlichen Blick eigentlich recht gut aus, denn dann hat man den Eindruck, es geht in erster Linie darum, Romakindern Deutsch beizubringen und zum anderen, hier vor allem etwas nahe zu bringen, das ist die Schulpflicht für Kinder, denn es gibt noch immer, und das ist leider ein trauriges Eingeständnis, eine Reihe von Eltern aus diesem Bereich, die es einfach nicht zur Kenntnis nehmen, dass wir in einem Land leben, wo Schulpflicht besteht. Das ist eine Pflicht, die nicht nur sozusagen ein Druck von oben ist, sondern durchaus etwas Positives für die Entwicklung eines Menschen. Deswegen gibt es sie auch.

Es zeigt sich, wenn man das nachvollzieht, auch, dass man hier schon lange Zeit mit einem gewissen Augenzwinkern über etwas hinweggegangen ist, nämlich, dass eine Gruppe von Menschen, die hergekommen ist, um hier zu leben und sich zum Teil natürlich ihre Lebenssituation hier auch verbessert hat, auf der anderen Seite offensichtlich nicht gewillt ist, sich den hiesigen Regeln und Gesetzen, weil das ist ein Gesetz, zu unterwerfen, um ihre Kinder in die Schulen zu geben. 

Das Deutschlernen beziehungsweise die Vermittlung der Schulpflicht, so weit so gut, wäre ein Inhalt, dem wir durchaus zustimmen könnten. Schaut man sich die Anträge aber doch genauer an, und ich lobe immer die ausführlichen Unterlagen, die wir zur Verfügung bekommen, dann muss man feststellen, es geht nicht nur um diese Dinge, sondern es ist ein weiterer Aspekt darin. Das ist, dass man gleichzeitig diese Kinder in der Sprache ihrer eigenen Kultur unterrichtet, was grundsätzlich nichts Schlimmes wäre, aber wenn die Kinder ein Deutschdefizit haben, nicht einmal in die Schule gehen oder nur unzureichend in die Schule gehen, gleichzeitig noch eine zweite Sprache lernen sollen und es auf der anderen Seite aber evident ist, dass sie nicht einmal ihre eigene Sprache, mit der sie aufgewachsen sind, ausreichend können beziehungsweise viele mangelhaft alphabetisierte Erwachsene in der Familie haben, dann glaube ich, ist es eine schwere Überforderung. Ich glaube, dass es nicht richtig ist, die Mittel in diese Richtung und in diese Unterrichtsform zu investieren.

Was aber unserer Meinung nach noch ärger ist, ist, dass wir in all diesen drei Anträgen, so wie das immer wieder in den Subventionsanträgen dieser Vereine vorkommt, den Passus finden, dass eine Assimilierung verhindert werden soll oder auf keinen Fall angestrebt werden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der Zeit, als die ersten Zuwanderer in Form von Gastarbeitern nach Österreich und nach Wien gekommen sind, hat man sich darum kaum gekümmert und viele dieser Menschen, und das möchte ich schon betonen, haben sich auf eine ganz natürliche Art und Weise in die hiesige Gesellschaft integriert, haben mehr oder weniger gut die Sprache gelernt, haben zur Kenntnis genommen, dass es hier zum Beispiel eine Schulpflicht gibt und haben heute durchaus in der zweiten, dritten, manchmal sogar schon vierten Generation gelernt, mit uns gemeinsam zu leben. Ich glaube, das gehört auch zu einer Zuwanderung dazu, dass es eine ganz natürliche Form von Assimilierung oder Anpassung gibt. Wir sagen, ohne diesen Schritt kann Integration in Wahrheit gar nicht stattfinden!

In Wien wird allerdings der Weg andersrum gegangen, dass man diese Anpassung verhindern will, vor allem sozusagen mittels der geistigen Ausrichtung dieser vielen Vereine. Ich erinnere zum Beispiel an einen Antrag der Diakonie, wo man, obwohl es um Flüchtlingsbetreuung gegangen ist, die also gerade erst angekommen sind, hineingeschrieben hat, dass man eine Überanpassung vermeiden will.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, wir sind weit von einer Überanpassung entfernt. Ich glaube, das würde überhaupt kein Mensch verstehen, der im täglichen Leben, sei es im Wohnen oder auch im Schulbereich der Kinder, mit sehr vielen Zugewanderten konfrontiert ist. Daher muss ich sagen, wir lehnen das wirklich ab, dass man diesen Passus hineinschreibt und dass zum Grundsatz wird, dass ein Bestandteil der Integrationspolitik eine Vermeidung der Überanpassung ist! Dem können wir auf gar keinen Fall zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Lassen Sie mich aber auch noch anführen, dass das in weiterer Folge, wenn ich sozusagen immer vermehrt auf diese Diversität, wie Sie das so gerne nennen, auf diese Vielfalt, setze und die Bemühungen der Arbeiten der Vereine im kulturellen oder Bildungsbereich vorherrschend darauf abzielen, diese Diversität zu behalten oder wenn sie vielleicht nicht so funktionieren würde, im Gegenteil noch zu fördern, es auf der anderen Seite, sehr geehrte Damen und Herren, auch Verlierer gibt. Einer der Verlierer sind die österreichischen Schulkinder und ihre Eltern. Denn wenn ich diese Vielfalt beibehalte, wirkt sich das dann dahin gehend aus, dass es eine Menge von Gruppen gibt, die miteinander nicht mehr können, sei es aus sprachlichen oder sei es aus kulturellen Gründen. Es sind heute die Wiener Familien, die um viel Geld ihre Kinder, wenn sie eine bestimmte Vorstellung über deren Schulausbildung haben, in teure Privatschulen schicken müssen. 

Für uns ist ganz deutlich im Vordergrund, wir sehen uns vor allem als der Sprecher und Anwalt der Wiener Familien! Das sind die, die in dieser Stadt immer stärker unter die Räder kommen! Wir werden daher Ihren Subventionsanträgen nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte heute in meiner Ausführung auf zwei sehr wichtige Themen Bezug nehmen.

Beginnen möchte ich mit dem Poststück Nummer 6, Verein Interface. Wir werden heute gegen dieses Poststück stimmen. Ich werde gleich anführen, warum. 

Der Verein Interface beschäftigt sich vor allem mit jugendlichen Migranten. An und für sich begrüßen wir jede Initiative, die sich dieses Themas annimmt, weil die Bilder in Frankreich uns immer wieder deutlich vor Augen führen, wohin unterlassene Integrationspolitik im Jugendbereich führen kann. Unser Kritikpunkt bei diesem Poststück ist ein anderer. Der Verein soll mit der stattlichen Summe von 1,5 Millionen und ein paar läppischen Euro gefördert werden. Es gibt in Wien aber auch etliche andere Vereine, die im Jugendbereich vorbildlich arbeiten. Leider werden diese entweder gar nicht oder mit sehr geringen Summen gefördert. Interface wird aber mit einer sehr hohen Summe gefördert. Da gibt es natürlich einige Fragen, die wir uns dann stellen. Ich möchte an dieser Stelle auch den Verein Echo erwähnen, der seit Jahren sehr vorbildlich gearbeitet hat und wo dann fast über Nacht die Subvention abgedreht wurde. Auf Grund der Höhe der Subvention und der Projektbeschreibung hegen wir von der ÖVP-Wien den Verdacht, dass bei diesem Poststück die Verpflichtung zur Ausschreibung umgangen wird! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind davon überzeugt, dass etliche andere Vereine die Arbeit von Interface machen können und auch machen. Auf unsere Frage: „Warum nur dieser Verein und kein anderer?", war die Antwort sehr interessant: „Weil wir den Verein schon sehr lange kennen." (Beifall bei der ÖVP.) 

Diese Erklärung, meine sehr geehrten Damen und Herren, klingt nicht sehr überzeugend. Zweifellos sind wir in Wien vor Gewaltausbrüchen wie in Berlin und Paris verschont geblieben. Dennoch wirft diese Problematik Fragen auf, die nach entsprechenden Antworten suchen. Realitätsverdrängung und fromme Sprüche haben ausgedient, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn der SPÖ-Verantwortliche, der Herr Bürgermeister, persönlich behauptet, wir haben in Wien kein Integrationsproblem, betreiben die Sozialdemokraten eine enorme Realitätsverweigerung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir von der ÖVP-Wien glauben zwar nicht, dass Panikreaktionen angesichts der Integrationsproblematik angebracht sind, zumal sie auch mit einem gut durchdachten Integrationskonzept verhindert werden könnten, aber von Schönreden, wie es die SPÖ betreibt, haben wir alle und auch die Betroffenen nichts. Die SPÖ hat es verabsäumt, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen, vor allem im vorschulischen, schulischen und auch beruflichen Bereich, zu setzen! Sie fördern damit, dass sich diese Generation von ihrem Geburtsland, sprich, Österreich, immer mehr wegentwickelt! Dann haben wir das Problem, dass sie sich im Arbeitsleben, aber auch kulturell nicht integrieren können. Die Jugendarbeitslosigkeit in Wien ist dementsprechend groß. Wir alle kennen das Freizeitverhalten von Immigrantenkindern, wenn Sie auf die Ottakringer Straße gehen, die so genannte Balkan-Meile oder die türkischen Clubbings. Ein Austausch mit der Mehrheitsgesellschaft ist da nicht zu finden! Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier geht es nicht darum, jetzt den Teufel an die Wand zu malen! Ganz im Gegenteil, mir und meiner Fraktion geht es um vernünftige Lösungsansätze!

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle einen Bericht aus dem türkischsprachigen Regionalmedium „Yeni Vatan Gazetesi" präsentieren. Ich werde es Ihnen nachher zeigen, ich habe die Zeitung leider auf dem Tisch vergessen. Dieses Medium hat sich dem Thema angenommen und hat in der letzten Ausgabe einen Bericht dazu gebracht. (Der Rednerin wird die angesprochene Zeitung zum Rednerpult gebracht.) - Danke sehr! - Es ist ein türkisches Medium, aber auf dem Cover ist in deutschen Lettern - man sieht es - zu lesen: „Diese Bilder stören uns auch". Es geht vor allem um jugendliche Migranten. Das Problem mit denen ist auch in der Community ein Problem. Deswegen dürfen wir es im Gemeinderat nicht schönreden! Auch die SPÖ darf es nicht schönreden! Dieser Bericht verdeutlicht vor allem eines: Die Integrationspolitik der SPÖ-Regierung ist gescheitert! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Jugendlichen sind größtenteils in Wien geboren, hier aufgewachsen, aber sie fühlen sich nicht angekommen und hier beheimatet. Die meisten von ihnen haben nur einen Pflichtschulabschluss, haben keine Arbeit und damit auch keine Zukunftsperspektive. Wie gesagt, Wien ist zwar noch nicht Paris, aber Wien kann sehr schnell und sehr bald Paris werden, wenn die SPÖ-Alleinregierung nicht endlich aus ihrem „Es-ist-eh-alles-in-Ordnung"-Schlaf aufwacht! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Nurten Yilmaz: Das glauben Sie wirklich?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ-Fraktion, lassen Sie mich meine Ausführungen zu Ende bringen. Die Integrationspolitik ist kein netter ideologischer Aufputz, Frau Kollegin Yilmaz, den man zur Not einmal schnell sozusagen quasi auf dem Hut austauschen kann! (GRin Nurten Yilmaz: Wie kommen Sie darauf?) Im Gegenteil, gute Integrationspolitik ist eine der drängendsten Herausforderungen, das heißt, mit enormer sozialer, gesellschaftspolitischer und arbeitsmarkpolitischer Relevanz! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Nurten Yilmaz: Sehr gut!) 

Die Chancen, Frau Kollegin, von Migrantenkindern und jugendlichen Migranten auf eine spätere Integration in den Arbeitsmarkt zu erhöhen, liegt zutiefst auch im Interesse der Wiener Gesellschaft. Zum einen werden diese Fähigkeiten und Ressourcen nicht brach liegengelassen, sondern weiterentwickelt und für die Wiener Gesellschaft dann auch nutzbar gemacht. (GRin Nurten Yilmaz: So ist es!) Zum anderen dient integrative Jugend- und Schulpolitik auch als Maßnahme zur Prävention von abweisendem Verhalten, sprich, Drogen, Gewalt et cetera. Spätere Folgekosten für die Gesellschaft können auf diese Weise vermieden werden. (GRin Nurten Yilmaz: Deswegen haben wir auch nicht die Probleme von Paris!) 

Es ist mittlerweile hinlänglich diskutiert, dass Integration nur über die Sprache gehen kann. Mich haben in den letzten Tagen etliche Lehrer, vor allem aus dem Berufsschulbereich, kontaktiert, auch Sozialarbeiter haben mich kontaktiert, die sich mit dieser Problematik von der Wiener Stadtregierung allein gelassen fühlen. (Beifall bei der ÖVP. - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ganz genau!) 

Ein Berufsschullehrer hat mir berichtet, das er allein im letzten Monat ehrenamtlich für sprachliche Unterstützung seiner Schützlinge 120 Stunden aufgewendet hat und nun an der Grenze seiner Belastbarkeit gelandet ist. Auch er fühlt sich von der Wiener Stadtregierung im Stich gelassen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Beispiel zeigt uns vor allem ganz deutlich, dass Wien noch viel Arbeit vor sich hat. Derzeit gibt es kein Anzeichen dafür, dass die Ärmel bei der SPÖ-Fraktion hochgekrempelt werden. Aber es ist mit hohen Risiken verbunden, notwendige Maßnahmen auf die lange Bank zu schieben und sich darauf auszureden, dass es von selbst besser wird. Gute und ehrlich gemeinte Integrationspolitik ist, wie gesagt, eine Investition in die Zukunft von uns allen. Da fällt der SPÖ-Stadtregierung kein Zacken aus der Krone, wenn sie über ihren eigenen Schatten springt und bekennt, dass ihre bisherige Integrationspolitik gescheitert ist und sie die Forderung der ÖVP umsetzt. Aber nur zu sagen, Integration ist wichtig, ist uns zu wenig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte heute noch ein anderes, sehr sensibles Thema ganz kurz ansprechen, und zwar Zwangsheirat. 

Vor zehn Minuten hat mir die zuständige Stadträtin die lang versprochene Studie in die Hand gedrückt. Ich habe deswegen leider keine Möglichkeit gehabt, sie durchzulesen. 

Aber ich möchte Ihnen am Beispiel eines Falls die Brisanz dieses Themas verdeutlichen. Vielleicht haben Sie in den letzten Tagen „Report" gesehen, wo vom Fall Ayse berichtet wurde, oder auch in den Medien darüber gelesen. Dieser Fall hat mich persönlich sehr berührt. Ich habe dieses Mädchen besucht. Es geht um ein türkisches Mädchen, das 2005 geheiratet hat und aus der Türkei nach Wien gekommen ist. Ihr Mann ist ein in Wien aufgewachsener türkischstämmiger Österreicher, der eine Freundin gehabt hat. Die Eltern wollten nicht, dass er seine Freundin heiratet und haben ihn gezwungen, Ayse zu heiraten. In Wien angekommen hat sie sehr viel Leid erfahren müssen. Sie wurde von den Schwiegereltern und auch von ihrem Mann misshandelt, eingesperrt. Die Polizei musste sie befreien. Sie ist in ein Frauenhaus gekommen. Die Scheidung wurde eingereicht. Aber die psychologischen und seelischen Grausamkeiten ihres Mannes gingen weiter. Noch dazu hat er, obwohl er noch mit ihr verheiratet war, mit seiner ursprünglichen Freundin Hochzeit gefeiert. Ayse ist davon psychologisch schon so mitgenommen, dass sie vor ein Auto gelaufen ist. Sie wurde so schwer verletzt, dass sie monatelang im Koma gelegen ist. Heute ist sie auf dem Niveau eines dreijährigen Kindes und wird in einem Krankenhaus rehabilitiert. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Schicksal von Ayse steht stellvertretend für viele andere ähnliche Fälle.

Der Fall von Ayse zeigt uns aber auch, dass die Integrations- und Frauenpolitik der SPÖ-Stadtregierung in den letzten Jahren versucht hat, das Thema Zwangsheirat zu tabuisieren. (GR Godwin Schuster: Das ist aber ungeheuerlich!) Lassen Sie mich aussprechen! (GR Godwin Schuster: In keiner anderen Großstadt Europas hätte diese Behandlung stattgefunden! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Dieser sensible Bereich darf nicht aus dem Blickfeld der Wiener Öffentlichkeit verbannt werden. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das ist ungeheuerlich! Dass Sie das Schicksal dieser Frau für plumpe Politik ...!) Aber das ist genau das, was die Rathaus-Verantwortlichen mit ihrer Politik der leeren Versprechungen tun. (GR Godwin Schuster: Diese Frau hat sich diese plumpe Politik nicht verdient!) Hier ist ein Politikwechsel erforderlich. Denn Zwangsheirat und Ehrenmorde sind keine Modeerscheinungen, das Problem gibt es schon länger, und vor allem ist es kein Kavaliersdelikt. (GR Franz Ekkamp: Christlich-sozial! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine Fraktion und ich haben vor genau einem Jahr an dieser Stelle einen Beschlussantrag eingebracht, und in meiner Rede habe ich die Brisanz dieses Themas betont. Es wurde mittlerweile eine Studie erstellt - wie gesagt, sie liegt uns jetzt einmal vor, die Erstellung dieser Studie hat mehr als eineinhalb Jahre in Anspruch genommen (GRin Nurten Yilmaz: Welche Studie ...?) -, um dann die Einrichtung einer Task Force anzukündigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hätten Sie meine Rede vom letzten Jahr hergenommen, hätten Sie sich diese Studie erspart. Und wenn Sie den Maßnahmenkatalog von mir hernehmen, können Sie sich auch eine Task Force ersparen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist Gefahr im Verzug, es ist dringender Handlungsbedarf da. In Wien fehlt es an den konkreten Maßnahmen, die auch dringend umgesetzt werden müssen. Für uns ersetzen Werbemaßnahmen der SPÖ-Stadtregierung keine Sprachkurse, keine integrationsfördernden Kindergartenbesuche, keine bildungsfördernden Maßnahmen, keine Wohnungsvergabepolitik und schon gar nicht ein Zusammenwachsen der unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. Denn wir wissen ja: In Wien ist nicht überall Integration auch drinnen, wo Integration draufsteht. (GR Dr Herbert Madejski: Na geh! Das sagen wir schon seit zehn Jahren!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Stadt Wien ist aufgefordert, Integration nicht als Schlagwort oder Werbeslogan, sondern endlich als dringend notwendiges Handlungsfeld zu sehen. Mit dem Wechsel auf Seiten der Wiener Stadtregierung und mit StRin Frauenberger besteht die Chance auf einen Neuanfang im Bereich der Integration. Integration ist und bleibt eine Querschnittsmaterie. Man kann nur Erfolg haben, wenn man in den verschiedensten Bereichen, von der Wohnungs- über die Bildungs- bis zur Frauenpolitik, konkret handelt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Bacher-Lagler. - Bitte.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Stadträtinnen!

Die vorliegenden Subventionsansuchen der Vereine und Organisationen, die sich damit beschäftigen, Bevölkerungsgruppen zu unterstützen, die einen besonderen Zugang benötigen zur Sprache, zum Verstehen der Kultur, aber auch zur Eingliederung, sind meiner Ansicht nach zu unterstützen, weil es hier gerade um Bevölkerungsgruppen in Wien geht - speziell Jugendliche und Frauen -, die aufgrund spezieller Situationen in Wien den Zugang finden. 

Integration bedeutet ja Sprache, und sehr viele der Organisationen, für die heute Unterstützungen und Subventionen zum Beschluss vorliegen, befassen sich mit der Erlernung von Sprachen für Jugendliche und für Menschen, die nach Österreich zuwandern und damit einen besseren Zugang zur Schule, zur Bildung und zur Berufswelt bekommen. 

Integration bedeutet auch Zusammenleben und eine gute Nachbarschaft. Ich behaupte, dass es sehr wichtig ist, dass wir das durch diese Vereine fördern - neben den zahlreichen anderen Möglichkeiten und Maßnahmen, die die Gemeinde Wien in den letzten Jahren gesetzt hat -, dass man versucht, Nachbarschaften zu unterstützen, Gemeinsamkeiten zu finden und in Vereinen auch den Zugang gemeinsam zu finden, sei es jetzt in Kindergärten, wo wir gemeinsame Projekte planen und durchführen, sei es in Schulen, sei es in Jugendzentren, sei es in Vereinen, sei es auf zahlreichen Veranstaltungen, wo die Gemeinde Wien durch ihre Tätigkeit speziell versucht, alle Bevölkerungsgruppen zusammenwachsen zu lassen und auch das Verstehen der Kulturen untereinander zu fördern.

Denn Wien ist eine prächtige Stadt, Wien ist eine sehr schöne Stadt, und Wien wird immer mehr auch durch die zahlreichen Touristen gelobt, weil dies hier eine Stadt ist, in der es ein sehr friedliches Zusammenleben aller Bevölkerungsgruppen gibt. (GR Dr Herbert Madejski: Noch!) Dies sind die Erfolge der MA 17, dies sind die Erfolge der amtsführenden StadträtInnen, die hier in den letzten Jahren tätig waren, und man soll auch diese Projekte weiterhin fördern. 

Integration bedeutet aber auch Lernen, Lernen daraus, wie sich bestimmte Bevölkerungsgruppen verhalten, wo es Konflikte gibt, diese auszuloten und zu messen und alles daranzusetzen, dass diese Konflikte nicht entstehen, sondern im Gegenteil im Vorhinein entsprechend eruiert und erkennbar gemacht werden. Nur dadurch ist es möglich, die volle Integration aller Bevölkerungsgruppen zu erreichen und damit ein vielseitiges Erleben in dieser Stadt zu gewährleisten.

Ich meine, dass das Wort Diversität sehr weitreichend ist. Grundsätzlich glaube ich, dass es für uns Wiener sehr, sehr wichtig ist, zu lernen, und zwar mit diesen Menschen und mit allen Menschen zu lernen, dementsprechend auch aus der Kultur zu lernen. Wichtig ist, dass es Veränderungsprozesse, Veränderungen gibt und dass diese auch erkennbar gemacht werden, dass wir daraus aber als eine Stadt der Weiterentwicklung dementsprechend auch unsere Ziele neu definieren können. 

Ich denke, dass es ein sehr wesentlicher Teil unserer Politik ist, dass wir das auch angehen und dass wir uns das als unser Ziel stecken: Eine Stadt, die sich verändert! Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass für Wien eine Weiterentwicklung als Großstadt ohne das Thema Zuwanderung, ohne das Thema Migration möglich ist. (GR Dr Herbert Madejski: Es geht ums Wie!) Wir müssen das in allen unseren Lebenslagen und all unserem politischen Handeln auch entsprechend forcieren und weiterentwickeln. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum letzten Redebeitrag, jenem der Frau GRin Ekici: Ich maße mir nicht an, persönliche Schicksale hier zu politischer Agitation zu verwenden. Wir hätten dieses Schicksal auch mit politischer Unterstützung leider nicht verhindern können. Was wir aber machen konnten und auch machen werden, ist, dass wir alles unternehmen werden, dass das nicht wieder passiert, dass wir dieses Thema der Öffentlichkeit näher bringen und dass wir das auch dementsprechend nach außen tragen. Aber ich finde es nicht für in Ordnung, hier aus kleinkariert politischen Gründen das Schicksal einer Person auch politisch zu verwenden! Das lehne ich ab. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich aber auch recht herzlich bedanken bei den Mitarbeitern der MA 17, die tagtäglich versuchen, diese Aufgabe zu koordinieren, um Bevölkerungsgruppen in die Gesellschaft so einzubringen, wie wir es als tatsächlich österreichische Staatsbürger von Grund aus auch erwarten. Das sind Bevölkerungsgruppen und keine Gruppen, die eben nur politisch irgendwann einmal eingegliedert werden müssen, sondern wir müssen verstehen, dass in der Zuwanderung Menschen mit Migrationshintergrund dieselben Rechte und dieselben Möglichkeiten haben müssen wie all jene, die von Grund aus in diesem Lande und in dieser Stadt leben.

Wir müssen uns auch als Ziel setzen - und für das stehe ich ganz wesentlich ein -, dass wir diese Veränderungen, die hier ständig auf uns zukommen, tatsächlich auch angehen und dass es keinen Stillstand geben kann, dass das nicht ein Punkt sein kann, den man aus politischen Gründen ablehnt, sondern hier gehört eine Weiterentwicklung der Maßnahmen durchgeführt. Ich glaube, die beste Garantin für diese politischen Maßnahmen ist unsere neue Stadträtin Sandra Frauenberger, die durch ihre Tätigkeit in den letzten Wochen auch schon gezeigt hat, dass sie bereit ist, diese Herausforderungen anzunehmen. 

Daher ersuche ich um Zustimmung zu diesen Postnummern. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Somit ist die Debatte geschlossen. Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Grundsätzlich wollte ich noch sagen, dass Wien eine Stadt des Miteinanders ist, dass wir für ein breites Bündnis für Integration und gegen Rassismus stehen und dass das Wort assimilieren bei uns keinen Platz findet. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung, in Richtung GR Christian Oxonitsch: Wie ist das mit dem Berichterstatter, Herr Kollege? - GR Christian Oxonitsch: ... kann das trotzdem sagen! Wo ist das Problem?)
Weil die Studie zur Zwangsheirat angesprochen wurde, Frau Mag Ekici - ich sehe die Kollegin gerade nicht -: Was sie verschwiegen hat, ist, dass eine Runde der Integrationssprecherinnen und Frauensprecherinnen der Parteien gemeinsam mit der Studienleiterin und der Frauenstadträtin die Zwangsheirats-Studie genau diskutieren werden, dass auch hier die Diskussion stattfinden kann und dass eine Task Force eingerichtet wird, um hier weitere Maßnahmen zu setzen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Wir kommen jetzt zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Zuerst stimmen wir ab über Postnummer 1.

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die der Postnummer 1 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, somit mehrheitlich, beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 2.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenso, ohne die Stimmen der FPÖ, mehrheitlich angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 3.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, ohne die Stimmen der FPÖ, mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 4.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, SPÖ und ÖVP sind dafür, dies ist mehrheitlich angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 6.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist, ohne die Stimmen der ÖVP, mit den Stimmen der drei anderen Fraktionen mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 8.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, SPÖ und GRÜNE sind dafür, dies ist mehrheitlich angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 9.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist, ebenfalls ohne die Stimmen der FPÖ, mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 10.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 11.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Zustimmung der FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 12.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dies ist mehrheitlich, ohne die Zustimmung der FPÖ, angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 13.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet Zustimmung bei den GRÜNEN und der SPÖ, es ist somit mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 39 der Tagesordnung. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe bezüglich der Pflegeheime. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Das ist heute der einzige Tagesordnungspunkt, der sich mit Gesundheitspolitik beschäftigt. Wir werden dem Aktenstück zustimmen. Aber ich möchte dieses Thema zum Anlass nehmen, um auf etwas mir sehr Wichtiges hinzuweisen, auf einen Notstand, der ein vergessener Notstand ist. Wir kümmern uns eigentlich immer erst viel zu spät um diese Frage: Wie wird in der Pflege ausgebildet, und wie wird die Pflege wertgeschätzt? 

Wenn Sie die Debatte zur Pflege verfolgen, dann werden Sie wissen, dass wir seit 2004 einen Lehrstuhl für Pflegewissenschaften an der Medizinischen Universität in Wien haben. Dieser wurde auf drei Jahre, sozusagen befristet, eingerichtet. Das Rote Kreuz, die Erzdiözese Wien und die österreichische Caritas haben diesen Lehrstuhl gestiftet. 

Es geht um das Ziel, nicht etwa nur für drei Jahre ein Studium zu ermöglichen und es dann wieder einzustellen, sondern das Ziel war und sollte auch sein, damit ein ordentliches Studium der Pflegewissenschaften zu etablieren. Ein Curriculum wurde ausgearbeitet, und die Intention ist, dass es genügend Fachleute gibt, um im Bereich der Pflege Gesundheitseinrichtungen mit der nötigen Expertise und mit Führungspersonen auszustatten - auf der einen Seite -, aber auch Innovationen in der Pflege voranzutreiben. 

Dieser Lehrstuhl ist mit der wirklich einschlägig ausgewiesenen Frau Prof Dr Elisabeth Seidl besetzt, die sich seit Jahrzehnten mit bemerkenswertem persönlichen Einsatz und hoher Kompetenz um die Pflegethematik und um eine Professionalisierung der Pflege verdient gemacht hat. Was sie immer wieder über die Pflege sagt, ist auch ein Sittenbild darüber, wie mit dem Lehrstuhl für Pflegewissenschaften in Österreich, in Wien umgegangen wird. Sie spricht nämlich davon, dass sich die Pflege „im Spannungsfeld zwischen Gebrauchtwerden und Vergessenwerden" einrichten muss. 

Gebrauchtwerden: Da weiß jeder/jede von uns, wenn es der Fall ist, wenn wir Unterstützung brauchen, bei Spitalsaufenthalten oder in Pflegeheimen. Und Vergessenwerden ist dann das Thema, wenn wir uns vielleicht mit Spitzenmedizin und irgendwelchen - meist männlichen - chirurgischen oder sonstigen Botschaften, medialen Diskursen über die medizinische, die ärztliche Kunst beschäftigen. Da wird die Pflege vergessen! Es wird vergessen, wie komplex Pflege mittlerweile geworden ist und welche hohen Anforderungen Pflege hat, um tatsächlich am Gesundwerden oder in der Versorgung chronisch Kranker ihre Leistung zu tun. 

Wenn es jetzt so ist, dass dieser Lehrstuhl für Pflegewissenschaften für drei Jahre gestiftet ist, und es so ist, dass zwar 1 000 Studenten und Studentinnen inskribiert sind, aber dass man im Herbst 2007 keine weiteren Studenten und Studentinnen zulassen kann, weil die Finanzierung schlicht und einfach nicht gesichert ist, halten wir das für symptomatisch. Wir halten das für eine beschämende Situation. 

Denn die Pflege ist immer wieder ein Thema, wenn es darum geht, einen Mangel festzustellen und einen Notstand in Österreich zu debattieren. Der Pflegenotstand ist dann sozusagen wie ein politisches Thema, das man durchs Dorf jagt, und wenn es wieder vorbei ist, kümmern wir uns nicht mehr darum, und schon gar nicht um strukturelle Verbesserungen. Und es ist dann ein Thema, wenn es Skandale gibt. Mit all diesen Zugängen, dem Mangel, der Skandalisierung und dem Notstand, wird man dem Thema sicher nicht gerecht, und vor allem den Menschen - und es sind meistens Frauen, die in diesem Beruf arbeiten - schon gar nicht. 

Die Pflege wird auf diese Weise nach wie vor als Hilfsdisziplin der Medizin abgewertet. Das ist sie längst nicht mehr, dazu sind die Aufgaben zu umfangreich und dazu sind die Frauen, die vorrangig in der Pflege arbeiten, auch viel zu kompetent und viel zu wichtig. Dieses Abqualifizieren als Hilfsdisziplin der Medizin hat Tradition, nachgerade jahrhundertelange Tradition. 

Wer auf der sehr eindrucksvollen Veranstaltung „175 Jahre Barmherzige Schwestern in Wien" war, die vor einigen Wochen auf Einladung des Bürgermeisters hier im Rathaus stattgefunden hat, kann ermessen, was es bedeutet, wenn Pflege in einer Stadt ein Thema wird. Denn durch viele Jahrhunderte ist man krank gewesen, vielleicht gesund geworden oder sonst gestorben. Bezeichnenderweise war es auch die Versorgung von verwundeten Soldaten, in der die Pflege ursprünglich Bedeutung bekommen hat, weil das sozusagen auch wirtschaftlich und militärisch notwendig war. 

Man hat bei dieser Veranstaltung „175 Jahre Barmherzige Schwestern" gesehen, dass es tatsächlich vier Schwestern aus Zams in Tirol - nicht gerade eine Metropole auch zu dieser Zeit - waren, die auf Einladung und auf besondere Bitte des Kaisers nach Wien kamen, um hier in der Pflege zu wirken. Sie haben sich auf einen langen, langen Weg gemacht, sind von Zams in die Gumpendorfer Straße gekommen, und dort muss es sozusagen ein Kulturschock gewesen sein, aus einem Tiroler Dorf und mit dieser Ordenstradition zu kommen. Sie haben sich aber etabliert und haben mittlerweile ja ein bemerkenswertes und nachhaltiges Projekt der Versorgung mit pflegerischer und medizinischer Kunst in Wien etabliert. 

Wir kommen also von einem dienenden Konzept her, wir kommen von einem christlich-barmherzigen Konzept her. Wir alle sollten längst wissen, dass diese Konzepte historisch ihre ganz wichtige Tradition haben, aber dass wir sie überwinden müssen für eine professionelle, eine selbstbewusste, eine sachlich und wissenschaftlich abgesicherte Pflege. Darum ist zu kämpfen.

Es ist auch darum zu kämpfen, dass die Pflege im Vergleich und in der Zusammenarbeit mit der Medizin den gleichrangigen Platz erhält, der ihr zusteht. Auch wenn seit 1997 im Gesundheits- und Krankenpflegegesetz die eigenverantwortliche Tätigkeit festgeschrieben ist, gibt es nichtsdestoweniger immer noch Angehörige der Ärzteschaft, die finden, dass die Pflege im Wesentlichen eine Hilfswissenschaft oder gar keine Wissenschaft, sondern ein Hilfsdienst für die Medizin ist. 

Der Umstand, dass man kein Geld, keine Energie und keine Ressource für die Pflegewissenschaft freigeben will, zeigt, dass es offensichtlich unter den Ärzten, in der Ärzteschaft vielleicht auch irrationale Angst vor Konkurrenz, vor Gleichrangigkeit gibt. Man muss dazu wissen, dass noch zu Beginn des letzten Jahrhunderts in den ärztlichen Ausbildungsbüchern für die Pflege immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass es nicht zu viel Wissen und schon gar nicht zu viel medizinische Kompetenz bei den Pflegenden geben soll. Eigentlich ein unhaltbarer Standpunkt! Aber in dieser Tradition denken offensichtlich noch die einen oder anderen.

Denn sonst könnte es nicht so sein, dass man an der Medizinischen Universität mit etwas so Wichtigem wie der Pflegewissenschaft so umgeht, dass man sagt: Gut, wenn jemand einen Lehrstuhl für drei Jahre stiftet, dann möge es so sein, aber danach geht uns das Geld aus und auch die Idee, um das zu etablieren. - Das halten wir für absolut unakzeptabel, und zwar auch deshalb, weil es in unser aller Interesse sein muss, dass die Pflege professionell ist. 

Vor hundert Jahren ist man vielleicht noch aus dem Spital gekommen und war entweder gesund - vielleicht hat man gehumpelt -, oder man war tot und ist hinausgetragen worden. Aber die Tatsache, dass wir jetzt durch medizinische Kunst vielleicht wieder zusammengeflickt und notdürftig gesund gemacht werden, jedoch für chronische Erkrankungen oder für das hohe Alter oder in der Intensivbetreuung oft komplexe und gute pflegerische Betreuung brauchen, das müsste es uns doch wert sein, dass wir genügend Geld investieren, damit diese Ausführung auch auf hohem Niveau gesichert ist, dass es Qualität gibt, dass es Forschung über neue Pflegekonzepte gibt, dass schlicht und einfach die Pflegepraxis verbessert wird, dass die Pflegepersonen in der so genannten Apparatemedizin ihren Teil auch auf kompetente Weise leisten können. 

Wer je auf einer Intensivstation geschaut hat ... (GRin Anica Matzka-Dojder: Wenn Sie sagen, dass sie inkompetent sind, werden sie das gerne hören!) Sie sind nicht inkompetent. Frau Kollegin, Sie haben mir nicht zugehört! Ich halte hier eine Brandrede für die Pflege, und ich weiß nicht, was gerade Sie daran kränken könnte. Denn die Tatsache, dass die Pflege als Wissenschaft etabliert ist, muss besonders für die Angehörigen der Pflegeberufe das erste Interesse sein. (Zwischenruf von GRin Anica Matzka-Dojder.)
Frau Kollegin Matzka! Wenn Sie mir zuhören würden, würden Sie diese Schlussfolgerung vielleicht auch nachvollziehen können. Also argumentieren Sie nicht gegen mich, sondern argumentieren Sie für dieses Anliegen, und ich werde mich mit Interesse daran erfreuen, dass Sie unserem Antrag zustimmen werden. Davon gehe ich nämlich aus, denn als Mitglied des Pflegeberufes können Sie doch gar nicht gegen die Finanzierung der Pflegewissenschaft an der Universität Wien stimmen. Ich schaue Ihrem Abstimmungsverhalten zuversichtlich entgegen.

Damit komme ich auch zu meinem Antrag, einem Antrag auf sofortige Abstimmung. Ich bitte also alle, die - auch in der Regierungsfraktion - etwas für Pflege übrig haben, sich das auch wirklich und vielleicht aus ganz persönlichem Interesse zu überlegen. Wir alle brauchen irgendwann in unserem Leben Unterstützung durch Pflege. 

Die Finanzierung der Pflegewissenschaft ist nicht gesichert. Wir meinen, dass die Gemeinde Wien ihren Beitrag liefern soll; sie soll die entsprechenden Finanzmittel sicherstellen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Natürlich! Wie immer! Das grüne Modell ist immer dasselbe! Zu wenig Lehrer - Wien soll zahlen!) Wien soll zahlen, und die Medizinische Universität soll ihren Beitrag geben, Sonja, genau! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Eindeutig eine Aufgabe des Bundes!) 

Aber im AKH und an der Medizinischen Universität ist so unfassbar viel Geld, das sich die Gemeinde Wien endlich abholen sollte. Ich sage nur Infrastrukturbeitrag, den du auf eine für mich unverständliche Weise der Medizinischen Universität und den Ärzten schenkst. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir können gern über alles reden! Aber das hat damit gar nichts zu tun!) Ich finde, jeder soll seinen Beitrag leisten (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Genau!), auch die Gemeinde Wien. 

Ich stelle daher den Beschlussantrag, die Gemeinde Wien möge durch das Bereitstellen entsprechender Finanzmittel sicherstellen, dass es auch ab dem Herbst 2007 das Studium der Pflegewissenschaften am Standort Universität Wien geben wird. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir sollen es zahlen!)
Wir sind nicht mehr bei den Schwestern aus Zams, die nach Wien kommen (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sind wir schon lange nicht mehr!), sondern wir können einen Schritt weitergehen und auch die Wissenschaft etablieren. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es ist eine Beleidigung aller Pflegerinnen und Pfleger, zu sagen, sie sind alle aus Zams! Das ist eine Beleidigung aller Pflegerinnen und Pfleger!) Nein! Sie leisten sehr viel, und sie haben ein Recht darauf, dass es auch auf der Ebene der Wissenschaft anerkannt und reflektiert wird. Ich kann mir nicht vorstellen, dass du dagegen bist, dass Wissenschaft auch für die Pflege, für die Wiener Pflegepersonen, zur Verfügung steht. Also kann da auch die Gemeinde Wien ihren Beitrag liefern.

Dem Antrag, den Frau Kollegin Korosec hinsichtlich der Einführung eines Bachelor-Studiums an einer Wiener Fachhochschule stellen wird, werden wir zustimmen. Denn es braucht einerseits Forschung, aber andererseits auch angewandte fachliche Wissenschaft, also gehobenen Dienst, der auf dem Niveau einer Fachhochschule optimal ergänzt würde, auch für die wissenschaftliche Ebene. In diesem Sinne werden wir auch zustimmen. 

Und ich freue mich, wenn die SPÖ unserem Antrag folgt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dem Geschäftsstück geben auch wir unsere Zustimmung. Immerhin geht es ja um eine Rücklagenbildung von 34 Millionen, in erster Linie für Pflegeheime, und das ist wichtig. Jeder Euro, der da kommt, ist wichtig und notwendig, um eben menschenwürdige und auch gesetzeskonforme Zustände in teilweise - denn wir haben ja auch sehr schöne Pflegeheime - noch desolaten Pflegeheimen der Stadt herzustellen. Da werden wir also zustimmen. 

Nun komme ich zu dem Antrag der GRÜNEN. Frau Kollegin Pilz, auch diesem Antrag werden wir selbstverständlich zustimmen, weil die Pflegewissenschaft eine unglaublich große Bedeutung hat. Ich bin eigentlich über die Zwischenbemerkungen der sozialistischen Fraktion hier sehr erstaunt, die das offensichtlich doch etwas anders sieht. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Wissenschaftsminister Dr Hahn hat die Notwendigkeit des Studiums selbstverständlich auch sofort erkannt. Im Ministerium für Wissenschaft und Forschung arbeitet bereits eine Arbeitsgruppe, und es wird ein Konzept erarbeitet, um eben das Studium auch in Zukunft anbieten zu können. 

Die Anforderungen an den gehobenen Dienst für Gesundheit und Krankenpflege werden immer komplexer, einerseits natürlich aufgrund der demographischen Entwicklung, aber andererseits auch durch die neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse. Das bedeutet, das Berufsbild verändert sich, entwickelt sich weiter und wird entschieden differenzierter. Das heißt aber auch, dass in der Ausbildung eine stärkere Differenzierung notwendig ist. 

Wir meinen, dass einerseits das Master-Studium an der Uni eben in besonderer Weise für Lehre, für Forschung, für Wissenschaft wichtig ist, aber andererseits ein Bachelor-Studium an einer Fachhochschule zur Ausbildung von Fachkräften im gehobenen Dienst, das eben sehr stark praxisorientiert ist, auch notwendig wäre. Das ist der Grund dafür, dass meine Kollegin Karin Praniess-Kastner und ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der lautet: 

„Die Gemeinde Wien" - und es ist Aufgabe der Gemeinde Wien, Frau Stadträtin! – „möge die Einführung eines Bachelor-Studienmodells an einer Wiener Fachhochschule betreiben und die dafür notwendigen Finanzmittel bereitstellen."

Auch wir meinen, dass in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung zu erfolgen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Es ist niemand mehr zum Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte zu den beiden eingebrachten Anträgen Stellung beziehen. 

Zum ersten Antrag, eingebracht von Frau Kollegin Pilz betreffend Studium der Pflegewissenschaft, möchte ich darauf hinweisen, dass Sie in Ihrer eigenen Begründung richtigerweise schreiben, dass die notwendigen Finanzmittel von Seiten des Bundes nicht zur Verfügung gestellt werden beziehungsweise nicht als prioritär eingestuft werden. Sie selbst schreiben auch, dass diese Entscheidung beim Bund liegt und daher auch in die Kompetenz des dafür zuständigen Bundesministers fällt.

Ich halte auch fest, dass es nicht die Aufgabe der Stadt ist, Finanzierungen, die in der Kompetenz des Bundes liegen, zu übernehmen. Das würde grundsätzlich auch eine neue Festlegung im Bereich des Finanzausgleiches zwischen Bund und Ländern erfordern, wenn universitäre Ausbildungskosten, die im Bereich des Bundes liegen, von den Ländern übernommen werden, weil dafür natürlich auch anteilige Bundesmittel zur Verfügung gestellt werden müssten. Daher ersuche ich, diesen ersten Antrag abzulehnen. 

Zum zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von Frau Kollegin Korosec ebenfalls zum Thema Studium der Pflegewissenschaft, möchte ich festhalten, dass Sie zwar schreiben, dass im Bundesministerium an einem Konzept gearbeitet wird, aber man anscheinend noch nicht so weit ist, dass es zu einer Beschlussfassung kommt. Was das von Ihnen im Antrag vorgeschlagene Studienmodell betrifft, sind wir der Auffassung, dass das eigentlich an der Medizinischen Universität Wien zu betreiben ist.

Aber betreffend beide Anträge würde ich schon unmissverständlich festhalten wollen, dass Wien über ein hervorragendes Modell der Ausbildung auch im Bereich der Krankenpflegeschulen verfügt, dass Wien in diesem Bereich der Ausbildung und auch der weitergehenden Ausbildung - der Fachausbildung in den Akademien am AKH beispielsweise - weit über Wien hinaus auch in den Bundesländern bekannt und anerkannt ist und Wien ja auch, wie Sie wissen, weit über den Bedarf, den die Stadt selbst hat, hinaus ausbildet.

Daher meine ich, dass das Studium der Pflegewissenschaft, das an und für sich auch nicht in Frage gestellt wurde, an den Universitäten erfolgen soll, an der Medizinischen Universität Wien, dass dort auch ein Lehrstuhl dafür einzurichten ist, aber die Finanzierung von der Seite her zu bedecken ist, in deren Kompetenz es liegt. Daher ersuche ich, auch diesen Antrag abzulehnen.

Zum Akt selbst nur einige wenige Sätze: Mit diesem Antrag wird die Möglichkeit geschaffen, aus nicht verbrauchten Mitteln des Verrechnungsjahres Rücklagen zu bilden, die wir für die Umsetzung der Geriatrie-Offensive, die wir weiterhin offensiv vorantreiben wollen, auch dringend benötigen. Diese 34 Millionen EUR sind ein wesentlicher Teil dafür. Ich ersuche nochmals um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die 

Hand zu heben. - Das ist einstimmig angenommen.

Es liegen mir zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Ich bringe zuerst den Antrag der Grünen Fraktion zur Abstimmung: Bereitstellung von Finanzmitteln für das Studium der Pflegewissenschaften. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE sind dafür, das ist nicht die Mehrheit, der Antrag ist daher abgelehnt.

Der nächste Antrag ist jener der ÖVP betreffend ein Bachelor-Studienmodell an einer FH. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir gelangen zur Postnummer 46. 

Hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir können daher sogleich zur Abstimmung kommen. 

Ich stelle fest, dass mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder anwesend sind. 

Wer der Post 46 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Die Tagesordnung ist erschöpft.

Heute ist einer der seltenen Fälle, dass ich den einen Gast auf der Galerie nicht bitten muss, den Saal zu verlassen, weil wir keine nichtöffentliche Sitzung haben.

Ich wünsche einen schönen Abend.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 16.35 Uhr.)
